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über deutsche E,eichs- und Staatsangehörigkeit soll ein 
Entwurf entscheiden, den unser Reichstag, wenn er im Herbste 
dieses Jahres wieder zusammentritt, auf seinem Tische finden 
wird. Kein Streit also um Steuern und ZöUe, um Nährstand 
und Wehrstand. Eine Frage vielmehr des mächtigen Buch- 
stabens, der Deutsche schaffen und austilgen kann. Und eine 
Frage, die manchen der Besten — rechts, links, wie aus der 
Mitte, wer immer in den Sesseln der Eeichstagshalle auf das 
Glockenzeichen warten mag — aufblicken läßt zu dem drei- 
farbigen Banner über der Türe, in vergangenen Tagen durch die 
Deutschen von New Orleans dem deutschen Parlament geschenkt. 

Deutschland wird aufhorchen, wenn die Glocke klingt, denn 
es -ward lange ersehnt, dieses Zeichen. Für ein Volk, das sich 
— wirtschaftlich mehr als politisch — bei ständig wachsender 
Volkszahl eingeengt sieht durch gewaltige Mächte, das umgekehrt 
nichts so arg hat spüren müssen, als den Undank solcher 
Völker, die es mit deutschem Blute und deutscher Kultur 
beschenkte, bedeutet diese Stunde einen Sammelruf, weithinaus 
über See und Sand. 

Von verlorenen Deutschen spricht die alte Fahne, auf- 
gegangen zumeist im Bürgertume desjenigen Staates, der nach 
den Worten seines Präsidenten nur Amerikaner gebrauchen 
kann, verloren — soweit wir die Keichsbürtigkeit der Deutsch- 
amerikaner zugrunde legen — bis auf acht vom Hundert. zahnK.G. i906. 

Nordamerika besinnt sich auf den Dank, Brasilien erkennt zeitiing 1905. 
den Nutzen seiner Deutschen. Von den Ländern älterer ger- 
manischer Siedelung, von den Angelsachsen und Franken gilt 
das noch nicht. In der Lombardei vergißt man der nordischen 
Urheber der Eenaissance. Die Kämpfe in Ungarn, Kurland und 
Böhmen richten sich gegen die deutschen Bringer der Kultur. 
, Jedes Volk,* so will uns Schiller trösten, ^hat seinen Tag 
der Geschichte, doch der Tag des Deutschen ist die Ernte der 
ganzen Zeit.* 
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Wir aber wollen uns nicht trösten lassen. Wir wollen den 
Bronnen germanischen Lebens nicht sinnlos abströmen lassen in 
die Fremde, wir wollen sein Wasser rein erhalten und ihm den 
Eückweg offen halten, soweit wir können. Wir fordern die 
Ernte des Tages, wir müßten sonst fürchten, da£ der kommende 
Tag ein »Tag anderer* werde. Darum ruft uns das Signal zum 
Sammeln. 

Wir denken nicht der Siedler von Neuburg, Schoharie und 
dem Mohawk, nicht jener verarmten und bedrückten Schar, die 
als »ein Heer ohne Offiziere* nach dem Dreißigjährigen Kriege 
den Rhein hinunterzog, um dem britischen Koloniäladel. die 
arbeitsame Hand zu leihen. 

Wir denken auch nicht der Großen unter ihnen, eines 
Weiseb, eines Hebckhtstmtsk, eines Astob. Nicht j.ener, die im 
Kampfe gegen Indianer, Franzosen und Engländer dort drüben 
in erster Beihe standen. Nicht jener Blüte der Intelligenz, die 
wir im neunzehnten Jahrhundert hinaussandten:. 

Als Beichsdeutsche halten wir uns an das Reich und an 

harte nüchterne Zahlen. Es gibt über drei' Millionen an deut- 

Köinisohe zeitg,schen Beichsbürtigen im Auslande, dagegen nur rund sieben* 

' hunderttausend Reichsangehörige, von denen wiederum rund 

Zahn K. G. iws.vi^rhundcrtf ünfzigtauscnd nicht reichsbürtig sind. ' Von den 

Reichsbüxtigen blieb demnach weniger als ein Zehntel reichs- 

angehörig. 

: Tim diese Ziffern zu ändern, ändern wir unser Gesetz. Wir 
wissen nicht, welchen Entwurf der Staatssekretär in seinei" Toga 
birgt, es kann sein, daß sich beim ersten Würfelrollen die Größe 
der Aufgabe noch nicht zeigt. Aber schon der Anfang, das ist 
sicher, verästelt sich mit Naturnotwendigkeit in ausländische Gesetze 
und berührt — sichtbar oder nicht -^ die Wurzeln des Reiches. 

Viel mag sich ein Volk der allgemeinen Wehrpflicht von 
solcher Gesetzesäaderung nicht versprechen, Freiheitsdrang und 
räumliche Entfernung sind unsere Feinde. Aber nicht diese 
allein. Man sagt in aller Welt, Deutschland schüttele öeine 
Auslanddeutschen ab, wo es nur könne, durch öein Gesetz. 
Man gibt also dem Gesetze die Schuld, 

Was daran wahr ist und wie das geköinmen, wollen wir 
nachweisen. Die geschichtlichen Gründe hat man oft vergessen, 
den Weg einer Abhilfe oft vergeblich gesucht. Eine weltfremde 
Doktrin und eine nationale Leidenschaft gilt es gleichermaßen 



ZU vermeiden. Um allen Fragen gerecht zu werden, jgilt es 
neben der deutschen auch die Rechtslage anderer Völker zu 
prüfen. Es gilt das Recht der Welt zu durchforschen, damit es 
unseren Zwecken dienstbar werde. 

In solchem Sinne wurde diese Schrift geschrieben — in der 
Nordwestecke des Reiches, an der Ausfallstelle unseres Volks- 
tums, in einer Stadt, deren Kaufleute und Juristen davon zu 
erzählen wissen, wie oft die Überseer deutschen Blutes in Fragen 
deutschen Bürgerrechts ratsuchend an ihre Türe pochten. 

Hamburg, im September 1908. 

Der Terfasser, 
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Erstes Hanptstfick. 
Reich und Staat 

(Drei Forderungen.) 

L Binnenwandernng und Answandernng. 

Unser Gesetz betreffend Erwerb und Verlust der 
(norddeutschen Bundes- jetzt der) Beichsangehörigkeit ist 
entstanden zu einer Zeit^ in der die süddeutschen Staaten noch 
als Ausland galten und die Mainlinie noch trennend zwischen 
den deutschen Stämmen lag. Als das Gesetz vor der Beichs- 
gründung zu Zeiten des Norddeutschen Bundes geschaffen wurde, 
konnten dem Gesetzgeber beileibe noch nicht die Aufgaben vor 
Augen stehen, an die der Deutsche unserer Tage denkt, wenn 
er vom Reiche und den Auslanddeutschen spricht. Die 
Schlachten des Deutsch-Französischen Krieges waren noch nicht 
geschlagen, die Kriegsflotte des Reiches schwamm noch nicht 
auf dem Wasser. Ein Deutschbewußtsein war vorhanden, aber 
das für ^ine nationale Bürgerrechtsgesetzgebung erforderliche 
Kraftgefühl mußte fehlen. Vor allem mußte es fehlen an der 
Möglichkeit, eine ausreichende konsularische Vertretung und 
einen genügenden Schutz der Bundesangehörigen im Auslande 
zu schaffen. 

Man mag es bedauern, aber man muß es erklärlich finden, 
daß unser unzulängliches Gesetz vom Norddeutschen Bunde auf 
das neue Reich übernommen wurde. Einem Bismaboe erschien 
der deutsche Auswanderer noch als ein Mann, der mit der Aus- 
wanderung sein nationales Kleid auszog. Das konnte denn 
auch nicht anders sein: wer den Heimatdeutschen das Haus zu 
bauen hatte, der durfte nicht die Auslanddeutschen mit der 
Seele suchen. Erst später, als das Haus gegründet war, als 
BisMABCK dem Drängen der Kolonialpolitiker sein Ohr lieh und 
in letzter Stunde nach überseeischen Weideplätzen griff^ erst 
später ward es anders. 

Batjen, Der Kampf um die Beiohsangehöiigkeit. 1 
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Um so mehr stand dem Gesetzgeber des Norddeutschen 
Bundes eine andere Aufgabe voran. Er konnte der im Aus- 
lande verstreuten Schößlinge des Deutschtums nicht achten, er 
hatte des Baumes selbst zu warten. Mit sorglicher Hand mußte 
er das Band des gemeinsamen norddeutschen Indigenats 
um die Zweige flechten, ehe sich der King gemeinsamen Beichs- 
deutschtums um den Stamm legen konnte. 

Das Gesetz belehrt uns über die Folgen dieser geschichtlich 
gegebenen Beschränkung. 

Die erste Sorge des Gesetzgebers galt der norddeutschen 
Binnenwanderung, hier in Gegensatz gestellt zur nord- 
deutschen Aus- und Einwanderung. Es galt in erster Linie, 
das Verhältnis der Angehörigen der norddeutschen Bundes- 
staaten untereinander zu regeln. Die Folge dieser Kegelung 
ist, daß ein Deutscher, zumal die Staatsangehörigkeit des ver- 
lassenen Staates kraft Abstanmiungsrechts auch den Ejbdern 
des Uberwanderers erhalten bleibt, zahlreiche deutsche Staats- 
angehörigkeiten in seiner Person vereinigen kann. Es ist das 
eine geschichtlich erklärliche Eigentümlichkeit des deutschen 
Kechts. Für einen jeden der norddeutschen Staaten fielen und 
fallen die übrigen norddeutschen, wie alle anderen deutschen 
Staaten insoweit noch unter den staatsrechtlichen Begriff des 
Auslandes; wir besitzen in der sogenannten „Aufnahme^' eine 
gegenseitig erleichterte Einbürgerung, solange jedoch keine Ent- 
lassung aus dem alten Staatsverbande erbeten wird, lassen wir 
die alten Stanmiesrechte neben der neuen Staatsangehörigkeit 
iiabandj.z. Ungehindert walten. Tatsächlich verliert dieser Abstammungs- 
Zftim, Koi.'.Ge8.grundsatz, wie das schon vor Jahren der Altmeister Labanb 
dargetan hat, in Sachen deutscher Binnenwanderung jede prak- 
tische Bedeutung. Er wirkt verwirrend und darum schädlich. 
Es kann deutsche Staatsangehörigkeiten geben, deren Fortdauer 
in Kindern und Kindeskindem ihren Trägem nicht mehr bewußt 
ist, die kein Rekrut, der sieh zum Fahneneide stellt, keine 
Behörde und kein Landtagswähler mehr kennen und nach- 
prüfen kann. ,,Es gibt,^' so sagt Labaio), «im Deutschen Reiche 
Millionen von Menschen, die nicht wissen, welchem Staate sie 
angehören und sich eine unrichtige Staatsangehörigkeit bei- 
legen.* Laband schlägt deshalb vor, an Stelle der unabseh- 
baren Häufung deutscher Staatsangehörigkeiten auf dem einzelnen 
Haupte innerhalb Deutschlands einen (willenlosen) Wechsel der 
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Staatsangehörigkeit treten zu lassen, bedingt durch zweijährigen 
Wohnsitz des Überwanderers im neuen Bundesstaate. 

Damit verwischt man die alte Staatsangehörigkeit des Uber- 
wanderers jedoch allzuschnell und berücksichtigt nicht genügend 
die Möglichkeit der Rückwanderung. Aus idealen, wie aus 
praktischen Gründen darf man das Alte nur fallen lassen, wenn 
es fallen muß. Es wird daher richtiger ßein (abgesehen von 
der freiwilligen, zum Staatsangehörigkeitswechsel auszugestalten- 
den Aufnahme) die Geburt auf dem Staatsboden entscheiden 
und mit ihr ein Erlöschen der angestammten Angehörigkeit ein- 
treten zu lassen. Genauer gesagt, hätte zu entscheiden: der 
Wohnsitz des Täters znr Zeit der Oebnrt 

Es ist das der erste Leitsatz, der für das künftige Gesetz 
aufgestellt werden kann. Er lehnt sich an eine — insoweit 
brauchbare — fremdländische Regel und schafft einen greifbaren 
Zeitpunkt des Wechsels. 

Innerhalb des Reiches mag man den gegenwärtigen Stand 
der Dinge für verhältnismäßig harmlos halten. Aber er wirkt 
ein auf die Rechtsverhältnisse des Reichsdeutschen im Auslande. i>aiwnd j.z. 
Der Auswanderer muß die Entlassung in jedem Bundesstaate 
nachsuchen, dem er angehört, unsere heutigen Grundsätze 
können also dem ungewollten Ziele dienen, ihn unfreiwillig am 
Reiche festzuhalten. Sie können umgekehrt vor demjenigen, der 
sich zur Wiederaufnahme beim Konsul meldet, papieme Hinder- 
nisse türmen, die er nicht zu überwinden vermag, denn der 
Nachweis des „früheren Heimatstaates^' hat vorauszugehen. Ist 
es ihm schon in der Heimat schwer, ihn zu führen, wievielmehr 
da draußen. 

Als weitere Folge seiner Beschränkung zeigt uns das Gesetz 
den Mangel eines hinlänglichen Unterscheidungsvermögens 
zwischen deutscher Binnenwanderung und Auswande- 
rung. Die Rücksicht, die der Norddeutsche Bund dem deut- Lehmaim 8. 
sehen Süden schuldige war, hat er dem Gesamtauslande gegen- 
über walten lassen. Wie daheim, so bringt man draußen den • 
Abstammungsgrundsatz, dort vermählt mit dem Verlustgrunde 
der Verjährung, zu unbedingter Geltung. Der Abstammung 
zuliebe geben wir mit dem Verlierenden im Auslande dessen 
FamiUe preis; was also im Inlande der Erhaltung dient, 
dient dort dem Verluste. Ein positiver Grundsatz gestaltet 

sich negativ. Statt ihn unserer Entwickelung entsprechend 

1» 



auszubauen, sind wir stehen geblieben und haben uns von 
der Gesetzgebung aller Weltvölker um Jahrzehnte überholen 
lassen. 

II. Belchsangehorigkeit und Staatsangehörigkeit 

In Verbindung mit der dargetanen Eigentümlichkeit steht 
ein anderer hochbedeutsamer Grundzug unserer Gesetzgebung. 
Nur der Elsaß-Lothringer erwirbt das Reichsbürgerrecht 
kraft seiner Zugehörigkeit zum Reiche, daneben gibt es noch 
einen unmittelbaren Erwerb des Reichsbürgerrechts durch 
Fremde, die in den Dienst des Reiches treten. Daß die 
Gesetzgebung zwischen den Elsaß -Lothringer und das Reich 
Bastritten: eine Vermittelnde „Landesangehörigkeit" gestellt hat, daß 

^^Ä"- sie femer den fremden Reichsdienstnehmer dort staatsangehörig 
werden läßt, wo er im Reichsinlande wohnt, kann uns nicht 
daran hindern, in beiden Fällen von einem in seinem Ursprünge 
selbständigen Reichsbürgerrechte zu reden. Eine weitere Ent- 

cahn 12, 132. wickeluuff uach dieser Richtung hat das Gesetz vx)m 15. März 

Siebep I. 67. ® ® 

Arndt 49. 1888 für die in unseren Schutz&cebieten ansässigen Aus- 

Benedix 627. . , ° , ® 

länder gebracht Hier zuerst dient keine Landes- oder deutsche 
Staatsangehörigkeit mehr als Vermittlerin des Reichsdeutsch- 
tumes, hier zuerst begegnen wir einem nicht nur in seinem 
Ursprünge, sondern auch in seinem Begriffe reinen und klaren 
Reichsbürgerrechte. 

Von diesen Ausnahmen abgesehen, wird die Reichs- 
angehörigkeit stets durch die Zugehörigkeit zu einem Bundes- 
staate vermittelt, sie wird mit ihr erworben und geht mit ihr 
verloren. Auch diese Tatsache ist in der Entstehung des 
Reiches geschichtlich begründet. Ihre Abänderung unter fort- 
schreitender EntWickelung eines selbständigen Reichsbürgerrechts 
bildet das Ziel mancher Wünsche, 

Diese Wünsche sind mit äußerster Vorsicht aufzufassen, 
obwohl man bei Entstehung des Gesetzes allgemein mit ihrer 
Faioke ib^ dereiustigeu Erfüllung gerechnet haben und den jetzigen Zu- 
stand nur als ein Provisorium betrachtet haben mag. Sie sind 
nur insoweit beachtlich, als sie sich auf wirklich zwingende 
Gründe zu stützen vermögen. Ist doch die deutsche Stammes- 
zugehörigkeit als Vermittlerin der Reichszugehörigkeit tief im 
deutschen Bewußtsein begründet. In den dem unserigen ähn- 
lichen Staatengebilden, in der Schweiz, wie in Nordamerika, 
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hat man trotz fortschreitender Ausbildung der Bundesgewalt 
die Kantonal- und einzelstaatliehen Bürgerrechte nirgends aus- 
geschaltet, ein Grund mehr für uns, nie und nirgends zu rühren 
an den deutschen Stammesrechten, wo das irgend angängig ist. 

Wenn wir für die Binnenwanderung im Binnenlande den 
Austausch dieser Rechte auf Grund der Inlandgeburt empfahlen, 
so geschah das nur, um diese Stammesrechte nicht zu wesen- 
losen Schatten werden zu lassen. Die fernere Ausbildung eines 
selbständigen Beichsbürgerrechts in der Heimat kommt kaum 
in Frage. Wo es entsteht, da tut man weise, wie bisher, eine 
Landes- oder Staatsangehörigkeit vermittelnd einzuschieben. 

Dieses Hilfsmittel verläßt uns jenseits der europäischen 
Grenzen unseres Kelches. Unsere Kolonien gehören keinem 
Einzelstaate und unser schon genanntes Schutzgebietsgesetz, laut 
dessen Fremde bei Niederlassung in den Schutzgebieten auf 
ihren Antrag durch den Reichskanzler zu Reichsangehörigen 
gemacht werden können, zeigt uns eine mit zwingender Not- 
wendigkeit eingetretene Ausschaltung einzelstaatlicher Angehörig- 
keit. Je mehr Fremde wir in den Kolonien eindeutschen, je 
weniger wir fremdbleibende Kolonistenfamilien dort dulden, 
desto mehr wird die Ausnahme eines selbständigen Reichsbürger- 
rechts im überseeischen Deutschland zur Regel werden. Es ist 
das eine der nordamerikanischen Schwesterentwickelung keines- 
wegs fremde Erscheinung. Auch Nordamerika kennt außer- 
halb der Gebiete seiner Einzelstaaten, in den Indianerterritorien, sieber i. iss, 
ein mit Naturnotwendigkeit entstandenes selbständiges Unions- 
bürgerrecht. Nicht minder wird sich, seit die Vereinigten Staaten 
in die Reihe der Kolonialmächte getreten sind, in ihren Kolonien 
die Entwickelung eines selbständigen Unionsbürgerrechts er- 
geben. Es zeigt sich allerdings noch ein anderer Weg. Eng-sieberi.so9,476. 
land hat ihn beschritten, als es Kolonialbürgerrechte zuließ, die 
dem Mutterlande gegenüber nicht Vollbürgerrechte sind. Deutsch- 
land ist diesen Weg nicht gegangen, es kennt nur ganze 
Deutsche. Insoweit also läßt sich nichts Neues fordern, noch 
wünschen: wir werden die jungen Keime des selbständigen 
Reichsbürgerrechts der Kolonien aus sich selbst an die Sonne 
streben lassen, wenn anders wir das überseeische Deutschland 
nach den Worten des Kaisers fest an das heimische knüpfen 
wollen. 

Immerhin gibt es ein weiteres überseeisches Deutschtum 



— 6 — 

außerhalb unserer Kolonien , das wir doppelt fest an uns zu 
knüpfen haben, weil es gilt, die Folgen unserer späten nationalen 
Entwickelung auszugleichen. Unser deutsches, nächst dem eng- 
lischen am meisten über den Erdball verbreitetes Volk hat die 
Fehler seiner Geschichte wieder gut zu machen, die zerrissenen 
Fäden dort wieder aufzusuchen, wo irgend im Inlande oder 
Auslande ein freier, deutscher Wille um die Aufnahme wirbt. 

Als in der Geburtsstunde des Reiches unsere gesetzliche 
Verjährung des Keichsdeutschtums geschafEen wurde, fehlte es 
nicht an ernsten Mahnern. Kein großes Volk, das sich selber 
achte, so rief Miqubl damals, dürfe einen derartigen Grundsatz 
in seine Gesetze schreiben. Bbaun- Wiesbaden, der kritische 
Bekämpfer aller Kirchturmspolitik, trat ihm zur Seite. Man 
vo^pS^mer b^J^l^g^^® ^^ Gemüter damals mit dem Hinweise, daß etwaigen 
Härten solcher gesetzlichen Entdeutschung eine erleichterte 
Wiederaufnahme gegenüberstehe, schuf doch Deutschland sogar 
eine Ausnahmeeinrichtung, als es die Wiederaufnahme selbst 
im Auslande, auf dem Boden eines fremden Staates und ohne 
Wohnsitznahme im Inlande für zulässig erklärte. 

Es ist aber anzumerken, daß damit nur eine Wiederauf- 
nahme solcher, die in eigener Person jemals Reichs- 
deutsche waren und das Reichsdeutschtum durch Ver- 
Oahn 181. jähruug vcrlorcn, geschaffen wurde. Das eben ist ein Zeichen 
jener waffenklirrenden und dazumal neudeutschen Zeit, wie eine 
jede erfüllt von wandelbaren und deshalb neu zu ergänzenden 
Idealen: Sie konnte der Bande nicht achten, die das neu- 
erstehende Deutsche Reich verknüpften mit den vor der Reichs- 
gründung ausgewanderten und anders als durch Zeitablauf ent- 
bürgerten Deutschen, den Opfern einer veralteten und bunten 
einzelstafitlichen Gesetzgebung. Und das eben ist ein Zeichen 
der darauf folgenden ^ saturierten*' Zeit, daß sie nichts wissen 
wollte voi^ der Nächholung einer während der Reichsgründung 
notgedrungen versäumten Aufgabe. Hasse war es, der bereits 
vor zwanzig Jahren eine Ausgestaltung unseres Wiederaufnahme- 
verfahrens forderte. Man gab ihm zu, daß es der Verbesserung 
bedürftig sei und half ihm dennoch nicht. Zwanzig Jahre lang 
unterlagen seine Vorschläge keinerlei nennenswerten Erörterungen 
und ebenso nicht der zweifellos wünschenswerten, vom Zentrums- 
ftihrer Liebeb vermißten Vertiefung. 

Heuer weht freilich ein anderer Wind, Im vergangenen 
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Jahre haben sich nacheinander die nationalliberale Jagend imd 
die freisinnigen Parteien der Vorarbeit des Alldeutschen Ver- 
bandes und der Kolonialgesellschaft angeschlossen/ denen als 
Dritter im Bunde letzthin der Allgemeine deuteche SchulTerein 
zur Seite getreten ist. Der Nationalliberale Held hat im Par- 
lament jenen Weg wieder aufgenommen^ den einst sein Fraktions- 
genosse Hasse im Bunde mit dem konservativen Grafen Abnim 
gegangen war. Helds an den Reichstag gerichteter Antrag zielt 
auf eine erleichterte Aufnahme der Nachkommen früherer 
Deutscher^ und zwar wie wir annehmen^ nicht hur im Inlande^ 
ab. Man scheint somit allgemach von einer Wiederaufnahme 
früherer Reichsbürger zu einer Aufnahme von Menschen reichs- 
deutschen Stanmies vorschreiten zu wollen. Man will einen Fort- 
schritt machen von einleuchtender Selbstverständlichkeit und 
gelangt damit auf den springenden Punkt: die Wiederaufnahme 
solcher, die in eigener Person niemals Reichsdeutsche waren, 
vollzieht sich gegenwärtig nur durch die ordentliche 
Naturalisation, ist also insonderheit bedingt durch die 
Wohnsitznahme im Deutschen Reiche. 

Denken wir uns in Generationen zurück, so mag uns die 
Erweiterung bedenklich stimmen. Dennoch handelt es sich auch 
hier nicht um die Durchführung neuer, grundstürzender Ge- 
danken, auch hier ist nichts weiter nötig, als die sorgsame Aus- 
gestaltung bereits bestehenjd^ Grundsätze. Mit welchen Vor- 
sichtsmaßregeln das geschehen kann, sei später gesagt. Vorab 
ein Weiteres: 

Unser Wiederaufnahmeverfahren hat sich nicht bewährt, zu- 
nächst weil man in dem schroffen Ansprüche, der Aufzunehmende 
dürfe kein fremdes Bürgerrecht besitzen, zuweit ging, vor allem 
aber, weil dem Wiedererwerbe deutscher Reichsangehörigkeit der 
oft unmögliche Nachweis einer früher bestandenen einzelstaat- 
lichen deutschen Angehörigkeit vorauszugehen hat. Dieses Nach- 
weises wegen steht die einzelstaatliche Angehörigkeit nicht ver- 
mittelnd, sondern hindenid im Wege, eine unterschiedliche Hand- 
habung der Wiederaufnahme durch die Einzelstaaten ergibt sich 
als fernere Störung von selbst. 

Deshalb liegt dort und wohl nur dort, wo eine Wieder- 
aufnahme ohne Wohnsitznahme auf deutschem Inland- oder 
Kolonialboden (also im Auslande) in Frage kommt, die eigent- 
liche Entwicklungsnotwendigkeit eines in seinem Ursprünge 
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selbständigen Keiohsbürgerreohts. Es kann erwachsen 
unter voller Wahrung der einzelstaatlichen Kechte. Wo irgend sich 
eine Zugehörigkeit zu einem Bundesstaate — vielleicht aus dem 
letzten deutschen Wohnsitze der Familie heraus — feststellen 
läßt^ da mag und muß die Überweisung an diesen Bundes- 
staat die Folge der Aufnahme in die Keichsangehörigkeit werden, 
doch muß im Auslande der Erwerb des Beichsbürgerrechts selbst 
von solcher Überweisung grundsätzlich unabhängig sein. Jenseits 
der Grenzen der Einzelstaaten ist das billig und natürlich, wenn 
anders das Beichsbürgerrecht nicht am Beichsboden haften und 
unser deutsches Weltvolk einen Schritt voran tun soll. 

Damit erledigt sich die nicht ungefährliche Streitfrage, 
welchen Bang die Beichsangehörigkeit gegenüber der einzelnen 
Staatsangehörigkeit in der Zukunft besitzen soll: den primären 
Benedix 888. oder, wie bisher, den sekundären. 

Verwandte Staatengebilde zeigen uns, das sich Nord- 
amerika, je mehr es an Kraft gewonnen, desto mehr auch 
dazu durchgerungen hat, dem Unionsbürgerrechte den Vorrang 
vor dem einzelstaatlichen Bürgerrecht zu geben. In den Ver- 
siaber 1. 187. einigten Staaten wird das einzelstaatliche Bürgerrecht tat- 
sächlich erst durch Vermittlung des ünionsbürgerrechts erworben. 
In der Schweiz dagegen tragen die Kantonalbürgerrechte den 
primären Charakter: man wird ein Schweizerbürger nur durch 
Vermittlung des Kantons. Nordamerika hat den reinsten Cha- 
rakter eines Bundesstaates erhalten. 

Aus theoretischen Begriffen heraus soll die Entscheidung 
jedoch nicht getroffen werden. Unser Staatengebilde ist aus 
eigenen geschichtlichen Voraussetzungen und aus deutscher 
Eigenart erwachsen. Lassen wir innerhalb unserer europäischen 
Grenzen dem einzelstaatlichen Bechte den Vorrang, so entspricht 
das der Beichsverfassung und schwächt nicht^ sondern stärkt die 
Wurzeln unserer Kraft. Nur außerhalb der Beichsgrenzen muß 
das Beichsbürgerrecht, soweit eben nötig, den vermittelnden, 
primären Charakter erhalten. Es verträgt sich das mit unserer 
Beichsverfassung genau so gut wie das selbständige Beichs- 
bürgerrecht der Schutzgebiete. Was wir für die Ausland- 
deutschen fordern, ist weniger, als das Schutzgebietsgesetz 
den Kolonialdeutschen gab, wir fordern für sie kein dauernd 
selbständiges, sondern nur ein in seiner Entstehung, wenn 
nötig, unabhängiges Becht^ dem sich die einzelne Staats- 
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angehörigkeit nach einfach zu findenden Grandsätzen hinzu- 
fügen ließe. 

Wir stellen damit den zirelten Orundsatz einer Gesetzes- 
verbesserung auf und es darf uns nicht kümmern^ daß uns die 
Wissenschaft diesen Versuch einer Lösung noch nicht bot. 

Wenn Bendix^ als neuer, tiefgründiger und selbständiger 
Beurteiler der Frage, die Reichsangehörigkeit ganz allgemein 
voranstellen und dennoch den Erwerb der Staatsangehörigkeit 
ganz allgemein als Bedingung des Erwerbes hinzufügen will, 
so heißt das, beide einander gleichstellen, keine wirkt primär 
und keine ist unabhängig von der anderen. Das ist für das 
Ausland nicht brauchbar und zudem nicht möglich, weil wir in 
den Kolonien (wenn nicht in Elsaß - Lothringen) bereits selb- 
ständige Reichsangehörigkeiten ohne Staatsangehörigkeit 
besitzen. Man vergesse nicht, daß sich deutsche Familien auch aus 
Swakopmund (oder Straßburg) nach Buenos Aires oder Montevideo 
wenden können, sich ausbürgern und wieder einbürgern können. 
Wie steht es hier mit dem Nachweise der Staatsangehörigkeit? Eine 
einfache ümkehrung des Verhältnisses verfängt nicht. Es gibt nur 
ein Mittel, nur ein einziges, das berechtigte Empfindlichkeiten 
schont und berechtigten Bedürfnissen gerecht wird: im Inlande 
gehe das Staatsbürgerrecht vor, im Auslände das Beich. 

Gleichzeitig werden die Schwierigkeiten schwinden, die sich 
aus unserer vielbeklagten und schwerfälligen Wort- und Begriffs- 
bildung einer , Reichs- und Staatsangehörigkeit* für den 
schlichten Auslanddeutschen ergeben. Mit einer von Professor y. M^rtitB 798. 
VON Mabtitz mit Fug gelobten Ritterlichkeit nennt sich der 
Engländer im In- und Auslande den Untertan seines Königs. 
Der Italiener bezeichnet sich als italienischen Bürger, der Schweizer 
als Schweizerbürger. Das in sich geschlossene Volk von Frank- 
reich spricht im In- und Auslande schlechtweg von ^Franzosen**. 
Wir Deutsche können uns nicht so ohne weiteres als die Ge- 
samtheit der Deutschen bezeichnen, der Adler schützt noch nicht nasse 1. 1, 4. 
siebenzig vom Hundert der in Europa wohnenden Deutschen 
und allein an Nordamerika haben wir in einem einzigen Jahr- nasse 1. 1, 57. 
hundert ein Volk von der Zahl des Königreichs Bayern ab- 
gegeben. Es ist weiter keineswegs wünschenswert, daß das seiner 
Kürze halber brauchbare wissenschaftlich nicht ganz stichhaltige 
Wort , Reichsbürgerrecht* den Begriff der Zugehörigkeit zu den 
Einzelstaaten verdränge; ritterlich gleich dem Engländer mag 
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der Angehörige eines deutschen Staates auch im Auslande zuerst 
an seinen Fürsten denken. Aber ein Begriff^ der alles umfaßt, 
muß zu höheren Ehren kommen: «ßeichsdeutsch'^ so heißt 
er. Wir wollen den Deutschen, der nicht zum Reiche gehört, 
in Ehren halten. Wir wollen uns jedoch vor einer schädlichen 
Begriffsverwirrung hüten. Es gibt eine einfache und natürliche 
Schlußfolgerung: je mehr der Gesichtskreis unserer Gesetzgebung 
sich vorschieben muß in das Ausland, desto mehr tritt die Unter- 
scheidung zwischen reichsdeutsch und stammdeutsch in den 
Vordergrund, desto mehr verschwindet umgekehrt im Auslande 
die Unterscheidung zwischen Keich und Einzelstaat. 

III. Die Frage der Beichsaufsicht über die 

Beichsangehörigkeit 

hinausgehend über die Tätigkeit der Keichskonsulate — min- 
destens für das Ausland — erlangt deshalb eine gewisse Be- 
deutung. Hasse, dessen Sorge dabei überwiegend einer Beauf- 
sichtigung der Einwanderung gegolten haben mag, schlug 
seinerzeit vor, eine einheitliche Kontrolle in die Hände des 
Bendiz 885. Bundesamtes für das Heimatwesen zu legen. Bendix hat 
neuerdings vorgeschlagen, eine entsprechende Abteilung des 
Auswärtigen Amtes zu schaffen, indem er die Auswanderung 
in den Vordergrund schob. Wie dem auch sei, es bleibt er- 
sichtlich, daß ein großes Volk sich den geschlossenen National- 
staaten der Jetztzeit gegenüber der besten Kraft begibt, wenn 
es auf eine einheitliche Handhabung seiner Bürgerrechtspolitik 
verzichten wollte. 

Daß in Frankreich und England alle Fäden dieser 
Politik an einer Stelle zusammenlaufen, ist selbstverständlich. 
Minder selbstverständlich, aber um so bemerkenswerter ist es, 
daß auch die Schweiz und Nordamerika uns in der Ausbildung 
einer einheitlichen Bundesaufsicht vorangegangen sind. Die 
Vereinigten Staaten folgen heute nicht so sehr im Interesse 
der Pflanzerstaaten des Südens, als in Rücksicht auf eine gewisse 
Partei des Nordens einer Politik, die einer Erschwerung des 
Bürgerrechtserwerbes gleichkommt. Ehedem laß man es anders, 
ehedem war auch der Norden mensohenbedürftig, ehedem stand 
man sogar vor der Tatsache, daß das Bürgerrecht in Einzel- 
staaten, besonders vor den Wahlen, häufig leichtsinnig und vor- 
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schnell verliehen wurde. Es hat das langsam, aber naturgemäß 
dahin geführt, daß man die Erwerbung des Bürgerrechts zur 
Bundessache machte. In der Schweiz wiederum hat man, ins- 
besondere in den Städten, mit einer gefahrdrohenden Überhand- 
nähme des Fremdentumes zu kämpfen, der gegenüber nur ein 
einheitliches Vorgehen Erfolg verspricht. Unter Erhaltung der 
Kantonsbürgerrechte hat man — scharfen Einbürgerungsmaß- 
regeln zuliebe — also aus, mit Nordamerika verglichen, gegen- 
teiligen Gründen — , die Bundesaufsicht eingeführt. Dennoch 
liegt der innere Zusammenhang zutage. 

Als Einbürgerungsland spielen wir für die Völker Ost- 
europas gegenwärtig die gleiche EoUe, die früher Nordamerika 
gegenüber unseren Auswanderern einnahm. Die Gefahr Amerikas 
und die Gefahr der Schweiz gilt auch für uns. Deshalb bleibt 
es widersinnig, daß ein Fremder, dessen Naturalisationsgesuch in 
einem Einzelstaate abgewiesen wird, sich immer noch an den 
anderen wenden kann. Der Gedanke einer Beichsleitung tritt 
jedoch insoweit zurück, als Deutschland etwa zu einer gesetz- 
lichen Einbürgerung seiner auf Beichsboden ansässigen Fremd- 
familien übergehen sollte. Hier ersetzt ein Gesetz den Gedanken 
der Kontrolle. Soweit umgekehrt die Erschwerung der Ein- 
bürgerung erforderlich werden sollte, kann ein Eeichsgesetz 
gleichfalls genügen. 

Ebenso kann bei Ausbürgerung der Auswanderer ein 
klares Allgemeingesetz eine Zentralgewalt ersetzen. Es braucht 
die Schaffung einer zusammenfassenden Stelle vielleicht nur zur 
Erörterung zu stehen, um der Frage nach der Zuständigkeit 
dieses oder jenes Konsulats und nach der Gültigkeit seiner Ein- 
tragungen oder Löschungen die Spitze abzubrechen. Anders bei 
Wiederaufnahme Deutscher im Auslande. Hier schadet die dis- 
kretionäre Gewalt des Einzelgliedes dem Ganzen, hier heißt es 
also, sie im Interesse einheitlicher Behandlung durch ein Beichs- 
zentralorgan zu ersetzen. 

Wir beschränken unsere dritte Forderung deshalb dahin, 
die Anslandaufnahme in die Hände des Beiches zu legen 
und einer Keichszentralbehörde als oberster Instanz zu unter- 
werfen. Es würde das lediglich ein Ausfluß sein jener unmittel- 
baren Schutzpflicht, die das Reich den Auslanddeutschen gegen- 
über laut der Beichsverfassung übernonunen hat, mögen sie Staats- 
angehörige, Landesangehörige oder lediglich Beichsbürger sein. 
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Zweites Hanptstück. 
Reich und Volk. 

(Drei weitere Forderungen.) 
I. Beichsdeutsche Abstammung. 

Um den vierten Ausgangspunkt zu finden^ gilt es zurück- 
zugreifen auf die bange Sorge, die den Herren Miquel und 
Bbaxjn- Wiesbaden am Tage der Beratung des Gesetzes auf den 
Lippen stand. 

In jener Stunde, die die Geburt des Reichsgesetzes sah, 
ward, ohne daß es den damaligen wie heutigen Deutschen so 
recht zum Bewußtsein gekommen wäre, über weit mehr ent- 
schieden, als über die Frage, ob die Verjährung ein zweckmäßiger 
und gerechter Beendigungsgrund deutscher Reichs- und Staats- 
angehörigkeit sei. Man nahm nicht lediglich Stellung zu den- 
jenigen Deutschen, die nach der Reichsgründung in das Ausland 
zogen. Weit tiefer, weit bedeutungsvoller griff man ein in das 
Schicksal der Volksgenossen, die zur Stunde der Reichsgründung 
im Auslande lebten, deren Blutsrecht also auf Berücksichtigung 
pochte. Sie alle gerieten alsbald in die häufig nicht vermiedene 
Gefahr, reichsfremd oder gar heimatlos zu werden. 

Der Gesetzgeber betrachtete grundsätzlich alle im Auslande 
wohnhaften damaligen Angehörigen deutscher Bundesstaaten als 
der Reichsangehörigkeit teilhaftig. Und dennoch schuf er eine 
gewisse unterschiedliche Behandlung zwischen den da- 
maligen Heimdeutschen und den damaligen Ausland- 
deutschen. 

Die ersteren wurden mit der Reichsgründung Bürger des 
Reiches, mochten sie wollen oder nicht, mochten sie abwandern 
oder nicht. Wanderten sie aus, so blieben sie Deutsche, ließen 
sie sich sodann innerhalb der gegebenen Frist nicht eintragen, 
so hörten sie mit ihrem Ablaufe auf, deutsch zu sein. Die 
Deutschen da draußen dagegen wurden mit der Stunde der 
Reichsgründung keineswegs ohne weiteres zu Reichsdeutschen. 
Ihnen war jene zehnjährige Frist in der Tat nicht so sehr zum 
Verluste, als zum Erwerbe des Reichsbürgerrechts gesetzt. 
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Kamen sie um Eintragung ein^ so hatten sie nicht nur ihr an- 
gestammteS; einzelstaatliches Bürgerrecht^ sie hatten auch dessen 
Fortbestand; sie hatten also ihr Deutschtum zu beweisen. 
Besaßen sie doch kein Heimatpapier, keinen Paß^ kein Zeugnis^ 
welches sie dieses Beweises enthoben hätte. 

Das mag es gewesen sein^ was Miquel und Beaun in die 
Schranken rief. Beide wollten keineswegs deutschblütige Fremd- 
bürger für das Keioh in Anspruch nehmen^ sie dachten zunächst 
an die Gefahr der Heimatlosigkeit. Bbaun -Wiesbaden wandte ^fli^^^^ 
sich denn auch nicht unbedingt gegen die zehnjährige Frist^ nur 
für sich allein sollte ihre Nichtbenutzung nach seinem Wunsche 
kein Verlustgrund sein. Er forderte, daß das Bestehen eines 
fremden Bürgerrechts hinzukommen müsse, um auf den Ver- 
lustwillen schließen zu lassen. 

Das hätte der zehnjährigen Frist in der Tat einen anderen 
Charakter gegeben. Für deutschblütige Fremdbürger wäre sie 
eine Erwerbsfrist geblieben. Sie hätten ihren Willen zum Reichs- 
deutschtume durch die Eintragung kund tun müssen, bei der das 
fremde Bürgerrecht in den Augen Deutschlands kein Hindernis 
bildet. Alle aber, die damals im Auslande nichts als Preußen, 
nichts als Badener oder Bayern waren, hätte, so lange sie kein 
fremdes Bürgerrecht erwarben, Bbauns -Wiesbaden Vorschlag dem 
Deutsohtume trotz Nichteintragung erhalten. Die Gegengründe 
der Regierung liegen auf der Hand: die junge Nation wollte 
übersehen können, wen sie zu schützen hatte. 

Bbauns Vorschlag ist denn auch gefallen. Das Reichs- 
deutschtum der Auslanddeutschen blieb zehn Jahre lang in der 
Schwebe. Sie saßen da draußen in Urwald und Steppe, viel- 
leicht viele Meilen weit von den spärlich genug vorhandenen, oft 
mit Nichtjuristen oder gesetzesunkundigen Fremden besetzten 
Konsulaten entfernt. Der Donner von Sedan, der Jubel von 
Versailles war an ihr Ohr geschlagen. Aber viele erfuhren 
niemals, daß ein papiemer Paragraph zwischen ihnen und dem 
Reiche stand, den es durch Eintragung zu beseitigen galt. Nie- 
mand kam, um sie zu werben, wie die Konsuln anderer Länder 
um ihre Bürger werben. Niemand wies sie darauf hin, daß eine 
eiserne Verlustvorschrift geeignet sei, ihnen ihr Deutschtum lang- 
sam aber sicher, — wie die Sanduhr verrinnt, — zu rauben. 

So ist es gekommen, wie es kommen mußte. Je mehr sich 
jene zehn Jahre ihrem Ende zuneigten, desto mehr bröckelte das 
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Auslanddeutschtiim willenlos vom Kelche ab. Deutscher Bureau- 
kratismus auf der einen, deutsche Abneigung vor amtlicher Be- 
rührung mit den deutschen* Auslandbehörden auf der anderen 
Seite, taten ein übriges. Erschien der Deutsche nach Ablauf 
der zehn Jahre auf dem Konsulat, so fand er die Tür verschlossen. 
Er müßte des Schutzes um so mehr entbehren, weil Deutschland 
sich länger und ausschließlicher als andere Völker dem Grundsatze 
unterwarf und unterwirft, daß die Hilfe eines Beichskonsulats 
nur für Reichsbürger, nur für „eingetragene" Deutsche vorhanden 
sei. Mit Bitternis fand der Ausgeschlossene fremde Schutz- 
befohlene unter dem Fittiche des Adlers vor. Er selbst blieb 
ausgestoßen: „A german, who is not a german*, wie das Spott- 
wort der Engländer klang. 

Hier nützte und nützt auch die Tatsache nichts, daß wir 
die Möglichkeit einer Wiederaufnahme im Auslande besitzen. 
Denn diese Möglichkeit gab und gibt es, das ist das Schlimmste, 
für die vor dem Jahre 1870 ausgewanderten Deutschen so gut 
wie gar nicht. Die Auslandaufnahme (gleich der Inland- 
aufnahme) gibt es nur für in eigener Person Keichs- 
deutschgewesene ohne fremdes Bürgerrecht und immer 
o»hn 181. nur dann, wenn der Verlust lediglich durch Zeitablauf 
entstanden ist. 

Die Wunden von damals sind vielfach nicht mehr zu heilen. 
Es liegt in ihnen der letzte und tiefste Grund der so oft gehörten 
Klagen über mangelnden Schutz des Deutschtums im Auslande, 
Klagen, auf die Fürst Bülow noch jüngst mit Hecht erwidert 
hat, daß es sich meist nicht um Keichsdeutsche handle. 
Hüben und drüben spürt man noch heute den just mit der 
Reichsgründung notgedrungen entstandenen, aus unserer ver- 
späteten nationalen Zusammenfassung erklärlichen Biß. In den 
seitdem vergangenen Jahrzehnten ist das Nationalitätsprinzip 
jenseits der Meere erstarkt, ist jenseits und diesseits das System 
der Geburtseinbürgerung zur JBlüte . gelangt. Die siebziger und 
achtziger Jahre haben femer eine gewaltige Auswanderung aus 
demKeiche gesehen. Es sind zu jenen verlorenen Landsleuten Aus- 
wanderer Beichsdeutschlands hinzugetreten, die aus irgendeinem 
Grunde die Eintragung in die Listen unserer Konsulate unter- 
ließen und sei es freiwillig, sei es gesetzlich entdeutscht wurden. 
Mit ihnen wurden kraft Gesetzes entdeutscht diejenigen unter 
ihren Kindern, die mit Ablauf der zehn Jahre minderjährig 
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waren. Bier fordert das Wiederaufnahmerecht eine klare 
Fassung. Es versagt endlich gänzlich, wenn die Kinder nach 
dem väterlichen Verluste geboren wurden. Und diese Kinder 
zeugen wieder Kinder, deren das Gesetz doppelt vergißt. 

Als vierter Ansgangspunkt einer Gesetzgebung ergibt sich 
demnach die Schaffung der Möglichkeit, wenn auch nicht des 
Kechtes, einer Wiederanfhahnie als Reichsbürger in aller Welt 
für alle diejenigen, die sicli lediglicli auf reiclisdeutsclie Ab- 
stammung zn berufen vermögen, es sei denn, der Verlust 
beruhe auf eigenem Antrage. 

Eine Einscliränkang wird zu machen sein: der Nachweis 
allgemein deutscher Abstammung kann nicht genügen, der 

Nacliweis der Abstammung vom gegenwärtigen Beiclisvolke 

aber muß genügen. Dabei müßte es gleichgültig bleiben, wann 
Väter oder Vorväter den Eeichsboden verließen, insbesondere, 
ob deren Auswanderung vor oder nach der Reichsgründung 
geschah. Ist das anders nicht angängig, so möge man zu 
Abstufungen greifen. Aber man möge nicht einwenden, daß es 
sich um eine unstatthafte Naturalisation im Auslande handle. Es 
handelt sich lediglich um eine Ausdehnung unserer schon 
bestehenden Auslandaufnahme. Was Jungdeutschland begann, 
das muß das zum Manne erstarkte Reichsdeutschtum endlich 
erfüllen dürfen. (Bezüglich fremden Bürgerrechts siehe sechste 
Forderung.) 

Die Abstammung von einem anderen als dem gegenwärtigen 
Reichsboden schalten wir dabei zunächst völlig aus. Es gibt 
eine Grenze, die dsB gemeinsame Blut nicht überbrücken kann. 
Sie läßt die völkische Gemeinsamkeit zurücktreten, weil ein 
Blutsrecht ohne Bodenrecht nicht durchgeführt werden kann. 

Dazu sei ein klärendes Wort gesagt. Es sind nicht die 
schlechtesten Deutschen, die uns aus allgemein völkischen 
Gründen warnen vor einer Überschätzung des Begriffes poli- 
tischer Zusanunengehörigkeit. „Das Volk", so sagt ein tapferer samass« 5e. 
Deutsch-Österreicher unserer Tage, „ist das Bleibende, Lebendige, 
der Staat vergänglich und dem Zufall unterworfen.* Der Reichs- 
deutsche, so fordert er,, müsse sich deshalb auswachsen zum 
Deutschen schlechthin. 

Aber in Europa wie im Auslande bildet das Reichsdeutsch-* 
tum das Herz jenes Organismus, der Deutschtum heißt. Es 
liegt in unserem staatlichen, lang entbehrten Zusammenschlüsse 
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nicht eine von mehreren gleichberechtigten Erscheinungsformen 
unseres Volkstums, sondern deren wichtigste, nicht die Wesen- 
heit deutschen Volkstums, wohl aber seine Grundlage. 

Unsere Entwickelung hat die im ßeiche zusammengefaßte 
Mehrheit des deutschen Volkes vorübergehend in einen gewissen 
Gegensatz zur außenstehenden Minderheit geraten lassen. Unsere 
Eeichsgründung beruht auf einer gewissen verzichtenden Be- 
schränkung, der Verzicht aber wiederum auf dem stolzen Erfolge 
jener Mehrheit. Erklärlich also, daß die Mehrheit anfänglich 
in der Selbstzufriedenheit zu weit ging. Sollte es noch heute 
Deutsche geben, die die reichsdeutschen Grenzpfähle mit den 
Grenzen des deutschen Volkstums verwechseln, die kein fremd- 
staatliches Deutschtum und kein Deutschtum in der Verstreuung 
kennen, so müssen sie zu völkischem Verständnisse erzogen 
werden. Sie müssen verstehen lernen, daß das gemeinsame 
Blut geschichtliche und politische Notwendigkeiten überdauert. 
Und dennoch führt der Weg zu solchem Begreifen nur hin- 
durch durch unsere Erziehung zu straffer, politischer Zusammen- 
fassung. Hindurch durch eine Aufgabe, an der ein Dahlmann, 
ein BisMABOK sich mühten, hinauf zu einem Ziele, das sich mit 
den Idealen eines List und Lagabde berührt. Hinauf zu einem 
Volksbewußtsein, das der fremden, wie heimischen Staatshoheiten 
vollauf achtet und sich in der Fremde den politischen Not- 
wendigkeiten fügt. 

Begegnet der Reichsdeutsche den armen Pommern, die sich 
im Urwalde die Hütte bauen mußten und durch vergangene 
deutsche Not zu guten Bürgern Brasiliens wurden, so soll er 
piemals sein Keichsdeutschtum prunkend zur Schau stellen. 
Begegnet er den tapferen Vertretern unserer Art aus Sieben- 
bürgen oder dem Banat, so soll er sein Reichsbürgerrecht nimmer 
mit einem Monopole deutscher Gesinnung verwechseln. Als ein 
Amulett soll er es auf der Brust tragen, das ihn befähigt, den 
anderen Deutschen Rückgrat und Halt zu sein. So also haben 
wir uns unseren Auslandbürger vorzusteDen, ihn so zu gestalten. 
Nimmermehr darf er fremden Staaten die Bürger nehmen wollen, 
noch einen eigenen Vorzug behaupten. Denn nur so wird die 
natürliche Gemeinschaft aller Deutschen gefördert und nur so 
versöhnt sie sich mit fremdstaatlichen Berechtigungen. 
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II. Tolksdentsche Abstammung. 

Die innerpolitische Berücksichtigung der übrigen deutschen 
Kasse scheidet trotzdem nicht völlig aus. Sie scheidet zunächst 
nur aus für eine Aufnahme im Auslande. Im Inlande besitzen 
wir ein Mittel zur Einreihung dieser Splitter in das Ganze durch 
Erleichterung der freiwilligen Inlandnaturalisation. 

Die Forderung^ daß das auf eigenem Boden zuwandernde 
eigene Blut mit Vorrechten gegenüber dem zuwandernden fremden 
Blute ausgestattet werde^ vermag sich auf die Hechte anderer 
Völker zu stützen. 

Frankreich betrachtet das in Frankreich geborene Kind sieber i. so. 
eines in einer ehemaligen französischen Provinz, so im Departe- 
ment L^man oder im Elsaß vor der Abtrennung geborenen 
Vaters als französisch. Es zieht hier die Abstammung vom 
früheren Landesboden heran. Weitergehend gewährt es den 
Nachkommen französischer K^fugi^s jeden Grades, gleich-sieber i. 84. 270, 
gültig, wo sie geboren sein mögen, bei Niederlassung in Frank- 
reich eine erleichterte Naturalisation, es achtet in ihnen trot2 
zahlreicher, in der Fremde vergangener Menschenalter das ur- 
sprünglich französische Blut und die entfernte Abstanunung vom 
Landesboden. Wieder um einen Schritt weiter geht Italien, 
das gleich uns erst spät zu nationaler Einheit gelangte und gleich 
Deutschland nicht alle Volksgenossen umfassende Land. Man 
unterscheidet dort zwischen den „italiani non regnicoli^^ und 
den eigentlichen Fremden, man sieht die italienischen Bewohner 
des Tridentiner und des Triester Landes als Eander der ita- sieber i. as». 
lienischen Heimat an und bevorzugt ihre Einbürgerung. 

Dem germanischen Sinne liegt eine Irredenta auf fremdem 
Landesboden fem, wie er sie im eigenen Hause nicht duldet 
oder doch nicht dulden darf. Bei Rückkehr in die Heimat aber 
ist es erlaubt, die «Unerlösten'' zu erlösen. 

Deshalb geht unsere ftknfte Forderung dahin, Deutschland 
möge eine erleichterte^ freiwillige Inlandnatnralisation für 
einwandernde Deutsche schaffen, selbst wenn der Beichsboden 
nicht ihr Stammland war. Daß die Freiwilligkeit bei Inland- 
geburt sogar zurücktreten muß, wird später zu sagen sein. (Vgl. 
siebente Forderung.) 

Ein Beispiel bietet die Eückwanderung aus Kußland und 
Österreich. In dichten Scharen ist einst das germanische Kultur- 

Batjen, Der Kampf tun die Seiohsangehörigkeit. 2 
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element ,gen Oostland** gefahren, seine Trümmer spült die sla- 
wische Hochflut heute zu uns zurück. Es gilt, diese Deutschen 
mit offenen Armen zu empfangen, mögen sie einst den Spuren 
der Burgunden von "Worms oder der Deutschritter gefolgt, mögen 
sie an die Donau oder nach Kußland gezogen sein. Kein Zweifel, 
das Deutschtum des Ostens konzentriert sich zuzeiten rückwärts. 
Nimmt Michel auf, was von seinen versprengten Kindern zu 
ihm kommt, und betreibt er eine Bürgerrechtspolitik ruhiger 
Sammlung, so schärft er seine Waffen, denn es gibt eine Kraft 
der Zahl 

Auf das Gegenstück der erleichterten Naturalisation 
Stammdeutscher, das heißt auf ihre Erschwerung für Volks- 
fremde, gehen wir nur ungern ein. Die Verquickung dieser 
damals von den Konservativen aufgestellten Forderung mit der 
Au3- und Einbürgerung von Deutschen hat den ersten Ansturm 
zum Scheitern gebracht, wie Hassb selbst nachmals anerkannte. 
Als neue Trägerin dieses Gedankens möge die Kolonialgesellschaft 
alte Erfahrungen beachten. Eines ist freilich ein richtiger und 
allen Parteien faßbarer, bereits vom Grafen Abnim -Muskau vor 
dem Reichstage ausgesprochener Gedanke: Die im internationalen 
Rechte, selbst im freien Amerika bestehende Naturalisations- 
frist als Vorbedingung ist uns nicht beschieden. Das Reichs- 
gesetz schreibt den Bundesstaaten ein Minimum der einzuhalten- 
den Bedingungen, keine Frist vor. Man füge diese Frist ein, 
man fasse sie so weit als möglich und man verstatte den Einzel- 
staaten, sie bei Menschen deutschen Stammes soweit als möglich 
herabzusetzen. Wir denken, daß das, im Ausbau der Meinung 
des Grafen Abnim, Herrn von Holleben befriedigen wird. 

Denn es ist taktisch richtiger, die Erleichterung für Stammes- 
freunde voran zu stellen. Gesunde Gesichtspunkte ergeben sich 
alsdann von selbst. 

Die Sperre gegen Volksfremde nichtgermanischen Blutes 
liegt zudem in der Erschwerung der Seßhaftmachung. Wer 
einmal bei uns seßhaft wurde, der soll uns Lasten und Freuden 
Hasse 1. 1. 85. uuscrcs Volkcs tragen helfen. Zwei Ziffern sollen hier genannt 
sein. In den ersten rund dreißig Jahren seit der Reichsgründung 
ist die Zahl der Fremdbürger im Reiche von rund fünf auf fast 
vierzehn vom Tausend gestiegen, die Zahl der im Auslande Ge- 
borenen von 9,43 auf 14,72 vom Tausend. Wer etwa einseitig 
eine Erschwerung der Naturalisation fordern wollte, ver- 
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größert diese Ziffern bis zu Kind und Kindeskind. Wir dürfen 
eine gesunde Berücksichtigung der Stammesverwandtschaft bei 
Naturalisation erhoffen, aber wir dürfen nicht vergessen, daß ein 
Organismus fremde Bestandteile entweder aufsaugen oder völlig 
abstoßen muß. Schließlich dürfen wir nicht Ursache und Wir- 
kung verwechseln und nicht Dinge, die in ein Keichsein- 
wanderungsgesetz gehören mögen, hineintragen in ein Reichs- 
angehörigkeitsgesetz. 



IIL Fremdes Bürgerrecht. 

Der sechste Ausgangspunkt liegt in der falschen 
Bewertung fremden Bürgerrechts. 

Die Wiedererwerbsvorschriften sind im heutigen Gesetze 
dergestalt beschaffen, daß ein deutscher Einzelstaat, in dessen 
Gebiet sich ein früherer B^ichsdeutscher niederläßt, falls der 
Verlust auf der Verjährung und nicht auf Antrag beruht, zur 
Wiederaufnahme verpflichtet ist, sofern es sich um einen 
Bürgerrechtslosen handelt. Im Auslande besteht unter 
gleicher Bedingung nicht die Pflicht, sondern die Möglichkeit 
der Wiederaufnahme. Hier aber kann die Zulassung an beliebige 
Erschwerungen geknüpft, auch von der Entrichtung der ordent- 
lichen Naturalisationstaxe abhängig gemacht werden. Man mag 
sich vorstellen, was diese Nachweise und Einschränkungen in 
der Fremde bedeuten, welche Umständlichkeiten, welche Schrei- 
bereien sie mit sich bringen mögen. Der geringe Wert dieses 
Weges liegt auf der Hand, die aUgemeine Scheu der Ausländ- 
deutsehen vor dergleichen Anträgen ist also erklärlich. 

Eine völlige Gleichstellung des Wiedererwerbes im In- 
und Auslande wird freilich niemals angängig sein. In der 
Zukunft wird die Wiederaufnahme im Auslande von gewissen 
Nachweisen persönlicher Art, so der Unbescholtenheit und fehlen- 
der Hilfsbedürftigkeit, wenn auch vielleicht nicht von einer all- 
gemeinen Prüfung der Würdigkeit, wie sie in Frankreich der 
Präsident der Republik ausübt, abhängig zu machen sein. Zu sieber i. ess. 
einem unbedingt gewährten Bechte wird sie nicht aus- 
wachsen können. Dagegen wird sie — etwa durch die Schaffung 

der Beichszentralstelle — gleichmäßig zu gestalten sein, freizu- 

2* 
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machen sein von möglicher Willkür, und freizumachen sein auch 
von Gebühren. 

Sie für die Zukunft aber im Inlande wie im Auslande ab- 
hängig zu machen von dem Nichtvorhandensein eines fremden 
Bürgerrechts 9 ist in dieser Allgemeinheit nicht nötig. 

Unsere Gesetzgebung rechnet nicht genügend mit den Ge- 
setzen solcher Völker, die ihr Bürgerrecht mehr oder weniger 
willenlos, vor allem durch Geburt, entstehen lassen. Wenn sie 
eine vorherige Entlassung aus dem fremden Staatsverbande fordert, 
so bedenkt sie nicht, wie viele Staaten eine solche Entlassung 
überall nicht kennen und im umgekehrten Falle weit davon 
entfernt sind, ihrerseits die Aufnahme von vorheriger deutscher 
Entlassung abhängig zu machen. Man denke an den Entsagungs- 

v.Martits 809. schwur, mit dem sich Nordamerika begnügt. Unsere Gesetz- 
gebung handelt hier zu theoretisch, zu deutsch, zu objektiv. Bei 
freiwilliger Naturalisation von Volksfremden den Nachweis 
der Entlassung, genauer gesagt, der Ausbürgerung zu fordern, 
mag zur Vermeidung von internationalen Streitigkeiten durchaus 
ratsam sein. Anders bei Wiederaufnahme früherer Deut- 
scher. Hier sollten wir uns hüten, weltfremd und spröde zu 
verfahren und uns den klugen und geschmeidigen Grundsätzen 
anzupassen suchen, die England den dort eingebürgerten 
Fremden gegenüber verfolgt. England mißt der eigenen Ein- 
bürgerung keine unbeschränkte, und dem fremden, etwa fort- 

Sieber 1. 808. bestehenden Bürgerrechte, eine gleichfalls nur beschränkte 

Lehmann 60. ® i . r, i 

Wirkung bei: es versagt den eigenen Schutz gegenüber 
dem Lande des fremden Bürgerrechts und hilft sich damit, 
solange dieses fremde Eecht besteht, echt englisch und praktisch 
über den theoretischen Streit der Unzulässigkeit mehrfachen 
Bürgerrechts hinweg. Das ist ein Grundsatz, der sich auch bei 
Wiederaufnahme verwenden läßt. 

In der Tat hat die in ihrem Kern berechtigte Theorie, daß ein 
mehrfaches Bürgerrecht ebensosehr zu vermeiden sei, wie 
ihr Gegenstück, die Staatslosigkeit, mancherlei Verwirrung 
in deutschen Köpfen angerichtet Dem Doppelbürgerrechte, wie 
der Heimatlosigkeit kann begegnet werden dadurch, daß sich alle 
Völker dem Erfordernisse vorheriger Entlassung aus dem 
Heimatstaate anbequemen, wir gewähren ihnen gern den Vortritt 
Beiden auch dadurch, daß sich Deutschland, und mit ihm ein 
kleiner Rest der Welt, dem Verfahren der Geburtseinbürgerung 



— 21 — 

nähert. Hier hat die größere Welt den Vortritt bereits ge- 
nommen. Bei Wiederaufnahme von Deutschen aber ist es nicht 
Deutschlands Sache, allzuängstlich nach fremden Bürgerrechten 
zu fragen. 

Wo zwischen Einbürgerung und Ausbürgerung Lücken 
bleiben, gilt es internationalen Verträgen den Ausgleich zu über- 
lassen, vorweg aber, wie bei Handelsverträgen, den eigenen Tarif 
festzustellen. Er ist in Sachen der Wiederauf nähme einfach genug: 
deutsch oder nicht deutsch, das ist die Frage. Unsere sechste 
Forderimg geht daher auf Ausschaltnng des Hindernisses 
eines fremden Bürgerrechts bei Wiederaufnahme unter Ein- 
fühmng der Schntzverweigernng gegenüber dem Staate, 
dessen Bürgerrecht der Wiederaufzunehmende etwa fort- 
dauernd besitzt. 

Bei Wiederanfiiahme im Auslände ergibt sich eine 
wichtige Ausnahme: ein etwa bestehendes Bürgerrecht des- 
jenigen Staates, in welchem sieh die Anslandanfnahme toU- 
zieht, ist in Rücksicht auf die Bodenhoheit als ein aufschieben- 
des Hindernis anzuerkennen. 



Es sei hier hingewiesen auf den gegenwärtigen, von uns 
unberührt gelassenen Unterschied, einmal zwischen dem Wieder- 
aufnahmerechte im Inlande und der Wiedßraufnahmemöglichkeit 
im Auslande. Weiter zwischen beiden und dem beschränkten 
ß echte, das wir fordern werden, wenn der Vater zur Zeit der 
Geburt des Kindes ein Deutscher war. (Vgl. neunte Forderung.) 
In letzterem Falle betrachten wir das fremde Bürgerrecht zwar 
nicht als aufschiebendes Hindernis, immer aber als Grund der 
Schutzverweigerung gegenüber dem Adoptivstaate, solange ferner 
bei Auslandgeburt der Aufenthalt im Geburtsstaate währt, auch 
gegenüber diesem. 

Nach wie vor wird es für die auf eigenen Antrag Aus- 
gebürgerten keine „Wiederaufnahme* geben. Sie werden, wenn 
deutschen Blutes, angewiesen sein auf die erleichterte Inland- 
naturalisation. 

Anders ganz allgemein die Nachkommen, soll heißen die auf 
väterlichen oder vormundschaftlichen Antrag, beziehentlich auf 
Grund unserer deutschen Verlustvererbung Entbürgerten. Wir 
wollen den verlorenen Kindern das zeitlich beschränkte Becht 
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des Erwerbes (siehe neunte Forderung), den Enkeln und Urenkeln 
die Aufnahmemöglichkeit ohne Eecht gewähren. 

Wir stellen also den auf eigenen Antrag ausgebürgerten 
Großjährigen am schlechtesten. Das ist praktisch berechtigt, 
denn wer dürfte, bei einer auf Wiedereinbürgerung der Kinder 
früherer Deutscher und auf den Ausgleich alter Säumnisse ge- 
richteten Politik nach dem Grunde der Familienausbürgerung 
forschen? Das ist auch theoretisch berechtigt, weil der Vater 
und nicht das minderjährige Kind, noch der Enkel, sich kraft 
freien Willens gegen das Deutschtum entschieden hat. Wir 
stehen hier vor der noch unerkannten Kehrseite unserer deutschen, 
von den meisten Fremdvölkem nicht befolgten Verlustvererbung. 



Drittes Hanptstück. 
Belch und Anslandbiirger. 

I. Die Termntang mangelnder Trene. 

Den nächsten und wichtigsten Angriffspunkt erblicken 
wir in der falschen Bewertung deutscher Auslandbürger 
und ihres Willens. Es ist nicht ganz leicht, die Stellung 
eines heimischen Staatsbürgers gegenüber den auf dem Staats- 
boden ansässigen Fremden und gegenüber den auswärtigen Volks- 
genossen mit genügender Schärfe klarzustellen. Gerade unserer 
deutschen Anschauung liegt eine solche Unterscheidung nicht 
nahe. Andere Länder sind stolz auf ihre Gastfreiheit und kennen 
doch Beschränkungen in der Gleichstellung des Fremden mit 
Lehmann 81. dem Einheimischen, die dem deutschen Bechte fremd sind. 
Kaum irgend, abgesehen von der ihm verschlossenen Ausübung 
der politischen Rechte und Pflichten, wird der Fremde in Deutsch- 
land an sein Fremdentum erinnert. 

Als die eigentlichen Merkmale des Heimatbürgers kann man 
in einem Lande, das gleich dem unsrigen den Anforderungen 
Sieber I. 4. modemcr Freizügigkeit vollauf gerecht wird, denn auch lediglich 
die ausgedehntere Gehorsamspflicht, verbunden mit der Heeres- 
pflicht, weiter das Wohnrecht, verbunden mit dem Ausschlüsse 
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der Auaweisung und Auslieferung^ endlich das Schutzrecht im 
In- und Auslände^ verbunden mit dem Hechte auf Wiederauf- 
nahme bei Bückkehr bezeichnen. Die politischen Eechte im 
engeren Sinne treten hinzu. Diese sachlichen Merkmale ver- 
dichten sich zu dem hohen idealen Gute deutschen Bürgertumes^ 
zur Treue am Eeiche. 

Es ist aber gerade die Ausübung der politischen Eechte 
und Pflichten dem Auslanddeutschen kraft seiner räumlichen Ent- 
fernung vielfach erschwert oder unmöglich gemacht. Weiter kann 
er^ um sich selbst und seinen Volksgenossen in der Fremde zu 
Einfluß zu verhelfen^ häufig der Naturalisation nicht entraten. 
Es gilt das insbesondere für Länder^ die in der Gleichstellung 
der Fremden noch nicht auf dem hochentwickelten Standpunkte 
unseres Hechtes angelangt sind^ die vielmehr ein dem Einwanderer 
ungünstiges Fremdenrecht besitzen, sei es, daß sie damit dem 
Andränge der Einwanderung begegnen oder die Einbürgerung der 
Einwanderer befördern wollen. Endlich findet der Deutsche rings 
in der Welt deutsche Menschen wieder, die seit Generationen den 
fremden Acker pflügten, niemals Heichsdeutsche waren noch wurden 
und in republikanischen Nächten vom Korporalstocke träumen 
mögen. Ihr Beispiel lockt und also bürgert sich der Deutsche aus. 

Im Zusammenhange mit diesen Dingen pflegt man die Frage 
der Beichsangehörigkeit der Auslanddeutschen vielfach zu unter- 
schätzen und die Frage unserer politischen Gemeinschaft mit 
ihnen für mehr oder weniger gleichgültig zu erachten. Man 
pflegt hinzuweisen auf die ohnehin gegebenen gemeinsamen Bande 
des Blutes und der Kultur, man erinnert an gewisse, von der 
Natur geschaffene, auf hergebrachter Neigung, wie auf gemein- 
samen Sitten und Anschauungen beruhende, gegenseitige Vorzugs- 
rechte in Handel und Wirtschaft, man weist hin auf die Vorteile 
deutscher Anpassungsfähigkeit Der Handel heißt es, folge dem 
Blute. »Daß die Auswanderung durch Beharren auf einem ein- 
seitig deutschen Standpunkte in dem Nationalitätengemenge der 
neuen Welt und in dem scharfen Wettbewerbe aller auf den 
durch ihr Anpassungsvermögen gewährten Vorsprung verzichten 
solle, ist, so sagt ein wissenschaftlicher Heformator unseres Reichs- Lehmann 79. 
angehörigkeitsgesetzes, eine unberechtigte Forderung.^ 

,Was hat**, so lautet dagegen die zornige Frage Heinbich 
VON Tbbitschkbs, , Deutschland davon gehabt, daß Tausende seiner 
besten Söhne, die in der Heimat ihren Unterhalt nicht finden 
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konnten^ dem Yaterlande den Rücken gekehrt haben? Sie smd 
ihm verloren gegangen für immer.* 

Bei aller Freiheit der Entschließung sind, so fügen wir 
hinzu^ die Auslanddentschen nicht immer die Förderer deutscher 
Wirtschaft gewesen. Sie haben ihre deutsche Tüchtigkeit im 
gleichen Grade in den Dienst der Konkurrenz gestellt und stellen 
müssen. Der Hinweis auf den deutschen Handel und Wandel 
im Auslande ist daher ein schwacher Trost 

Wir erfahren es alle Tage, daß die Zeiten vorüber sind, in 
denen das Ansehen unseres Volkes im Auslande sich lediglich 
auf dergleichen Beziehungen stützen konnte. Vermochte der 
Einfluß eines Volkes früher in den Spuren seiner kaufmännischen 
Vorläufer vorzudringen, so nähert sich in unserer Zeit die freie 
Ausübung des «laissez faire, laissez aller* immer mehr dem Ende. 
Der Staat tritt dem Kaufmann zur Seite, er unterstützt seinen 
Wettbewerb, fördert seine Kenntnisse und mehrt seine Ver- 
bindungen. Er tritt in den Dienst des Handels, er schließt 
Verträge, er führt selbst Kriege diesem Handel zuliebe. Jeder 
Auslandkaufmann ist für ihn ein Vertreter eines Teils des Na- 
tionalvermögens, jeder Auswanderer ein Glied des Ganzen. 

Je mehr der Nationalitätsgrundsatz allüberall in den 
Vordergrund tritt, desto mehr sind wir gezwungen, in den 
Keichsdeutschen die Kerntruppe im Kampfe um unseren wirt- 
schaftlichen und kulturellen Auslandeinfluß zu erblicken. 

Es ist kein Zweifel, daß sie wachsen wird, je kraftvoller 
sich der Schutz des hinter ihr stehenden Reiches ausgestaltet. 
Es ist auch kein Zweifel, daß sich das Fremdenrecht in der Welt 
immer mehr den Ansprüchen der heutigen Kultur anpassen wird. 
Es wird ein weiterer Anreiz zum Wechsel des Bürgerrechts 
schwinden, je gleichmäßiger sich die Last des Bürgers, vor allem 
die Heereslast über unseren Planeten verbreitet. Keineswegs 
aber wird ein gewisser ungünstiger Faktor weichen: die Neigung 
menschenarmer Völker, sich zu nationalen Massen zusammen- 
zuballen, aufzunehmen, was irgend aufzunehmen ist, einzubürgern, 
was irgend eingebürgert werden kann, und sich dabei mehr oder 
weniger über den freien Willen des Einwanderers hinwegzusetzen. 

Wo fremde Kräfte am Werke sind, dem Willen des deutschen 
Einwanderers eine auf die Einbürgerung abzielende Richtung zu 
geben, da bietet das deutsche Recht seinen Auswanderern einen 
nur ungenügenden Halt. Wo andere Völker ihrem Menschen- 
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bedürfnisse durch die gesetzliche Vermutung des Einbürgerungs- 
willens dienen^ da läßt es das deutsche Hecht an dem nötigen 
Gegengewichte in Gestalt einer Vermutung deutscher Bürger- 
treue fehlen. 

Das zeigt jene einzig wesentliche und vielfach angefochtene 
Ausbürgerungsvorschrift unseres Gesetzes, jene eigentümliche deut- 
schen Einzelrechten entstammende Bestimmung, laut deren der 
auswandernde Deutsche, wenn er sich innerhalb zehn Jahren 
seit Ablauf seiner Heimatpapiere nicht in die Matrikel des 
zuständigen Eeichskonsulats eintragen läßt, die Eeichs- 
angehörigkeit verliert. 

Der Verlust durch Verjährung hat eigentümliche Be- 
gleiterscheinungen mit sich gebracht. 

Nur nebenher sei hier die Kritik erwähnt, die sich gegen 
das schier unverständliche Fremdwort „Matrikel* richtet. Sie 
wird, sofern die Listen des Konsulats in der künftigen Gesetz- 
gebung aus guten Gründen annoch eine EoUe spielen, wie wir 
hoffen, von Erfolg begleitet sein. 

Charakteristisch ist die nicht völlig geklärte Frage, ob die 
einmal erfolgte Eintragung alle zehn Jahre wiederholt werden 
müsse. Charakteristischer noch ist eine schwerlich behobene 
Meinungsverschiedenheit zwischen den Behörden in Nord und 
Süd: Je nachdem nämlich der Auslanddeutsche an der Fortdauer 
seiner JReichsangehörigkeit ein Interesse besaß oder nicht, hat er 
mit wechselndem Glücke bestritten oder behauptet, daß ein kurzer Bahrfeidt 19. 

\ ' Cahn 159. 

Aufenthalt in Deutschland, man denke an einen Gasthofbesuch 
in unseren Hafenstädten, die zehnjähi'ige Frist unterbreche. 

Zurückgekehrten Deutschen gegenüber, die in minderjährigem 
Alter ausgewandert waren, ist es ferner zweifelhaft geblieben, 
ob der Anklagebehörde, um die Bestrafung wegen Verletzung 
der "Wehrpflicht herbeizuführen, der Nachweis obliege, daß die 
Väter bei Eintritt der Wehrpflicht ihrer Söhne noch deutsch 
gewesen seien. Man hat die Frage bejaht und damit die Ver- 
mutung gegen die Erhaltung des Deutschtums, freilich 
zugunsten billiger Folgerungen sprechen lassen. 

Dieser Standpunkt hat jedoch seine Kehrseite. Wie die 
, Deutsche Kolonialzeitung'' im Jahre 1904 klagte, hat man 
Männern deutscher AB'stammnng, die sich freiwillig erboten, des 
Kaisers Eock zu tragen, diesen Wunsch versagen müssen, des 
Verjährungsverlustes in der Person der Väter wegen. „So kann 



— 26 — 

man/ sagt die Zeitung, „mit dem Herzen aber nicht in den 
Akten ein Deutseher sein* — . „Mit Neid und Beschämung/ 
so heißt es weiter, „blicken solche Ausgestoßene auf Engländer, 
Schweizer und andere Nationen, deren Gesetzgebung eine solche 
traurige Verjährung nicht kennt." 

Diesem Stimmungsbilde — um mehr handelt es sich nicht 
— gegenüber muß ein Mißverständnis vermieden werden. Wir 
ziehen rückwandemde frühere Keichsangehörige, soweit kein 
fremdes Bürgerrecht besteht, wunschlos zum Heeresdienste heran. 
Dagegen bildet das fremde Bürgerrecht ein Hindernis deutschen 
Heeresdienstes, soweit das deutsche Bürgerrecht nicht besteht. 
Wenn also ein Grund zur Klage gegeben ist, so liegt er 
in der Vermutung, daß die deutsche Reichsangehörig- 
keit verloren sei, dem vollbeachteten fremden Bürgerrechte 
gegenüber. 

Es ist kein Wunder, daß unser Gesetz sich freiwilliger 
Gestellung gegenüber als unzulänglich erweist. Hat man 
doch die Verjährungsvorschrift nicht zum geringsten darum ge- 
schaffen^ weil unsere Wehrpflicht eine erleichterte Ausbürgerung 
oahn 151. uach gcwisscr Zeit notwendig machte. „Eine solche Vorschrift,** 
so sagen die Gesetzesgründe, „ist unentbehrlich für ein Gemein- 
wesen, welches, wie der Norddeutsche Bund, die schwerwiegend- 
sten persönlichen Leistungen von seinen Angehörigen in Anspruch 
nimmt.* „Ein solches Gemeinwesen ist es, so sagen sie, seinen 
im Auslande sich aufhaltenden Angehörigen schuldig, eine Frist 
zu setzen, nach deren Ablauf das Band der Angehörigkeit von 
selbst als aufgelöst gilt und mit den staatsbürgerlichen Bechten 
auch die Verpflichtungen gegen den Staat ein Eiide nehmen." 
„Die Gesetzgebung,* so fahren die Gesetzesgründe fort, „wird 
auf der anderen Seite dafür zu sorgen haben, daß denjenigen, 
welche ausdrücklich und mit Bewußtsein den Willen bekunden, 
dem Vaterlande auch im Auslande dauernd anzugehören, die 
Möglichkeit gewährt werde, diese Absicht auszuführen. Hierauf 
zielt außer der Geräumigkeit der Frist an sich die Vorschrift, 
daß dieselbe gegenüber Inhabern von Reisepapieren und Heimat- 
scheinen erst von dem Zeitpunkte des Ablaufs dieser Papiere an 
gerechnet, sowie daß sie durch die Eintragung in die Matrikel 
des Bundeskonsulats unterbrochen wird.** 

Dreierlei war es, was man mit der aus einer Reihe einzel- 
staatlicher Gesetze übernommenen Vorschrift erreichen wollte. 
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Man Wollte den Verlust der Staatsangehörigkeit ^an ein ein- 
faches^ im einzelnen Falle ohne besondere Schwierigkeiten fest- 
zustellendes Merkmal" knüpfen^ man wollte zudem ein Mittel 
finden^ das durch die lange Abwesenheit tatsächlich zerrissene 
Band auch rechtlich aufzulösen. Man wollte endlich ein un- 
geschriebenes drittes: zehn Jahre lang wollte man den wehr- 
pflichtigen Auswanderer in Kücksicht auf den Heeresdienst an 
den Eechten und Pflichten des Beiches festhalten, trotz 
etwaigen Erwerbs eines fremden Bürgerrechts, alsdann wollte 
man ihn freigeben, auch wenn kein fremdes Bürgerrecht vor- 
liegen sollte. 

Im Punkte des Heeresdienstes trotz fremden Bürger- 
rechts ist man, und zwar schon mehrere Jahre vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes, mit dem mächtigsten Einwanderungslande 
der "Welt in Widerstreit geraten und unterlegen. Nordamerika 
wußte ihn für die amerikanischen Kückwanderer zu verhindern. 
In Kücksicht darauf sieht denn auch das deutsche Gesetz eine 
vertragliche Herabminderung der zehnjährigen Frist auf eine 
fünfjährige vor. Da die Vereinigten Staaten bislang etwa neun- Lehmann 59. 
zig vom Hundert unserer Auswanderer aufnehmen, so ist die 
fünfjährige Frist zur Regel, unser Gesetz aber mit seiner zehn- 
jährigen Aufrechterhaltung deutschen Bürgerrechts zur Aus- 
nahme geworden. Es liegt darin eine ungünstigere Behand- 
lung derjenigen zehn vom Hundert, die nicht zu Unionbürgern 
wurden. 

Davon abgesehen sieht aus jeder Zeile der Gesetzesgründe 
die Annahme heraus, daß der Verlustwille und die NichtUnter- 
brechung der Frist die Regel, der Verbleib beim Reiche aber 
und die Eintragung die Ausnahme sei. Es wird eine Ver- 
mutung des Verlustwillens auf den Schild gehoben. Aller- 
dings eine — durch die Eintragung — widerlegbare. 

Daß diese gesetzliche Vermutung auf der falschen Seite 
liegt, ist durch die Verluste erwiesen worden, die Deutschland 
durch ungewollte Säumnis erlitten hat. Daß sie politisch 
falsch ist, werden uns die Gesetze der übrigen Weltvölker be- 
weisen. Daß sie endlich theoretisch widersinnig ist, beweist 
die Entwicklung, die unser Grundsatz genommen hat. Die Ver- 
jährung wird nach unserer Rechtsprechung durch kein Hinder- 
nis, keine Krankheit, keine höhere Gewalt unterbrochen, 
wie gegen Minderjährige so läuft sie sogar gegen Geisteskranke 



— 28 — 

oder sonst an der Ausübung des Eintragungsaktes Behinderte. 
Sie löst sich los vom freien Willen, sie kennt nur die Matrikel. 
Sie wirkt deshalb maschinenmäßig und automatisch. 

II. Der Zwang zur Trene. 

Der Kampf gegen die Verjährung in dieser Gestalt, den 
einst MiQUEL und Braun -Wiesbaden eröffnet hatten, ist vor langen 
Jahren durch Hasse und Lehb erstmalig aufgenommen worden 
und zwar sowohl gegenüber dem B^ichstage als auch in ihrer 
leitenden Stellung im Alldeutschen Verbände. Als die Vorkämpfer 
auf der Bresche schlugen sie vor, daß die Beichsangehörigkeit 
fortan nur im Wege der Entlassung verloren gehen dürfe. 

»Eine selbstbewußte nationale Politik,'' so sagte die Be- 
gründung ihrer heute vielleicht in den Archiven des Beichstags 
begrabenen Arbeit, „wird dafür zu sorgen haben, daß überhaupt 
kein Deutscher wider seinen Willen die Beichsangehörigkeit ver- 
liert — er müßte sich denn des Deutschtums unwert erwiesen 
haben.* Sie warfen dem Gesetze vor, daß es diktiert sei vom 
Geiste des „laissez aller*. „Laßt sie gehen, die Volksgenossen, 
die nicht daheim bleiben wollen, laßt sie ziehen, sie nützen uns 
nichts mehr und wenn sie in der Fremde deutsche Beichs- 
angehörige bleiben wollen, so sind sie uns nur unbequem." „Das 
ist,* so hieß es weiter, „der ebenso radikale, wie engherzige 
Geist dieses Gesetzes.* — Wir müssen in einem Urteilsspruche 
von solcher Härte eine begreifliche Beaktion erblicken, ausgehend 
von Männern, die uns bewahren wollten vor einem leeren Epi- 
gonentume. Die ältere Zeit schuf das eine, die veränderte Zeit 
bäumte sich auf und forderte das Gegenteil. 

Erklärlich auch, daß diese Beaktion über das Ziel hinaus- 
schoß. Hasse und Lehb waren sich klar darüber, daß man dem 
freien Willen des einzelnen nicht völlig freie Bahn lassen dürfe, 
sie wußten, daß nicht jedem Entlassungsantrage die Entlassung 
folgen könne. In dem Wunsche, zu vermeiden, daß eine Ent- 
lassung selbst auf die leichtsinnigste Entschließung des Aus- 
wanderers folge, engten sie die Entlassungsmöglichkeit allzu 
weitgehend ein und suchten sie möglichst auf die im Auslande 
Geborenen zu beschränken. Als Begel, so forderten sie, solle es 
gelten, daß der Deutsche seine Beichsangehörigkeit bis an sein 
Lebensende behalte, „mag er sich aufhalten wo er will und mag 
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er in der Fremde zu den heimischen Eechten und Pflichten neue 
erwerben, soviel er will.* 

Wie das Gesetz mit seinen zehn Ausnahme- und fünf Regel- 
jahren, so ließen auch Hasse und Lehb die anderweitige 
Staats vertragliche Eegelung zu. Standen doch hinter der 
von ihnen geforderten, dauernden Nichtbeachtung fremden Bürger- 
rechts drohend die Bancroft -Verträge. Ihre Vorschläge 
krankten daran, daß sie diesen Gegner im Wege stehen ließen. 

Sie krankten ferner an der nicht genügenden Berücksich- 
tigung der Heerespflicht. Sie waren für die ersfe Generation 
der Auswanderer zu hart, für die zweite ließ man außer acht, 
daß sich mit dem Deutschtum auch die Heerespflicht vererbt. 

Vorher und nachher hat Hasse selbst den richtigen Kern 
herausgeschält. So als er an dem bewegten 6. März des Jahres 
1895 den Volksvertretern nachwies, daß die Verjährungsfrist tat- 
sächlich — nach den Erklärungen Delbrücks — mit — für da- 
mals übrigens begreiflichen — Verwaltungsrücksichten im Zu- 
sammenhange gestanden habe, die nicht (oder nicht mehr) gelten 
dürften. Schärfere Betonung der Staatsinteressen und schärfere 
Anstrengung der Staatsmittel, darauf kam alles in der Tat hinaus. 

Schon damals forderte Hasse ferner, daß man für die Aus- 
landdeutschen die klare Möglichkeit, eine fremde Staatsangehörige 
keit zu erwerben und dennoch deutsch zu bleiben, schaffen müsse,, 
er wandte sich hier nicht so sehr gegen das Gesetz, als gegen 
eine gegenteilige Theorie. Im Jahre 1894 war der erste Entwurf 
eingereicht, im Jahre 1898 folgte ein zweiter, vorgelegt durch 
Hasse, Lehb und den Grafen Aenim, der sich wesentlich auf 
Abschaffung der Verjährung beschränkte. Am 19. November 
1900 brachten Hasse und Graf Abnim, unterstützt von den 
meisten Mitgliedern der nationalliberalen und konservativen 
Fraktionen einen Initiativantrag ein. Es ward neben der Er- 
schwerung des Verlustes die Erleichterung des Wieder- 
erwerbes verlangt, just also das, was uns heute von Regierungs- 
wegen versprochen wird. Man war allmählich von erschöpfen- 
den Vorschlägen zurückgekonmien, wohl in wachsender Erkennt- 
nis der großen Schwierigkeit, die eine Regelung gerade für 
Deutschland bietet. 

Nicht viel anders sind die Dinge bei der Deutschen Ko- 
lonialgesellschaft verlaufen, die 1898 auf den Plan trat. Die 
Xolonialgesellschaft gelangte in der von ihr eingesetzten Kom- 
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mission vorab zu dem Ergebnisse, daß die freiwillige Aufgabe 
der Staatsangehörigkeit in keiner Auswanderergeneration aus- 
geschlossen werden dürfe, da es Deutschlands nicht würdig sei, 
ijehmum 56. Widerstrebende festzuhalten. Sie ging nicht soweit, zu sagen, 
daß nur eine freiwillige Aufgabe zulässig sei. Sie empfahl viel- 
mehr die Beibehaltung des Verjährungsgrundsatzes, aber mit 
einer wichtigen Einschränkung. Sie vertiefte die von Hasse und 
Lehb angeregte Unterscheidung zwischen der ersten und zweiten 
Auswanderergenieration. 

Für die zweite Generation sollte nach ihrem Vorschlage 
das bisherige Verfahren gelten, dem volljährigen Auswan- 
derer selbst aber sollten zehn eintragungslose Jahre nur dann 
den Verlust des deutschen Bürgerrechts bringen, wenn inzwischen 
,auf Grund eigenen Antriebes* ein fremdes Bürgerrecht er- 
worben seL Es ist also der Antrag BBAUN-Wiesbaden, den wir 
hier, in Einschränkung auf die erste Auswanderergeneration, 
wiederfinden. Es hätte sich wohl der Mühe gelohnt, diesen 
klugen Gedanken weiter auszubauen. Unleugbar ist, daß er in 
der Behandlung der zweiten Generation bedenkliche Lücken 
zeigt. Für die erste aber stand man vor einem zweifellos prak- 
tischen Ergebnisse. Die Kommission wünschte das neue Gesetz 
beherrscht zu sehen von dem Grundsatze, daß großjährige 
Deutsche, die das Reichsgebiet verlassen und ein fremdes Bürger- 
recht freiwillig erwerben, die Reichsangehörigkeit verlieren, 
falls sie sich nicht in die Matrikel eintragen lassen. 

Als diese Anregung an den Vorstand der Kolonialgesellschaft 
gelangte, zeigte sich zum zweiten Male in der Geschichte unseres 
Kampfes eine scharfe Reaktion. Man stand nicht umsonst im 
Zeichen einer damals bemerkbaren, beständig anschwellenden 
Hochflut deutscher Auswanderung. Der Vorstand wollte von 
einer Anwendung der Verjährung überall nichts wissen, er ver- 
warf den Vorschlag der Kommission. Sein Hoher Vorsitzender, 
Herzog Johann Albrecht, empfahl — und zwar ausdrücklich 
nicht als Jurist sondern als Deutscher — für das neue Gesetz 
den Grundsatz: 

«Ein Deutscher kann die Reichsangehörigkeit nur 
auf eigenen Antrag verlieren.* 

Alsdann, zuerst im Jahre 1902, nahm sich auch der deutsche 
Kolonialkongreß der Sache an. Er faßte einstimmig eine auf 
Beseitigung des bisherigen Verjährungsparagraphen gerichtete 
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Entschließung und wollte die Verjährung als Verlustgrund nur 
bei Nachkommen ausgewanderter Deutscher unter gewissen Be- 
schränkungen zulassen. Es zeigt sich also nochmals ein Wandel 
der Dinge: man verneint den Verjährungsgrundsatz nur noch 
fiir die erste Generation. Der Vortrag Hebmann Hesses, derHessex. 0.190a. 
dieser Entschließung voraus ging, bringt uns gleichzeitig eine 
wünschenswerte Klärung: Noch 1899 hatte nämlich der Konsul 
a. D. Bodo Lehmann in seiner Schrift über unseren Gegenstand Lehmann 57. 
dem Antrage Seiner Hoheit — und wohl mit Recht — die 
Auslegung gegeben, es sei gemeint: 

„ein Deutscher könne die Reichsangehörigkeit nie- 
mals ohne oder gegen seinen Willen verlieren.* 

Hermann Hesses Ausführungen sagen etwas anderes. Er 
räumt den Deutschen erster Generation nur die Möglichkeit, Hesse 624. 
nicht das Recht der Entlassung ein. Er will auch Widerwillige 
am Reiche festhalten können. In letzterer Folgerung ergibt sich 
aus seinen Ausführungen der Gedanke: 

„ein Deutscher kann die Reichsangehörigkeit nur 
verlieren, falls ihn das Reich auf seinen Autrag 
entläßt.^' 

Schärfer noch hat diese Folgerung die Kolonialgesellschaft 
auf der Bremer Tagung ausgesprochen. Sie steht ganz auf 
Hesses Boden, wenn sie rät, den Verlust der Reichsangehörig- 
keit so gut wie unmöglich zu machen. 

Es liegt uns fern, Wasser in den edlen Wein zu gießen. 
Hier aber gilt es ein Warnungszeichen aufzustellen, denn hier 
in der Tat gilt das gute Wort: Weniger wäre mehr. 

Der Gang der Dinge in unseren beiden großen nationalen 
Verbänden zeigt eine große Ähnlichkeit. Von einer völligen. 
Lösung der Frage hat man immer mehr Abstand genommen, 
man hat sich beiderseits im wesentlichen beschränkt auf einen 
gemeinsamen Grundgedanken: man will beiderseits, daß der Aus- 
landaufenthalt^ gleichgültig von welcher Dauer, an sich kein Ver- 
lustgrund mehr sei. Bei dieser negativen Stellungnahme ist 
man beiderseits verblieben. Und dennoch tut ein Weiterkommen 
dringend not, zumal auch die Vorschläge der parlamentarischen 
Parteien mehr oder minder eine Wiederholung früherer Anregung 
und immer nur einer Anregung sind. Die zünftige Wissenschaft 
aber schweigt fast völlig. 

Und die Regierung? Sie hat im Jahre 1901 auf Hasses 
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Anfrage ein neues Gesetz in nahe Aussicht gestellt. Auf sein 
Drängen im Jahre 1903 hat sie erwidert^ daß gewichtige Ein- 
wendungen erhoben seien. Die Ajisichten seien selbst in den 
beteiligten Eessorts im Keiche und in Preußen noch weit ausein- 
andergehend. Im Jahre 1^05 sprach der Abgeordnete Lattmann 
und wies für den nicht ¥dedergewählten Hasse hin auf zwei 
Fälle dauernden Schadens einer Verzögerung in der Zwischen- 
zeit: auf die Frage der Entschädigung der Deutschen in Eng- 
lisch-Südafrika und die Landvereinigung in Rio Grande do Sul. 
Die Antwort war eine ähnliche, wie diejenige, die der All- 
gemeine deutsche Schulverein in der Beichstagskommission 
von 1908 erhielt: man sei sich innerhalb der Regierung noch 
nicht einig. Dabei ist es in zehn Jahren geblieben. 

Daraus sei folgender Schluß gestattet: Die letzte Folgerung 
zeitloser Beschränkung der Willensfreiheit zugunsten des 
Reiches will die Regierung mit Recht nicht ziehen. Auf der 
anderen Seite ist ihr eine schrankenlose Befolgung des 
Einzelwillens aus Gründen des Heeresinteresses unmöglich. 

Weiter: die Regierung steht Vorschlägen gegenüber, die in 
erster Linie von einer Freiheit des Reiches, seine Aus- 
bürgerung nach eigenem Belieben zu regeln, ihren Ausgang 
nehmen. Mit dieser Freiheit hat es jedoch seine eigene Be- 
wandtnis. Eine einzige, in keinem der Vorschläge beantwortete 
Frage klärt alles auf: was soll mit dem Stein im Wege, den 
seit vierzig Jahren bestehenden Bancroft-Verträgen werden? 
Hie Rhodus, hie salta. 

Nach beiden Richtungen muß helfen, wer zu helfen weiß. 
Es gilt einen Ausgleich zu schaffen zwischen dem Staats- 
interesse und dem Individualinteresse. Es gilt einen Aus- 
gleich zwischen nationalen und internationalen Belangen. 
Nur die nationalen dürfen ausschlagebend sein, aber auch die inter- 
nationalen wollen verwendet sein. Man kann im Spiele der Welt 
nicht Schach dem König bieten, ohne vorab der Züge der 
Gegner zu achten. 

Das führt uns hinein in das internationale Recht. Vorweg 
aber in diejenige Frage, die uns, wie keinem anderen Volke, 
des Rätsels sung Löerschwert, in die Frage der Wehrpflicht, 
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III. Staatswille und Einzelwille. 

Dänemark^ das unsere Verjährung besitzt^ leiht in jüngster 
Zeit den gleichen Klagen, wie wir, sein Ohr. Auch dort heißt 
es, eine Däne solle die dänische Staatsangehörigkeit fortan nur 
auf Antrag verlieren. Wenn wir uns nicht täuschen, wird man 
das für die in Dänemark geborenen Dänen auch durchführen 
können. Das kleine, in sich geschlossene und wesentlich agra- 
rische Volk würde damit einen Ausnahmezustand schaffen. 

Große Völker aber müssen mit der Tatsache rechnen, daß 
der Antrag als Entlassungsgrund von den Auswanderern 
vernachlässigt wird. Es mag einer landläufigen Anschauung 
entsprechen, in der Angliederung eines Bürgers an einen Staat 
nicht lediglich einen Hoheitsakt, sondern die Begründung eines 
vertragsähnlichen Verhältnisses zu erblicken. Dementsprechend 
mag auch die Annahme nahe liegen, daß den wichtigsten Grund 
eines Ausscheidens aus dem Staatsverbande die freiwillige beider- 
seitige Auflösung des Verhältnisses bilde. Diese Annahme geht 
jedoch fehl Die Staatsangehörigkeit beruht auf einem gesetz- 
lichen Zustande, dessen Auflösung nicht völlig auf den Einzel- 
willen abgestellt werden kann, sondern gesetzlicher Regelung 
unterliegen muß. Diese gesetzlichen Kegeln nähern sich dem 
Einzelwillen, je geringer die Anforderungen des Staates an seine 
Auswanderer sind, je mehr er also auf eine freiwillige Erhaltung 
des Bürgerrechts hoffen darf. Je größer dagegen die Lasten 
sind, desto weniger kann der Staat mit einem unbeeinflußten 
Erhaltungswillen rechnen, desto mehr muß er also zu gesetzlichen 
Auflösungsregeln greifen, die seine Wünsche mit dem Einzel- 
willen in Einklang bringen. Eigentümlich ist dabei, daß Antrag 
und Entlassung nicht im ersteren, sondern im letzteren Zustande 
eine Wichtigkeit erhalten, weil sie durchgängig nötig werden, 
um das Ausscheiden vor Eintritt der gesetzlichen Auflösungs- 
regeln zu ermöglichen. Entlassungsregeln dienen ihrem 
Charakter nach überwiegend der Erschwerung. Sie 
hängen vornehmlich mit der Wehrpflicht zusammen. Deshalb ist 
die Entlassung auf Antrag denn auch, im englischen und ameri- 
kanischen Bechte so gut wie gar nicht ausgebildet und bei uns Lehmumis. 
in Rücksicht auf das Heer geregelt. Es liegt in ihr bei großen, 
wehrpflichtigen Völkern nicht Freiheit, sondern Zwang. 

Das Deutsche Beich verweigert die Entlassung im Alter vom 

Batjen, Der Kampf um die BeichflaDgehörigkeit. 3 
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vollendeten siebzehnten bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten 
Lebensjahre, bevor ein Zeugnis der zuständigen Behörde darüber 
beigebracht wird, daß der Entlassung nicht lediglich die Absicht, 
sich der Dienstpflicht zu entziehen, zugrunde liege. Im Grund- 
satze ist die Entstehung und Fortdauer der Wehrpflicht ab- 
LeiSwÄa^/öo^^^^S^S ^^^ ^^^ Fortdauer der Keichsangehörigkeit, beide können 
die Abwanderung überdauern. Es entspricht das altpreußischen 
Grundsätzen, laut deren der rückwandemde Preuße als „un- 
sicherer Kantonist '^ in das Heer gesteckt werden konnte. 

Hier sind sodann die Bancroft-Verträge zugunsten der 
Deutsch -Amerikaner eingeschritten. Unter ihrem Drucke ist 
man über den Grundsatz, daß nur ein Deutscher in Deutschland 
dienstpflichtig sei, hinausgegangen, freilich ohne die Deutsch- 
siäSri!!?; Amerikaner zu treffen. Das Eeichsmilitärgesetz von 1874 
unterwirft Männer, die das Eeichsgebiet verließen und die Beichs- 
angehörigkeit verloren, eine fremde Staatsangehörigkeit aber 
nicht erwarben oder wieder verloren, bei Rückkehr nach Deutsch- 
land nachträglich der Gestellungs- und Aushebungspflicht. Eine 
Zurückhaltung im Dienste ist jedoch nicht über das vollendete 
31. Lebensjahr hinaus gestattet. Es liegt darin keine Zwangs- 
einbürgerung, wohl aber etwas sehr Ähnliches, der einzige Fall 
solcher Art, den unsere Gesetzgebung kennt. 

Es ergibt sich als Feststellung eigentümlichster Art, daß 
sich die Voraussetzungen deutscher Heerespflicht seit 1874 nur 
noch in negativer Form umgrenzen lassen: 

Das Beich macht die Heerespflicht zunächst abhängig von 
dem Nichtverluste deutscher Eeichsangehörigkeit Das Hinder- 
nis des Verlustes wird beseitigt, sobald Eückwanderung eintritt, 
vorausgesetzt, daß sich nicht ein fremdes Bürgerrecht als 
weiteres Hindernis ergibt. 

Ergreift die deutsche Wehrpflicht den Beichsdeutschen bis 
zum vollendeten fünfundvierzigsten Lebensjahre, den bürger- 
rechtslosen ehemaligen Reichsdeutschen und dessen Söhne bei 
Rückkehr nur vor dem vollendeten einunddreißigsten Lebens- 
jahre, andere überhaupt nicht, und läßt sich also ein früherer 
Reichsdeutscher oder dessjen Sohn wieder in Deutschland nieder, 
so wird sein selbstisches Literesse dafür sprechen, ein fremdes 
Bürgerrecht mitzubringen. Er wird es vorziehen, den Fremden 
gleichgestellt, ein Fremder zu bleiben. 

Ergreift die deutsche Wehrpflicht den Einwanderer fremder 
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Abstammung in keiner Generation^ so kann er mit Kindern 
und Kindeskindern unter uns wohnen und solange er sich nicht 
mißliebig machte unseren vollkommenen Fremdenschutz genießen^ 
während die Nachbarsöhne die Muskete tragen. 

Allerdings kann er sein fremdes Bürgerrecht kraft der 
Ge&etze des fremden Landes verlieren. Er kann diesen Verlust 
jedoch meist durch zeitweilige Eückkehr in das Land^ aus 
dem er kam, vermeiden. Versagen die Gesetze des fremden 
Landes, so bleibt er weit entfernt, deshalb ein Deutscher zu 
werden. Es entsteht der Zustand der Heimatlosigkeit, der 
trotz Seßhaftmachung auf deutschem Boden vom Vater auf 
Kinder und Kindeskinder übergehen kann. 

Mag deshalb die Wehrpflicht noch so sehr der berechtigte 
Stolz unseres Volkes sein, auf die Staatsangehörigkeit der Aus- 
wanderer kann sie nur verlustfördernd wirken, bis sie ein 
Allgemeingut aUer zivilisierten Völker geworden sein wird. 
Eine Milderung dieser Tatsache kann nur erhofft werden durch 
zeitliche und örtliche Erleichterungen der Gestellungs-, Dienst- 
und XJbungspflicht, so durch den Dienst auf deutschen Schiffen 
und in den deutschen Kolonien. Ein wichtiges, bei weitem 
noch nicht genugsam ausgebeutetes Hilfsmittel ist die Schaffung 
weiterer deutscher Auslandschulen und die Förderung der 
bestehenden, wie ihre fortschreitende Ausstattung mit der Be- 
fähigung zum einjährigen Dienste. Durch Festhaltung der 
Auswanderung am Beiche, durch ihre Beschränkung auf den 
Entlassungsantrag aber erreicht man in dieser Eichtung nichts. 

Nicht minder arbeitet die Wehrpflicht der Wiedereinbürge- 
rung der Rückwanderer entgegen: ist doch am günstigsten 
gestellt, wer dem Beichsvolke am fernsten bleibt. 

Nur durch Einbürgerungsmaßregeln gegenüber der 
Inlandgeburt, insbesondere derjenigen von deutscher Ab- 
stammung, kann in der Heimat ein Zustand der Ungleichheit, 
ein jedes Eechtsgefühl verletzender Zustand gemildert werden: 
diese Milderung wird uns unsere siebente Forderung bringen, t. Martits 1145. 

■^y 1 All Lehmann 82. 

Vorab zum Auslande. 



3* 
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Viertes Hauptstück. 
Reich und Ausland. 

I. Die Bancroft-Terträge. 

Die altpreußische Wehrpflicht verleitete keinen Preußen, ein 
fremdes Bürgerrecht anzunehmen, denn dieses fremde Bürger- 
recht schützte ihn nicht vor der nachträglichen Bekrutierung. 
Dann kam der vieljährige Streit, den die Vereinigten Staaten 
gegen die Auswandererländer führten. Es kamen jene beweg- 
lichen Elagen, daß der Deutsch-Amerikaner nicht am Grabe 
seiner Eltern weinen, nicht die Stätte seiner Jugend besuchen 
könne, ohne in das Heer eingereiht zu werden. Der eiserne 
Manteuffel war nicht mehr am Buder, es folgten vielmehr die 
Zeiten deutschen Manchestertumes, gleichbedeutend mit einer 
verneinenden Bichtung in nationalen Dingen. 

Preußen hatte vermittelnd vorgeschlagen, Nordamerika solle 
Lehmann 49. preußische Auswanderer bis zum Ablaufe von zehn oder nur 
sieben Jahren als wehrpflichtige Preußen gelten lassen, von da 
ab solle eine Wehrpflicht bei Bückwanderung nicht mehr in 
Frage kommen. Dauernd und völlig hätte Preußen diese Aus- 
nahme schwerlich durchführen können. Nordamerika traute 
denn auch diesen Vorschlägen nicht. Es forderte vor allem die 
Anerkennung seines Bürgerrechts vom Tage der Er- 
werbung. So kamen die Bancroft-Verträge und mit ihnen nach 
neunjährigen Verhandlungen die größte diplomatische Niederlage, 
die Preußen -Deutschland je erlebt hat. Es kam, als Ab- 
schwächung jener Niederlage gedacht, die Bestimmung jenes 
Beichsmilitärgesetzes, die vor Fremdbürgem aller Nationen Halt 
macht und nur den heimatlosen früheren Deutschen ein „Dienen 
oder Draußenbleiben ** zuruft, die Prämie auf das fremde Bürger- 
recht also noch vergrößert. 

Der erste der Bancroft-Verträge wurde am 22. Februar 1868 
mit Preußen geschlossen. Entsprechende Abmachungen mit den 
übrigen deutschen Staaten folgten ihm nach. Sie besagen im 
wesentlichen zunächst, daß ein in Nordamerika eingebürgerter 
Deutscher, wenn er außer seinem dortigen Bürgerrechte einen 
dortigen Aufenthalt von fünf Jahren nachweisen kann, bei 
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Rückkehr nach Deutschland nicht zum deutschen Heeres- 
dienste herangezogen werden kann^ es sei denn^ daß er aus 
freien Stücken wieder ein Deutscher werde. Natürlich gilt das- 
selbe umgekehrt für einen in Deutschland eingebürgerten Ameri- 
kaner. Diese Gegenseitigkeit hat aber nur den Schatten einer Kapp n. sijt. 
tatsächlichen Bedeutung, sie bleibt, soweit der Heeresdienst in 
Frage steht, ganz außer Betracht. 

Die Bancroft-Verträge greifen des ferneren in das deutsche 
Straf recht ein. Sie verbieten den deutschen Staaten — wiederum 
unter dem gegenstandslosen Versprechen der Gegenseitigkeit — 
den nach Deutschland zurückkehrenden amerikanischen Bürger 
wegen solcher Straftaten zur Verantwortung zu ziehen, die er 
vor der Auswanderung begangen hat, damit ist vor allem der 
mit der Auswanderung vollendete Verstoß gegen die deutsche 
Heerespflicht gemeint. 

Läßt sich endlich der in Nordamerika eingebürgerte, dort 
fünf Jahre lang aufhältlich gewesene Deutsche nach seiner 
Bückkehr wiederum in Deutschland nieder und gibt er die 
Eückkehrsabsicht auf, so soll er als auf sein amerikanisches 
Bürgerrecht verzichtleistend erachtet werden. 



II. Die Bancroft-Terträge und die Wehrpflichtverletzang. 

Die Wehrpflichtverletzung steht in einem nur wenig 
beachteten Verhältnisse zur Staatsangehörigkeit. 

Hat doch die auf sie gesetzte Strafe, wie Bbndix sagt, die 
Natur einer modernen Verbannungsstrafe. Das Vergehen Bendix2S7. 
kann andauern, solange der Schuldige im Auslande ein Deutscher 
und wehrpflichtig bleibt, denn genau solange ist eine Verletzung 
der Wehrpflicht denkbar. Entäußert er sich mit Ablauf von Bendix ass. 
zehn Jahren seit der Auswanderung stillschweigend seiner Staats- 
angehörigkeit, so hat die fortgesetzte Straftat damit stets ein 
Ende, es beginnt die fünfjährige Verjährung der Strafverfolgung. Bendix 241. 
Fiele aber unsere Matrikel fort und würde man sich auf keine 
Weise der Reichs- und Staatsangehörigkeit entäußern können, 
so würde die Verjährung der Strafverfolgung vielleicht 
erst mit Ablauf der Wehrpflicht, das heißt mit dem voll- 
endeten 45. Lebensjahre beginnen. Deutschland würde die Ver- 
letzer der- Wehrpflicht auf lange Zeit am Reiche festhalten und 
dennoch verbannen. 
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Bendix 269. -^ * , , . o 

dem Verlust der Staatsangehörigkeit loszulösen. Ließe man die 
Verjährung bereits mit dem Zeitpunkte der Auswanderung 
beginnen^ so würde man sich dem Standpunkte der Bancroft- 
Verträge immerhin nähern und vielleicht die Grundlage einer 
Verständigung gewinnen. Die deutsche Militärbehörde aber 
würde auf eine gewichtige Waffe verzichten. Wäre die gleich- 
falls fünfjährige^ wenn auch durch Unterbrechungshandlungen 
der Behörde dehnbare Frist einer Vollstreckung der verhängten 
Strafe erst abgelaufen, so würden sich deutschgebliebene Ver- 
letzer der Wehrpflicht selbst im Inlande als Beichsdeutsche 
bewegen und nicht ausgewiesen werden können. 

Bis eine Einigung gelingt, bleibt der eigentümliche Miß- 
stand bestehen, daß ein strafbarer Bückwanderer aus Nordamerika 
als amerikanischer Bürger bereits nach fünf Jahren, aus der 
übrigen Welt aber, selbst bei rasch eingeleitetem Abwesenheits- 
verfahren, nach dem — sagen wir — dreifachen oder mehr- 
fachen Zeitraimie den deutschen Boden straffrei betreten kann. 
Bis dahin wird es denn auch bei der Ausweisung in gewissem 
Umfange als einer deutschen Ergänzung der Bancroft-Bestimmung 
leider verbleiben müssen. 



III. Die Bancroft-Yerträge und die Bflckwanderung 

sind ein nicht minder bedeutungsvolles Gebiet Beim Rück- 
wanderer kann auf das Aufgeben der Bückkehrabsicht geschlossen 
werden, sobald sein hiesiger Aufenthalt mindestens zwei Jahre 
währt. 

Im ursprünglichen Vertragstexte stand an der Stelle des 
Kapp n. 817. „kann" ein »soll*, die Änderung drückte Bancboft in letzter 
Stunde durch. Das „soll" würde eine klare Rechtslage ergeben 
und bedeutet haben, daß Amerika dem Rückwanderer nach zwei 
Jahren wieder aufzugeben und Deutschland ihn wieder als 
Deutschen anzusehen habe. In dem „kann* liegt eine Erlaubnis 
höchst unklarer Art, die sich nur klären ließe, wenn Deutsch- 
land Wiedereinbürgerungsbestimmungen geschafEen hätte. Steht 
doch über dem „kann" im Grundsatze ein „soll". Bei Auf- 
gabe der Rückkehrabsicht „soll" nämlich ein Verzicht auf das 
Amerikanertum angenommen werden, wenn auch nicht früher, 
als nach zwei deutschen Wohnjahren. Tatsächlich nimmt Deutsch- 
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land diesen stillsohweigenden Verzicht weder nach zwei Jahren 
noch später an und läßt sogar Generationen von deatschblütigen 
Fremdbürgem im eigenen Lande zu. 

Die Verhandlungen im Beichstage des Norddeut- Bendixsdi. 
sehen Bundes^ die zur Genehmigung der Verträge führten^ geben 
ein deutliches Bild von der geschaffenen Verwirrung. So sprach der 
Abgeordnete Dr. Lobwe von der dem Bückwanderer drohenden 
Heimatlosigkeit. Er muß also aus dem y,soll'' und „kann^ den be- 
greiflichen Schluß gezogen haben^ das amerikanische Bürgerrecht 
könne nach zwei Jahren verloren sein. Er fragte, was aus der 
Dienst- und Straffreiheit werde, wenn der Bückwanderer nach 
zwei Jahren aufhöre, Amerikaner zu sein. Vor Dr. Lobwb sprach 
der Träger eines holsteinisch-hanseatischen Namens von gutem 
Klange, zu sachverständigem Urteile voll berufen, der Abgeord- 
nete Dr. ScHLEiDEN. Er bewies den Vertragsurhebem, daß die Kapp n. 21t. 
Festlegung der fünf amerikanischen Wohnjahre als Vorbedingung 
des Bancroft-Schutzes just der nach amerikanischem Bechte zur 
Naturalisation erforderlichen Mindestfrist entspreche. Man hatte 
demnach nichts gewonnen und doch zu gewinnen geglaubt. 
ScHLEiDBN zeigte sich noch nach anderer Bichtung den ameri- 
kanischen Verhältnissen gewachsen. Bei aller Freundschaft für 
Amerika stellte er sich auf den gesunden Boden der Terri- 
torialität. ScHLBiDEN kannte den damaligen eigentümlichen 
Grundsatz des amerikanischen Bechts, wonach sich niemand 
ohne einen Akt der Gesetzgebung seines amerikanischen Bürger- 
rechts entäußern konnte, und eben darin, daß Amerika uns ver- 
stattete, den Amerikaner nach zwei deutschen Wohnjahren nicht 
mehr als Amerikaner zu betrachten, erblickte Schleiden mit 
Becht einen erstmaligen Bruch mit der Ewigkeit ameri- 
kanischen Staatsbürgerrechts. 

Den. Beigen der Bedner hatte ein anderer Hanseat eröffnet: 
der Bremer Beeder H. H. Meieb, ein zweifellos bedeutender 
Mann, von dem dankbaren Bancboft nachmals als einer der 
ersten Kaufleute Europas gepriesen. Er trug in den Vertrag 
den Grundsatz der freien Bürgerrechtswahl hinein, verbunden 
mit dem Grundsatze der Ausschließlichkeit des frei gewählten 
Bürgerrechts. Da Deutschland die Wehrpflicht besitzt, Nord- 
amerika jedoch nicht, so lief die Auffassung dieses Bedners 
auf das allerschlechteste Geschäft für Deutschland hinaus. 
Einer der besten Bürger zweier Welten, der Deutschamerikaner 
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Kapp n. 221. Fbiedbigh Kapp, ein Mann gründlichster Erfahrung^ hat dem 
Bremer Kaufherrn denn aach nachmals geraten^ dieses Geschäft 
in seinem eigenen Interesse baldigst wieder aufzugeben. Er 
hat ihm entgegengehalten^ daß jedes Bürgerrecht eine Summe 
von Pflichten darstelle^ deren sich niemand lediglich kraft An- 
nahme eines fremden entäußern könne. 

Später sprach Laskeb und fühlte richtig heraus^ daß unser 
Bürgerrecht tatsächlich nach zwei deutschen Wohn jähren wieder 
aufleben könne. Schärfer noch als bei Loewe hob sich bei 
TiASKEK die Frage heraus, was dann aus der Dienstfreiheit und 
Straffreiheit werde. 

Zur Beantwortung dieser Fragen erhob sich mehrfach der 
Bundeskanzler Graf BisMABCK-Schönhausen: 

TiAsirKK und Loewe mochten Enttäuschungen auf ameri- 
kanischer Seite befürchten, Bismabce, der die Auswanderung der 
siebziger und achtziger Jahre noch nicht gesehen und kommende 
deutsche Enttäuschungen noch nicht kennen konnte, zerstreute 
alle Bedenken. Wir Neudeutschen zögern vielleicht, Bismabgks 
Worte zu unterschreiben, wenn er damals sagte, daß nirgends 
in der Welt eine so warme Anhänglichkeit der Deutschen an 
die ältere Heimat zu finden sei, als gerade in Nordamerika. Wir 
freuen uns dennoch seiner an die Abgeordneten gerichteten 
Mahnung, des Vorzuges ältester historischer Bundesgenossenschaft 
nicht zu vergessen, sie ^von der ersten Zeit der Unabhängig- 
keitserklärung her," sehr hoch anzuschlagen und sehr wert zu 
halten. 
Kapp n. 228. BiSMAECK wies dem rückwandernden Deutschamerikaner, über 

die zwei deutschen Wohn jähre hinaus, die Rolle eines frei- 
willigen Einwanderers zu, der also dienen müsse, sofern das sein 
Alter erheische. Nun braucht aber kein fremdbürger- 
licher Einwanderer in Deutschland zu dienen, es sei 
denn, daß er freiwillig Deutscher wurde. Von Loewe 
deshalb zu schärferer Erklärung gedrängt, erklärte Bismabgk, 
daß man beim Aufhören amerikanischen Bürgerrechts eine nach- 
trägliche Verfolgung wegen unbefugter Auswanderung jedenfalls 
nicht eintreten lassen werde. In Sachen der Dienstpflicht aber 
seien fünf amerikanische Wohnjahre, verbunden mit dem ameri- 
kanischen Bürgerrechte, der Erfüllung norddeutscher Mili- 
tärpflicht gleich zu behandeln. 

Diese Stichproben mögen genügen. Alle Redner, vielleicht 
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mit Ausnahme Schlbidens, finden wir vereint in der Billigung 
des Bancroft-Abkommens, dessen Vertragswert nachmals durch 
Kapp mit der Bedeutung des sogenannten Musterpferdes für K»pp n. 224. 
Tierärzte verglichen worden ist, weil man alle Fehler eines 
Vertrages an ihm studieren könne. »Für Deutschland,* sagt 
Kapp, „bedeutete er (der Vertrag), das leichten, ja frohen Herzens Kapp i. 609. 
erfolgte Aufgeben einer rechtlich völlig klaren und unanfecht- 
baren Stellung, ohne daß es irgend eine Gegenleistung dafür 
gefordert oder erhalten hätte ..." 

In den Verträgen mit den deutschen Einzelstaaten setzt 
sich die Unklarheit fort. 

Württemberg nahm an, der Rückwanderer stehe nach ▼. M*rtit« iias. 
zwei deutschen Wohnjahren vor der Wahl zwischen beiden 
Bürgerrechten, und besaß doch kein gesetzliches Mittel, den Bück- 
wanderer zur Ausübung der Wahl zu zwingen. 

Baden gab dem Rückwanderer die Zusicherung, es wolle 
ihn nach Ablauf dieser zwei deutschen Wohnjahre nicht zur 
Rückkehr in die badische Staatsangehörigkeit anhalten, von 
Mabtitz meinte später mit Recht, die in Baden-Baden, Heidel- ▼. Martit» 1128. 

* ' ' , Kapp H. 288. 

berg und Freiburg lebenden Deutschen würden sich das nicht 
zweimal sagen lassen. »Ihre Söhne,** so sagte er, „sind in alle 
Ewigkeit vor der Stammrolle und der Gestellungsorder sicher.* 

Wir können uns heute aussuchen, welche von den damaligen 
Auffassungen die irrigste war. Die württembergische, die an 
ein Wahlrecht glaubte, ohne einen Wahlzwang zu schaffen, die 
badische, die (wegen der Armenlast) den Willen des Rück- 
wanderers Amerikaner zu bleiben, voranstellte, oder die nord- 
deutsch-preußische. 

In der Folge hat letztere zuerst Schiffbruch erlitten. In sendix i78. 
den ersten zehn Jahren unterschied man, in welcher Absicht 
der Auswanderer amerikanischer Bürger geworden sein könne. 
War die Annahme des fremden Bürgerrechts mit der ernsthaften 
Absicht der Begründung einer neuen Heimat erfolgt, so hatte 
es dabei sein Bewenden. Dann aber, wohl mit unter dem 
Drucke der von MABTiTz-KAPPSchen Kritik, schlug die Vertrags- 
anwendung im neuen Reiche gründlich um. Man verlegte den 
Schwerpunkt wieder in die Frage, ob die Auswanderung selbst 
zu Zwecken der Wehrpflichtentziehung erfolgt sei. Hatte doch 
die ungestörte Wohnsitznahme den Deutschgebliebenen in der 
Heimat kein gutes Beispiel gegeben. 
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Bendizisi. Es war^ wie der deutsche Gesandte von AiiYenslebsn im 

Jahre 1886 dem amerikanischea Staatssekretär mitteilte^ in ge- 
wissen deutschen Landesteilen die Neigung offenbar geworden^ 

Kapp n. 226. sich der Wehrpflicht unter Berufung auf die ßancroft -Verträge 
durch Auswanderung zu entziehen. Man griff deshalb zur Ultima 
ratio^ zur Ausweisung. Man machte nur dann eine Ausnahme^ 
wenn guter Glaube vorlag, wenn also der Bückwanderer bewies, 
daß seine Auswanderung aus Gründen erfolgt sei, die nicht mit 

B«ndizi88. der Wehrpflicht zusammenhingen. Man kehrte also die Be- 
weislast um und forderte den Nachweis mangelnder Böslichkeit. 
Nordamerika hat nichts dagegen tun können, vor allem nicht, 
weil man auch jenseits des Ozeans den Bogen überspannte und 
ein in vollem Umfange weder vorhandenes noch vertraglich ver- 
bürgtes Brecht freier Ausbürgerung ins Gefecht führte. 

Deutscherseits hat man als Antwort eine Kündigung der 

Verträge angedient und ihre Ausdehnung auf Elsaß-Lothringen, 

y. Martiti 1125. soll hcißcn auf das ganze Beich, trotz Ansuchens der Amerikaner 

abgelehnt. Man hat um neue Vorschläge ersucht, die von Nord- 

Bendiz 198. amcHka auszugehen hätten, weil die Verträge, wie Graf Limbübq- 
Stibum als Staatssekretär feststellte, für Nordamerika günstiger 
seien, als für das Deutsche Beich. 

Dabei ist es verblieben und nicht durch die Verträge, son- 
dern trotz der Verträge ist die Freundschaft zwischen beiden 
Ländern gewachsen. Es gähnt eine Lücke, die kleiner wäre, 
wenn man sich hüben und drüben die Mühe gäbe, festzustellen, 
daß in dem „kann^ des Vertrages noch ein anderes Becht 
als das der Ausweisung liegt. Zurzeit ragen die Verträge 
als ein Torso hinein in die moderne Welt, über Elsaß-Lothringen 
iSS^.^2?6. (d^rch Fürst Hohbnlohb) hinaus ist ihre Gültigkeit für Süd- 

Bendiaciss. dcutscUand aus guten staatsrechtlichen Gründen bestritten 
worden. Man ninmit — und zwar kaum mit Unrecht — an, 
daß derartige, mit dem Auslande geschlossene Verträge zu ihrer 
Gültigkeit einer späteren Annahme durch das Beich bedurft 
haben würden. 



IT. Die Bancr oft -Ter träge und die Wiedereinbflrgerang. 

Das Hindernis einer Verständigung Uegt zunächst in der 
Auffassung, als habe Deutschland mit der Anerkennung der 
Dienstfreiheit und Straffreiheit der Bückwanderer tatsächlich 
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ein anderes^ tiefer liegendes Zugeständnis dahin verbunden, daß 
seine eigene, in aller Welt auf mindestens zehn Jahre aufrecht 
erhaltene Staatsangehörigkeit durch den Erwerb des nordameri- 
kanischen Bürgerrechts schon nach fünf Jahren spurlos untergehe. 
Hat Deutschland, so lautet die Frage, einem Lande gegenüber, 
das damals die Fahne der Unverlierbarkeit des eigenen Bürger- 
rechts hochhielt, tatsächlich zugegeben, daß es mit dem deutschen 
Bürgerrechte anders liege? Hat man recht behalten, als man 
uns den sogenannten französischen Grundsatz, dem kein Militär- 
staat (auch Frankreich nicht) folgt, vorhielt und uns predigte 
von dem Eechte des freien Mannes, sich nach Belieben aus- 
und einzubürgern? 

Noch vor wenigen Jahrzehnten war unsere Wissenschaft 
geneigt, diese Frage zu bejahen. 

Ein klarer Kenner internationaler Verhältnisse, Professor 
VON Mabtitz, wies nicht von der Hand, daß sich Norddeutsch- ▼• Martit« sis. 
land bei Abschluß der Verträge in einem bedenklichen Irrtume 
befunden habe. Er stellte fest, daß ein freier Bürgerrechts- 
wechsel mit nichten amerikanischen Bechtens sei. „Man kann,* 
so sagte er, „nur bedauern, daß die offenbare Unkenntnis mit 
diesem Zuschnitte transatlantischen Eechts die europäischen 
Kabinette, insbesondere die preußische B^gierung, dieser schnei- 
digsten Waffe gegen amerikanische Ansprüche beraubt hat." Er 
betrachtete das Prinzip der Bancroft-Verträge als in sich gesund, 
er forderte jedoch deren Kündigung. Und als erster — das v.Martu» 1170. 
ist sein dauerndes Verdienst, forderte er eine deutsche 
Geburtseinbürger ungspolitik. 

Dabei ist es auffällig, daß von Mabtitz annimmt, Bismabce ▼. Martitz sso. 
habe an ein Wiederaufleben unserer Staatsangehörigkeit beim 
Rückwanderer gedacht, an eine solche „ex nunc" — ohne rück- 
wirkende Kraft — also an ein Wiederaufleben, dem damals wie 
heute, nur der Boden deutschen Gesetzes fehlte. Ist das 
richtig, so würde es sich vorwiegend handeln um eine deutsche 
Ausfüllung der vorhandenen Lücke und nicht um einen Prin- 
zipienstreit. 

Erfreulich wirkt, daß Bbndix in jüngster Zeit auf dogma- Bendixi84. 
tischer Grundlage hervorgehoben hat, es sei uns durch die 
Verträge nichts anderes gebracht, als ein zeitweiliges Ruhen 
deutschen Bürgerrechts. Es ist femer erfreulich, wenn neuer- 
dings der Züricher Staatsrechtslehrer Sibbbb mit voller Objek- sieber i. 520. 
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tivität festgestellt hat, durch die Bancroft- Verträge sei etwas 
dem früheren amerikanischen Kechte Neues, nämlich ein Be- 
endigungsgrund amerikanischen Bürgerrechts geschaffen 
worden. Schleiden hat damit nachträglich Hilfe gefunden. 
Dauert das deutsche Bürgerrecht in der ganzen Welt für min- 
destens zehn Jahre nach der Abwanderung hinaus über den 
Erwerb eines fremden Bürgerrechts, so gilt das gleiche in der 
Tat auch für Nordamerika, sofern keine Entlassung erbeten und 
erlangt wird oder unsere zehn Jahre verstrichen sind. 
Bendix 185. Nach Bendix ist ciucr der Zwecke der Verträge gerade der 

gewesen, den vor Ablauf von zehn Jahren zurückkehrenden 
Deutschen (nach zwei Wohnjahren) wieder deutsch zu machen, 
um der Möglichkeit zu begegnen, daß der Naturalisierte sich 
nach seiner Kückkehr dauernd in seiner ursprünglichen Heimat 
niederläßt, für sich und seine Nachkommen befreit von allen 
staatsbürgerlichen Pflichten. 

Es geht demnach zu weit, wenn Kapp sagt, jener Artikel IV 
mit seinem „kann" statt des „soll" sei das Papier nicht wert, 
auf dem er stehe. In dem „kann" liegt ein bis heute un- 
benutztes Recht. Begründet hat Bangboft jene Änderung 
damit, der Norddeutsche Bund solle durch solchen Ausdruck 
nicht verpflichtet, sondern nur berechtigt sein. Das Recht haben 
wir — nach wie vor. 



y. Die Bancroft-Terträge and die mehrfache 

Staatsangehörigkeit. 

Herr von Mabtitz ist ein Kämpfer für die Einschränkung 
mehrfacher Staatsangehörigkeit. „Niemand", so sagt er, „kann zweien 
Herren dienen," darum erblickt er in der Durchführung dieses 
Gedankens den gesunden Kern der Verträge. Ein Gutachter 
Lehmtnn 66. der Kolonialgescllschaft, Professor von Stengel, hat ähnlich ge- 
urteilt. Niemand, so lautet sein Gutachten, habe für mehrere 
Staaten mehrere Seelen in der Brust, die deutsche Wehrpflicht 
erfordere eine besondere Treue gegen Kaiser und Reich, sie 
müsse der Reichsangehörigkeit einen ausschließlichen Cha- 
rakter geben. Man will also das Amulet der Reichstreue unter 
dem fremden Rocke nicht mehr suchen. Das ist ein Grundsatz, 
von dem behauptet wird, daß er die Welt erobere, ein Grundsatz 
knapp und klar, der der deutschen Objektivität gefallen und die 
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Gefahr internationaler Verwicklungen auf dem Gebiete der 
Staatsangehörigkeit mit einem Schlage beseitigen mag. Ein 
Grundsatz aber, der in seiner Allgemeinheit unrichtig und für 
ein der Wehrpflicht unterworfenes Auswanderungsvolk ge- 
fährlich ist. 

Die Kommission der Kolonialgesellschaft dachte denn Lehmann 66. 
auch anders. Sie hoffte von der überwiegenden Mehrzahl der- 
jenigen, welche trotz fremder Naturalisation einen Antrag auf 
Entlassung aus der ßeichsangehörigkeit nicht einbrächten, dreist 
annehmen zu können, daß der Grundzug ihrer Seele deutsch 
bleibe und daß sie im Momente des Ernstes zur Stelle sein 
würden. Die Möglichkeit internationaler Verwicklungen wurde 
von der Kommission gering eingeschätzt, der nationale Vorteil 
in den Vordergrund geschoben. In dieser Stellungnahme liegt 
ein Zeugnis richtiger Bewertung des wichtigsten Moments in dem 
offenen oder versteckten Streite, den volkarme Einwanderungs- 
länder mit den Auswanderxmgsländem führen. 

Anders lautende Erwägungen können hier nur mitsprechen, 
aber nicht ausschlaggebend sein. Richtig ist, daß die Staats- 
angehörigkeit eine immer wachsende Bedeutung für den einzelnen 
gewinnt. So ist durch das Keichserbschaftssteuergesetz 
eine Besteuerung der Reichsdeutschen im Auslande geschaffen 
worden, allerdings eine solche sekundärer Natur, da wir dem 
Wohnstaate den Vortritt lassen und nur die etwaige Differenz 
beanspruchen. Weiter ist im internationalen Recht in allen 
Dingen, die die persönlichsten Rechtsbeziehungen eines Menschen 
betreffen, immer mehr die Anschauung zum Durchbruche ge- 
langt, daß die Staatsangehörigkeit entscheidend sei Als eine 
Rettung aus einem unwürdigen Zustande ist es in Deutschland 
begrüßt worden, daß unser Bürgerliches Gesetzbuch seit dem 
Jahre 1900 deutsche Ehen im Auslande nach deutschem Rechte 
beurteilt wissen will und den deutschen Staatsbürger im Auslande 
nach deutschem Rechte beerbt werden läßt, soweit die Macht 
deutscher Gesetze reicht. 

Wie aber steht es mit der schließlichen Anwendung deut- 
schen Rechts, wenn der Auslanddeutsche mehrere Staatsangehörig- 
keiten auf seinem Haupte vereinigt? In der Tat ist es richtig: 
je mehr sich im Rechte der Nationalitätsgrundsatz Geltung ver- 
schafft, um so mehr muß die Möglichkeit mehrfacher Staats- 
angehörigkeit zurücktreten. 
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Und dennoch gab schon von Mabtitz zu, daß sie nicht ganz 
verschwinden könne. Wir meinen zudem , daß sie nicht ganz 
verschwinden darf. 

Wir haben uns^ nachdem inzwischen unser nationales Privat- 
recht in Kraft getreten, zu hüten vor dem Schlüsse^ als wolle 
das deutsche ßecht, wenn es sich ausdehnt auf den Deutsch- 
gebliebenen im Auslände^ für die Ausschließlichkeit des Bürger- 
rechts streiten. 

Im Gegensatz zu den Professoren von Mabtitz und von 
Stengbl hat Professor Hasse für die künftige deutsche Bürger- 
rechtspolitik empfohlen^ ein Gewicht auf die Zulässigkeit mehr- 
fachen Staatsbürgerrechts zu legen. Man muß den Standpunkt 
dieses scharf nationalen Politikers vereinen mit einer Theorie, 
die folgerichtig zwei Gefahren, nämlich die (juristische) Heimat- 
losigkeit und die mehrfache Beheimatung bekämpft. Muß ein 
internationales Vagabundentum von «jedem Staate ausgeschaltet 
werden, so gilt vom Doppelbürgertume nicht ohne weiteres das 
gleiche: hier können sich die Interessen der alten und 
der neuen Heimat gewaltig voneinander unterscheiden. 

Gewißlich ist es wenig wünschenswert, einen Auswanderer, 
und insbesondere seine Eander, in die Lage zu versetzen, zweien 
Herren dienen zu müssen. Man mag eine Vermutung dafür 
streiten lassen, daß niemand zweien Herren dienen wolle, sofern 
das fremde Bürgerrecht freiwillig erworben wird. Schon damit 
macht man die Begel zur Ausnahme gegenüber dem mehr oder 
minder sanften Zwange fremder Völker. Aber selbst mangels 
solchen Zwanges darf die Vermutung niemals unwiderlegbar 
sein. Wirtschaftliche und sonstige Gründe der Naturalisation 
sind zu beachten. Wer endlich aus freiestem Antriebe dem neuen 
Staate die Hände als dankbarer Neubürger reicht, auch der will 
nicht immer das alte Bürgerrecht in den Winkel werfen. Er 
braucht nicht ohne weiteres anzunehmen, daß der neue Herr 
ein Feind des alten und die neue Seele mit der alten unver- 
einbar sei. 

Er darf sich mit Recht gegen eine unwiderlegbare Eechts- 
vermutung wehren, die seiner Willensfreiheit, wie dem wohl- 
verstandenen Belangen seines alten Volkes und Staates wider- 
streiten würde. 

— Bancboft hat kein entgegenstehendes Prinzip, er 

hat nur einen anormalen Bancroft - Schutz geschaffen. 
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Die Schlußfolgerung aus den Bancroft -Verträgen ist dem- 
nach: Mögen sie gekündigt werden oder nicht, sie hindern uns, 
richtig verstanden, niemals — , unser Reichs- und Staatsbürger- 
recht nach eigenem Ermessen einzurichten. Deshalb ist es denn 
auch, wenn man ihrer Auslegung ernsthaft auf den Grund geht, 
nicht richtig, in früheren oder späteren Entwürfen unseres deut- 
schen Gesetzes eine , anderweitige staatsvertragliche Regelung* 
vorzubehalten. Mag immer ein Bancroft - Schutz auf zwei Jahre 
nach Rückkehr bestehen und mag er in der Person des Rück- 
wanderers darüber hinausgelten, wie weit das Rechtens ist In 
die Frage aber, wann die deutsche Reichsangehörigkeit wieder 
auflebt, kann uns, sofern wir den amerikanischen Juristen ge- 
wachsen sind, kein Staats vertrag hineinreden. Bevor man uns 
entgegenkommt und uns damit das beiderseits unliebsame Mittel 
der Ausweisung erspart, werden wir freilich klug tun, zu warten, 
bis dem Rückwanderer auf deutschem Boden Kinder geboren 
werden, und bis dahin von dem „kann* und „soll* der Wieder- 
einbürgerung keinen Gebrauch zu machen. 



Fünftes Hauptstück. 
Das Reich nnd die internationale Einbürgerung. 

(Die siebente Forderung.) 

Wir können auf unserem Gange durch die Bechte der Welt 
nunmehr freieren Auges um uns blicken und fragen zunächst^ 
in welcher Weise man zum Bürger eines Landes wird. Es er- 
hellt^ daß die Geburt die Hauptrolle spielt. In Zeiten unent- 
wickelten Verkehrs und in Zeiten des Absolutismus, in denen 
sich die «Untertanenschaft^ noch nicht zu einer ,,Staatsangehörig- 
keit" entwickeln konnte, war die Geburt auf dem Staatsboden 
sogar meist das alleinige, die Eigenschaft des Untertanen be- 
gründende Moment. Läßt dieser , Territorialgrundsatz" nur 
die auf dem Heimatboden geborenen Kinder als Kinder der 
Heimat gelten und versagt er der Auslandgeburt die Staats- 
angehörigkeit, so zeigt er neben dem bejahenden einen ver- 
neinenden, ausschließenden Charakter. Wird die Zugehörigkeit 
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der Fremdgeburt dagegen in irgend einem Grade anerkannt^ so 
wird aas dem Territorialgrundsatz der Abstammungsgrund- 
satz^ in bejahender Form. 

Da die Auswanderer nicht in eine herrenlose Wüste^ sondern 
in andere Staaten wandern^ so tritt dem Abstammungsgrundsatze 
des Auswand^rungslandes der Territorialgrundsatz des Einwan- 
derungslandes gegenüber, durch die NationenbUdung jenseits der 
See ist die erste Reibungsfläche gegeben. 

Die Reibung ist^ so lange es sich um die Person des Über- 
Wanderers selbst handelt^ noch schwach^ sie wird stärker^ sobald 
ihm^ der etwa ein Bürger seines alten Landes bliebe auf dem 
Boden des Neulandes ein Kind geboren wird^ sie verschärft sich 
noch mehr, wenn auch das Kind im Neulande fremd geblieben 
und seinerseits ein Kind erzeugt. Spätestens in dieser dritten 
Generation pflegt das Bodenrecht über das Blutsrecht zu siegen^ 
die Einwanderung ist kraft Gesetzes eingebürgert. 

Der Verkehr aber schreitet weiter vor. Aus der Aus-, 
Über- und Einwanderung wird allmählich eine Rückwande- 
rung, wenn auch schwächeren Grades. Nunmehr eignet sich 
das von seinem Neubürger verlassene Neuland auch seinerseits 
den festhaltenden Grundsatz an: es hält das Bürgerrecht des 
Rückwanderers aufrecht. In der Folge stellt es auch seinerseits 
als weiteren Ausfluß seiner Bodenhoheit den Abstammungsgrund- 
satz auf: Kinder und Enkel des Rückwanderers bleiben im 
alten Lande Bürger des wieder verlassenen Neulands. Es ergibt 
sich also die zweite Reibungsfläche. 

Sie wird gemildert dadurch, daß die Neuländer, ehe sie auf 
einer gewissen Stufe des Kjraftbewußtseins angelangt sind, zwar 
alle Mühe auf eine rasche Einbürgerung verwenden, aber — der 
Schutzfrage wegen — an einer Aufrechterhaltung ihres Bürger- 
rechts in der Person und den Familien der Rückwanderer kein 
übergroßes Literesse zeigen. Sie unterscheiden noch zwischen 
Naturalisierten und Heimatbürgern, sie haben meist ein scharfes 
Einbürgerungsrecht, aber — für Naturalisierte — ein erleich- 
tertes Wiederausbürgerungsrecht. Sie stellen der Wiederausbür- 
gerung mindestens keinen Zwang entgegen. 

Fehlt dieser Zwang, so ist es der freie Wille des Rück- 
wanderers, der neue Streitpunkte erzeugt. Er will sich oft der 
Wehrpflicht der alten Heimat nicht fügen, er will vielleicht die 
günstige Stellung der Fremden im alten Kulturlande benutzen 
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und Fremdbürger bleiben. Oder aber — er verliert sein Neu- 
landbürgerrecht und unterläßt es, sich um das Bürgerrecht des 
alten Landes wieder zu bewerben, er wird heimatlos und er- 
reicht auch auf diese Weise sein Ziel. 

Das alte Land jedoch kann das um so weniger dulden, je 
schwerere Lasten es seinen Bürgern auferlegt. Es sieht die 
Auswanderung als Rückwanderung wieder, sein Bodenrecht ent- 
steht von neuem, sein erloschenes Blutsrecht lebt wieder auf. 
Zunächst sucht es daher dem Rückwanderer nationalen Blutes 
durch eine erleichterte Wiedereinbürgerung entgegen zu kommen. 
Häufig ohne Erfolg, wenn die Furcht vor den Lasten siegt. Ist 
zur Ausweisung kein Anlaß, so läßt es den Rückwanderer viel- 
leicht gewähren und anerkennt das Recht internationaler Frei- 
zügigkeit. 

Ein ander Bild aber, wenn dem Rückwanderer im Stamm- 
lande Kinder und Enkel geboren werden. Jetzt geschieht im 
Rückwanderungslande genau dasselbe, was früher im Einwan- 
derungslande geschah: man schreitet zur Einbürgerung kraft 
Gesetzes. Auch hier minder scharf gegenüber der ersten Inland- 
geburt, schärfer gegenüber der zweiten Inlandgeburt. Aus natür- 
lichen Gründen verwischt sich dabei leicht eine Unterscheidung 
in der Behandlung der Rückwanderer eigenen Stammes und der 
fremden Einwanderung, man bürgert mehr oder weniger unter- 
schiedslos ein. Letzten Endes schreitet also im Kreisläufe der 
Dinge das Bodenrecht des Rückwanderungslandes, wie früher 
dasjenige des Einwanderungslandes zum Ausgleiche der Natio- 
nalitäten. Der Boden siegt. 

Deutschland und die Länder deutschen Rechts stehen 
dieser Entwicklung fremd und einsam gegenüber. Gegenüber 
den Rechten des größten Teiles der Welt hebt sich eine grund- 
legende Eigentümlichkeit unseres Rechts klar heraus: In Deutsch- 
land wird man nicht durch die Geburt auf deutschem Boden 
zum Deutschen. Deutschland ist das Land des reinen Ab- 
stammungsrechts, des reinen germanischen Blutsrechts. 
Sein Recht beruht auf der Familie. 

Es mag in der Tat stolz klingen, daß nur das Kind eines 
Deutschen ein Deutscher sei, gleichgültig, wo es geboren wurde. 
Für das Ausland wendet sich das Bild, denn deutsch sind nur 
die deutschgebliebenen Kinder deutschgebliebener Väter. Den 
Anstrengungen, die andere Völker zur Vermehrung ihres Bürger- 

Bfttjen, Der Kampf um die Beiohsangehörigkeit. 4 
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bestandes machen; steht Deutschland , käme selbst das eigene 
Blut zu ihm zurück, mit teutonischer Entsagung gegenüber. 
Trotz seiner durch die Auswanderung erlittenen beispiellosen 
Verluste , glaubt es eines scharfen Territorialsystems entraten 
zu können. 

Wir spielen mit dieser Auffassung eine schwache Note im 
Weltkonzert. Um so schwächer, weil man uns verspätet einen 
Platz darin gab. Eine Note zudem, die sich nicht einfügt in die 
der anderen. Will man sich — in einem doppelten Sinne, nicht 
in das Bodenlose verlieren und Bodenrecht und Blutsrecht richtig 
verstehen, so heißt es erkennen, daß sich das Blutsrecht in seiner 
Entwicklung von dem ursprünglichen Bodenrechte gar nicht 
trennen läßt. Wir achten unseres germanischen Herkommens, 
aber wir können nimmermehr ausschließlich fußen auf dem Rechte 
unserer Vorväter aus Norden, deren Heimat der Ejriegskahn und 
nicht die Scholle war. Da wir kein Eroberervolk mehr sind 
und angewiesen sind auf unseren Boden, so heißt es unserem 
Rechte mehr Bodenständigkeit verleihen, wenn wir nicht 
wurzellocker werden wollen. Es gilt, unserem Blutsrechte ein 
gesundes, eigennütziges Bodenrecht zu vermählen, es gilt dafür 
zu sorgen, daß die Geburt auf deutschem Boden nicht fürderhin 
belanglos bleibe. 

Denn, seit wir seßhaft wurden, geht die Abstammung, so 
paradox das klingt, vom Bodefi aus. Wir wehren uns umsonst 
dagegen. 

In internationalen Verträgen kann man den Ausgleich der 
Völkerbewegung nur suchen, wenn man die eigenen Vertrags- 
faktoren richtig einstellt. Unser stolzes und einseitiges Bluts- 
recht aber zeigt einen Rechenfehler nach doppelter Richtung: 
nach außen versagt es gegenüber dem fremden Bodenrechte, 
nach innen gegenüber dem fremden Blutsrechte und hier sogar 
am eigenen Blute gegenüber dem fremden Bürgerrechte. Es 
ehrt selbst die Heimatlosigkeit und ist, von der Heerespflicht 
heimatloser früherer Reichsbürger bei Rückwanderung abgesehen, 
passiv bis zum Äußersten. 

Man wendet ein, daß sich ein gesetzliches Einbürgerungs- 
recht wenig oder gar nicht nach der Abstammung richten könne, 
ein Bodenrecht also nationaler Geschlossenheit nicht dienlich sei. 
Der Boden, so mag es heißen, macht nicht deutsch. Man sträubt 
sich, für den zurückfließenden Springquell deutschen Lebens die 
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richtige Schale zu formen^ weil man Bestandteile fremder lUtssen 
gleichzeitig auffangen müßte. Man mag weiter einwenden^ ein 
Einbürgerungszwaug sei undeutsch und deutscher Kultur nicht 
würdig. 

Tatsächlich aber üben wir schon jetzt in Deutschlands Grenz- 
gegenden einen Wahlzwang zwischen Dienstpflicht und Aus- 
weisung aus, darin liegt bereits ein Einbürgerungszwang. Un- 
erwünschte Elemente aber mag man an der Seßhaft- 
machung bei Zeiten hindern. Die verständige Grund- 
bedingung der Geburtseinbürgerung beruht nicht im Aufenthalte, 
sondern im Wohnsitz des Vaters zur Zeit der Geburt. 
Fluktuierende Elemente erzeugen also keine deutschbürtigen 
Eander. Das Erfordernis des väterlichen Wohnsitzes läßt sich 
zudem ausdehnen und verschärfen bis hin zu einem väterlichen 
Wohnsitze von zehn (Italien) oder fünfzehn Jahren oder gar 
von der Geburt bis zur Volljährigkeit Mag immer deutsch- 
bürtig und deutsch nicht das gleiche sein: es ist besser, diesen 
Unterschied ein wenig zu verwischen, statt Generationen von 
Fremdbürgem im eigenen Lande zu dulden. 

Endlich handelt es sich beim Einbürgerungszwange nicht 
schlechthin um Willenszwang, er läßt sich mildem durch das 
Stecht der Ausschlagung. 

In Frankreich entschied in früherer Zeit die Inland- sieber i. 72. 
geburt kurzweg über das Staatsbürgerrecht. Freilich konnte 
man den Grundsatz gegenüber dem in der Einwanderung leben- 
den Blutsrechte nicht voll bewahren. Umgekehrt mußte sich 
das Recht des Bodens eines selbstbewußten Volkes dem Eechte 
der Heimat entgegenstemmen. Es mußte den Faktor der 
Anhänglichkeit geltend machen, den der Boden fordert von dem, 
der auf ihm geboren ist. Daher die kunstvollen Räder, die die 
Franzosen eingefügt haben in die von uns geschilderte Maschi- 
nerie der Bürgerbewegung. Ihr volkstarker Nachbar war eine 
der Ursachen. 

Die Einwanderungsländer geben der ersten Inlandgeburt 

die Befugnis der Option. Das Kind des Fremden darf sich 

für das Neubürgerrecht entscheiden, gebunden an eine einjährige 

Frist nach Volljährigkeit. Solange die Option eine wirkliche 

Option ist, bleibt der Optionsberechtigte bei unbenutztem 

Ablaufe der Frist ein Fremder gleich seinem Vater. 

Mit dieser reinen ^Option* machte Frankreich keineswegs 

4* 
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gute Erfahrungen. Die Fremden in den französischen Grenz- 
gebieten zeigten; wie uns Siebeb sagt, -durchweg wenig Lust 
Franzosen zu werden. Auch gegenüber der zweiten Inland- 
geburt mag das gegolten haben, denn diese besaß noch das 
Becht der Ausschlagung. Darum folgte in Frankreich ein 
leidenschaftlicher Kampf, auf dessen erste, für uns überaus lehr- 
T. Martiti 1119 rcichc Phasen uns von Mabtttz hingewiesen hat. Der Erfole: 

(Anträge des . , . 

Botoun). blieb lange Zeit hindurch Stückwerk, erst in den Jahren 1899 
und 1893 ist er vollendet worden. 

Sieber I. 85. Das Bccht, das Seitdem der ersten Fremdgeburt in Frank- 

reich verblieben ist, läßt sich nicht mehr als Option bezeichnen. 
Aus der Option für Frankreich ist eine Option für das Ausland 
geworden, läßt das Fremdkind die Frist verstreichen, so 
wird es Franzose. Es ergibt sich damit, daß das in Frank- 
reich geborene Fremdenkind letzten Endes nichts hat, als ein 
streng befristetes und deshalb leicht versäumtes Ausschlagungs- 
recht. Das kunstvolle Netz, das mit Verabsäumung der Aus- 
schlagungsfrist dem Einwandererkinde über dem Kopfe zusammen- 
schlägt, nennt sich automatische Einbürgerung. Der nächst- 
liegende Zweck dieser Einbürgerung ist die Erhöhung der 
französischen Wehrkraft. Wehrpflicht und Stammrolle 
ziehen denn auch die Maschen des Netzes noch enger. Man 
sollte meinen, daß eine Eintragung in die Stammrolle erst in Frage 
komme mit Ablauf des Wahljahres. Das würde dem freien Willen 
entsprechen und ist dennoch nicht der Fall. Die Behörde trägt 

Sieber I. 94. bedingungsweise ein, man möge also scharf darauf achten, sich recht- 
zeitig streichen zu lassen. Deutschland reiht nur Nichtfremde ein, 

Lehmann 88. Frankreich ist tatsächlich dazu &:elanfi:t, auch Nichtf ranzosen 

Sieber I. 95. o o ? 

kraft allgemeiner Wehrpflicht in das Heer einzustellen. 

Sieber 1. 85. Dicsc Erwcrbungsart französischen Bürgerrechts wird als 

eine solche »par le bienfait de la loi* bezeichnet. Sie trägt dem 
in Frankreich geborenen Einwandererkinde, das bei Volljährig- 
keit in Frankreich wohnhaft ist, Bürgerrecht und Heerespflicht 
ohne weiteres entgegen, es sei denn, man schlüge innerhalb 
eines kurzes Jahres aus. Der Verzicht ist nichtig, wenn das 

Sieber I. 86. Fremdkind nicht nachweisen kann, daß es die fremde Staats- 
angehörigkeit seiner Eltern beibehalten und der Dienstpflicht im 
Heimatstaate genügt habe. Endlich ist seinen Eltern gestattet^ 
schon während seiner Minderjährigkeit in seinem Namen auf das 
Ausschlagungsrecht zu verzichten. Liegen dergleichen Hinder- 
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nisse des eigenen Willens vor, so bleibt dem Fremdkinde nur 
übrig, den französischen Staub vorab von den Füßen zu schütteln. 
Tut es dergleichen, so gewährt ihm das französische Becht von 
neuem eine erleichterte Einbürgerung kraft Wohltat des sieberi. 87. 
Gesetzes, sobald es seinen Wohnsitz wieder in Frankreich nimmt, sieber i. 90. 
ähnlich denen, die von Vater- oder Mutterseite nachweisbar 
französisches Blut in den Adern haben, von den entfernten 
Nachkommen der Eefugi^s und Hugenotten hier zu schweigen, sieber i. 370. 

Bei erster Inlandgeburt läßt sich denken, wie schwer es 
dem in Frankreich geborenen deutschen Kinde werden muß, 
unter Verbleib in Frankreich die Erfüllung deutscher Heeres- 
pflicht und die Beibehaltung deutschen Bürgerrechts zu beweisen. 
Es trifft das sogar den zufällig in Frankreich Geborenen, selbst 
ein fremdes Diplomatenkind. 

Entsprechend schärfer verfährt man mit der zweiten 
Inlandgeburt, mit denen also, deren Väter bereits in Frank- 
reich geboren sind, ohne Franzosen zu werden. Für diese Fremd- 
kinder machte man schon im Jahre 1851 die Option zur Aus- 
schlagung, um die Ausschlagung wiederum im Jahre 1874 durch 
den verlangten Nachweis fremden Bürgerrechts zu erschweren. 
Seit 1889 erklärt man mit rückwirkender Elraft diese Fremd- 
kinder unwiderruflich als Franzosen. Das gilt sogar, wenn sieber 1.79. 
der Vater in einer ehemals französischen Provinz geboren ist, 
wir haben hier also eine automatische Einbürgerung von sieber i. so. 
Elsaß-Lothringern vor uns, auf die bei uns wenig geachtet 
werden mag. Das gilt in Rücksicht auf Savoyen und Nizza auch 
dann, wenn der Vater in einer Provinz geboren ist, die erst 
nach seiner Geburt an Frankreich kam. 

Ursprünglich galt das alles, selbst wenn die Voraussetzung 
auch nur in der Person der Mutter vorhanden war. In diesem 
Punkte hat Frankreich freilich fremdstaatlichem Einsprüche nach- 
geben und ein Ablehnungsrecht zurückgeben müssen. 

Während die französische Ausbürgerung im Auslande nur 
den Ausgebürgerten, nicht seine Familie ergreift, gilt von der 
französischen Einbürgerung das Gegenteil. Der Abstammungs- 
grundsatz wird also befolgt, wo er Frankreich nützen, er wird 
durchbrochen, wo er Frankreich schaden kann. 

Italiens Einbürgerung bleibt um eine Stufe hinter der- 
jenigen Frankreichs zurück. Es bürgert die in Italien geborenen 
Kinder früherer Italiener mit dem unbenutzten Ablaufe des 
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Sieber 1. 110. der Volljlüirigkeit folgenden Jahres ein, sofern sie ihren dauern- 
den Wohnsitz in Italien haben und beachtet dabei nur die 

Sieber 1. 114. väterliche Abstammung. Die Fremdkinder werden mit Ablauf 
des gleichen Jahres eingebürgert, sofern die Eltern bei der 
Geburt zehn Jahre in Italien lebten. War diese Jahres- 
reihe bei der Geburt noch nicht erreicht, so verwandelt sich die 
Anwartschaft mit Ausschlagungsrecht französischen Musters im 

Sieber 1. 119. Gcgcnsatzc ZU Frankreich in eine reine Option, der Erwerb 
italienischen Bürgerrechts erfordert also solchenfalls eine Willens- 
handlung des Berechtigten. Dasselbe gilt für in Italien nicht 
seßhafte, aber dort weilende Kinder früherer Italiener. Ganz 

Sieber 1. 128. allgemein ist die Ausschlagung in ihrer Gültigkeit nicht ab- 
hängig von dem Nachweise fremden Bürgerrechts, als auch inso- 
. weit leichter als in Frankreich.. 

Es erhellt, daß für Fremdkinder in Italien die echte Option 
die Hegel bildet. Vom deutschen Standpunkte aus ist dabei 
interessant, daß diese mildere Einbürgerung aus militärischen 
Gründen vielfach kritisiert und als zu schwach befunden ist 

Sieber 1. 111. (Manciul). Insbesondere hat man für die zweite Inlandgeburt 
die noch fehlende, unbedingte Einbürgerung nach französischem 
Muster empfohlen. Gilt somit in Italien ein schwächeres Boden- 
recht, so läßt es nach außen hin ein gleichfalls schwächeres 
Blutsrecht walten: der italienische Bürgerrechts verlust ergreift 
die Familie. 
Sieben. 155. 172. Spanien und Belgien, die Türkei und Griechenland 
sieberi!*i6i.'i6o.gewähren der ersten Inlandgeburt ein reines Optionsrecht, 

sieber\ 190. Rußland etwas ähnlicheis, Griechenland und Belgien sehen von 
Sieberi.i59.'i73.dem Erfordcmisse der Inlandgeburt ab, sobald es sich um 

Sieber 1. 167. Ejudcr früherer Bürger des Landes handelt. Bulgarien besitzt 

Cahn 25. , ® ° 

Sieber 1. 157. das frauzösischc Ausschlagungsrecht, Portugal besitzt gleich- 
sieber 1. 181. falls dicsc vcrschärftc Form. Luxemburc:, seiner Läse nach 

Cahn 25. - . o^ o 

für una nicht unwichtig, hat das französische System um 
^inen Grad gemildert: bei erster Inlandgeburt Option, bei 
zweiter Inlandgeburt Ausschlagung. Fast überall zeigt sich 
dabei dasselbe Bild: im Inlande Bodenrecht, im Auslande Bluts- 
recht, für Portugal in beschränkter Form. 
sieberi.169.164. Serbien und Rumänien kennen keine Option und keine 

Anders: Cahn 27. , , , , 

autom9.tische Einbürgerung Volksfremder, der Grund wird mit 
SiEBBB in der ottomanischen Nachbarßchaft zu suchen sein. 
Cahn 25. * Für England verliert unsere Frage an Schärfe, da dort 
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die Heerespflicht fortfällt. Das freie England bürgert seit 
Jahrhunderten auf Grund des Common law die Geburt auf eng- 
lischem Boden ohne Rücksicht auf die Abstanmiung ein^ wogegen 
englische Auswanderer mit Kind und Kindeskind ohne Rück- 
sicht auf den Geburtsort Engländer bleiben. Erst 1870 gab es 
der Inlandgeburt ein Ausschlagungsrecht. Das englische System 
übertraf lange Zeit hindurch das französische an Energie ; erst 
allgemach hat die Rücksicht auf die französische Wehrpflicht 
einen französischen Vorsprung geschaffen. 

In der Schweiz bricht sich die Zwan^seinbüreerung: mitsieberi.i79.i86. 
Ausschlagungsbefugnis allmählich Bahn. Holland und Nor- 
wegen besitzen dagegen keine Einbürgerung kraft Gesetzes. 

Bemerkenswert ist die Entwickelung der Dinge in. den uns 
stanmiverwandten Ländern Schweden und Dänemark. Habensieberi.i87,i84. 

Cahn 88. 

doch beide ein dem unserigen ähnliches^ offenbar von den gleichen 
Urtendenzen beeinflußtes und sogar noch um einen Grad un- 
günstigeres Ausbürgerungsrecht und ist doch insbesondere Däne- 
mark sehr lange in feudal-territorialen ^ seinen Auswanderern 
ungünstigen Anschauungen verblieben. In ihrer neueren Aus- 
gestaltung der Einbürgerungspolitik aber haben beide Länder 
das deutsche Muster verlassen und das automatische System 
angenommen. Das möge uns angesichts unseres Bevölkerungs- 
austausches mit Dänemark eine Lehre sein^ die neben der vor- 
übergehenden dänischen Optantenfrage künftige Beachtung ver- 
dient. Es kann insoweit nur ein Auge um Auge und Zahn 
um Zahn geben^ besonders^ wenn auch die dänische Ausbürge- 
rungy wie vorauszusehen ist, demnächst neugestaltet werden und 
das dänische Erhaltungsinteresse schärfer wahren sollte. 

So bleiben in Europa nur Osterreich - Ungarn und 
Deutschland übrig, die (gleich Holland, Norwegen, Ser- cahn 8o. 
bien und Rumänien [?]) die Einbürgerung noch abstellen auf 
den freien Willen, als die einzigen Länder des bis zum letzten 
durchgeführten Blutsrechtes, mag es zu ihrem Nutzen oder zu 
ihrem Schaden sein. 

In außereuropäischen Ländern hat das stolze Ejriegervolk 
der Japaner früher ein Optionsrecht für die fremde Inland- sieber 1. 198. 
geburt besessen, aber seit 1899 abgeschafft. In den für unsere 
Auswanderung wichtigen amerikanischen Staaten außerhalb 
der Union ist das Recht der Behandlung der eigenen Aus- und 
Rückwanderung meist wenig entwickelt, man legt jedoch der 
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Wiederaufnahme kaum irgend nennenswerte Hindemisse in den 

Weg; man lenkt aUmählich in den Abstammungsgrundsatz hinein. 

Gfthn 98. Argentinien und Brasilien, Nicaragua, Bolivien, Para- 

Sieber I. 192. ® . 

guay, Uruguay, Chile, Ecuador, Peru, Columbien, Haiti 
und die dominikanische ßepublik lassen die Fremdkinder 
kraft Inlandgeburt mit wenigen Abschwächungen gesetzlich zu 
Bürgern werden, dazu Mexiko, Honduras und San Salvador 
mit der Verstattung der Ausschlagung, während Nicaragua, 
Costa -Eica und in Asien übrigens auch Persien die reine 
Option gewähren. 

In den südamerikanischen Staaten tritt uns daneben 
eine andere, den europäischen Ländern fast fremde Maßnahme 
entgegen. In Europa wendet sich die automatische Einbürgerung, 
wo sie existiert, an die erste Inlandgeburt, nicht an den Aus- 
wanderer selbst. Geringfügige Ausnahmen, so die Annahme 
inländischen Heeresdienstes — wir denken wieder an Frank- 
reich — mögen vorkommen. In Südamerika tritt der Heeres- 
dienst noch zurück, ein allgemeines Menschenbedürfnis geht vor. 
Sieber 1. 200. Die Folgc ist die automatische Einbürg:erun£: des Ein- 

Lehmann 64. ® ^ & ö 

Wanderers selbst. Sie kommt in Brasilien bei Erwerb in- 
ländischer Grundstücke, verbunden mit inländischer Heirat vor, 
Sieber 1.200. gie wird durch solche Heirat mindestens erleichtert in Argen- 
tinien, durch Grundstückserwerb in Argentinien und Mexiko. 



xoioniaikongreß Es ist bemerkenswert, daß man Hbbmann Hesse auf dem 
''^^'^'^*'*'*'K:olonialkongresse des Jahres 1902 entgegenzuhalten suchte, in 
südamerikanischen Einwanderungsländern werde kein Zwang 
ausgeübt. In die feinen Maschen des internationalen B.echts 
darf man mit dieser Behauptung nicht hinemfahren. Es kommt 
der Überzahl der Völker mit Recht auf nichts als auf die 
richtige Abstellung der Willensvermutung an, die eigent- 
liche Naturalisation spielt eine verschwindende Rolle. 

Vor allem gedenken wir Frankreichs. Es mag im Deutschen 
Reiche manch einer selbstzufrieden mit den Achseln zucken oder 
resigniert von dem historischen Volke der Landsknechte sprechen, 
wenn er hört, daß Deutsche in den Laufgräben von Casablanca 
französische Flinten spannten. Er erzählt uns vielleicht, daß 
Deutschland nur auf die zu hoffen habe, die im Lande bleiben und 
würde selbst der letzte Kämpf er und der letzte Kahn mobil gemacht. 
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Nichts oberflächlicher als dergleichen. Manche Engländerin 
in den französischen Hafenstädten des Westens^ die sich geseg- 
neten Leibes fühlte steigt aufs SchifE und fährt hinüber, dorthin 
wo Albions Felsen winken. Sie will, daß ihr Sohn auf englischem 
Boden geboren, also Engländer und nicht Franzose werde. 
Wir finden den Grund in dem französisch-engUschen Territorial- 
system. Der Boden entscheidet. Die deutsche Familie im Aus- 
lande ermangelt dieses festen Grundes, ein Blatt Papier, Matrikel 
genannt, kann ihn nicht ersetzen. 

Im Jahre 1870 verließ den Hafen von Havre ein Schiff 
unter den Klängen der ^ Wacht am Rhein **, vollbesetzt mit 
jungen Deutschen, die zur Fahne eilten. Jene, die zurückbleiben 
mußten, erlitten das bekannte Schicksal, das ihnen der franzö- 
sische Zorn über die deutschen Siege bereitete. Erst nach dem 
Kriege aber, erst nach dem Verluste Elsaß-Lothringens, haben 
Geburtenrückgang und koloniale Ausbreitung, hat vor allem das 
Bedürfnis nach wehrhaften Männern das kluge französische 
Einbürgerungssystem gezeitigt, auf das Bundesrat und Reichstag 
noch keine Antwort srefunden haben. Im Jahre 1892 wurden liehmann 58 

° , . , (naohO.Mayr). 

in Frankreich 2309 Deutsche naturalisiert, kurz vor der Zeit der 
völligen Gesetzesvollendung. Im Jahre 1893 lebten dort über i^ej™*^ m 
100 000 Deutsche. Wie viele mögen inzwischen willenlos zu 
Franzosen geworden sein, halbwegs gedrängt durch ein unzu- 
längliches, unmodernes, zu automatischer Ausbürgerung neigen- 
des deutsches Gesetz? 

In England und fast in der ganzen Einwanderungswelt 
zeigt sich dasselbe Bild. Deutschland, die als reaktionär ge- 
scholtene «Kinderstube der Welt*, ist hilflos geblieben gegen- 
über den gepriesenen Ländern der Freiheit. Die Statistik ist 
eine spröde Wissenschaft, sie läßt uns gegenüber inneren Willens- 
vorgängen im Stich, wir können daher die Wirkungen nur 
ahnen. Begegnen wir aber irgend in der Welt deutschblütigen 
Renegaten, deren Fremdentum mit gewisser Selbstverständlich- 
keit auf den freien Willen pocht, so wollen wir ihnen diesen 
freien Willen nicht ohne weiteres zugestehen: «Du glaubst zu 
schieben und du wirst geschoben. ** Unsere Folgerung daraus 
kana niemanden verletzen: wir verweisen für die Behandlung 
der Reichsfremden im eigenen Lande auf die als brauchbar 
erkannten fremden Muster und stellen als siebente Forderung 
für unsere neue Gesetzgebung die Schaffang deutscher Geburts- 
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einbfirgeruiig auf ^ verbunden mit einem mehr oder weniger 
beschränkten Ausschlagsrechte und geknüpft an Voraussetzungen 
zeitlicher Art^ die sich bei Stammesfreunden verringern^ bei 
Stammesfremden aber erweitem lassen. So vermindert man 
nach Kräften die Zahl der Fremdfamilien ^ insonderheit von 
deutscher Abstammung, und bewahrt doch nach Kräften die 
Einheitlichkeit des Blutes , das unsere Schlachten schlug und 
wieder schlagen soll. 



Sechstes Hanptstfick. 
Das Reich und die internationale Ansbürgernng. 

Das Schachbrett der Welt hat noch eine andere Seite: die 
internationale Ausbürgerung. 

Einer älteren Auffassung^ gegründet auf die Gebietshoheit 
des Staates^ die man zusammenfallen ließ mit der Herrschaft 
über die dort wohnenden Bürger — wir begegnen hier wieder 
der negativen Seite des Territorialgrundsatzes — ent- 
sprach es, Auswanderung und Verlust der Staatsangehörigkeit 
zusammenfallen zu lassen, den Wohnsitz im Staatsgebiete 
also als notwendige Voraussetzung der Staatsangehörigkeit 
hinzustellen. Diese Auffassung fand ihren schärfsten Ausdruck 

Lehmftnn 89. im älteren russischen BechtC; das damit im klaren Gegen- 
sat-ze zu den Bechten der angelsächsischen Länder stand: Der 
Auswanderer verfiel der Strafe und hörte auf, ein Russe zu sein. 

Sieber 1. 487. Auch im älteren österreichischen Rechte war die Aust 
Wanderung den Untertanen streng verboten, sie ward für die 
Regel als sträfliche Untreue betrachtet. Der Österreicher blieb 
bis zum Jahre 1867 — dem Erlasse des Staatsgrundgesetzes — 
an das Staatsgebiet gebunden, Auswanderung ohne behördliche 
Erlaubnis brachte ihm, selbst nach den gegen früher abgcr 
schwächten Bestimmungen des Auswanderungspatents von 1832, 
Vermögensverlust, Verlust der Erbfähigkeit und andere Rechts- 
nachteile. Daß der unbefugte Auswanderer auch das öster- 
reichische Bürgerrecht verlor, galt offenbar als selbstverständlich. 

Sieber 1. 564. Das russischc Strafgesetzbuch sieht noch heute die eigen- 
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mächtige Entfernung aus dem Lande als einen Bruch deis Treu- 
eides an^ der mit dauernder Verbannung und dem Verluste der 
bürgerlichen und politischen Rechte bedroht ist. Immerhin ist 
der Durchbruch moderner Anschauungen auch dort in der Vor- 
bereitung. Osterreich wiederum hat seinen Bürgern, soweit sieber i. 487. 
sie nicht der Wehrpflicht unterliegen, im Staatsgrundgesetze von 
1867 die Freiheit der Auswanderung gegeben. 

Von einigen Eesten abgesehen, scheint der Territorialgrund- 
satz als Ausbürgerungsgrundsatz in seiner ursprünglichen starren 
Form schon heute der Geschichte anzugehören. Mit dem Rechte 
der Auswanderüngsfreiheit hat der Grundsatz, daß die staatliche 
Zugehörigkeit zur alten Heimat hinausdauere über die Aus- 
wanderung, heute Geltung erhalten von Nordeuropa bis zur 
Türkei. Die Auswanderung bleibt nicht mehr eine für sich 
allein gültige Voraussetzung der Ausbürgerung. Das gleiche gilt 
für Amerika. Wo sich in den Rechten der südamerikani- 
schen Staaten Spuren einer Anwendung des Territorialgrund- 
satzes, gemildert durch die Festsetzung einer Abwesenheitsfrist, 
finden, begreift die Anwendung bezeichnenderweise überwiegend 
die naturalisierten, also fremdblütigen, und wieder abwandern- 
den Staatsbürger. 

In späterer Entwicklung erscheint der Territorialgrundsatz 
in einer gemilderten Form, — weil Rücksicht nehmend auf 
die Begleitumstände der Auswanderung — in den Gesetzen 
solcher Länder, die den auswandernden Bürger nur dann von 
sich stoßen, wenn auf das Nichtvorhandensein der Rückkehr- 
absicht zu schließen ist. Entspringend aus der fortschreitenden 
Entwicklung der Verkehrsmittel, unterscheidet diese Auffassung 
zwischen der vorübergehenden Entfernung aus dem 
Staatsgebiete und der eigentjichen Auswanderung: 
letztere umgrenzt sich nunmehr als die Entfernung aus dem 
Staatsgebiete ohne die Absicht, dahin zurückzukehren. Darin, 
daß die bestimmte Rückkehrabsicht gefordert, der mit unbestimm- 
ten Absichten Abwandernde aber abgestoßen wird, zeigt sich 
noch der alte, starre, dem flutenden Verkehrsleben und seinen 
Verhältnissen fremd gegenüberstehende Grundsatz. Da der Wille 
des Auswanderers im Regelfalle nicht klar erkennbar wird, so 
stellt das Recht eine Vermutung auf, aber diese Vermutung 
streitet zunächst für den Verlustwillen. Selbst der auf- 
geklärte Absolutismus Europas nimmt zunächst an, daß der Aus- 
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Wanderer die Absicht dauernder Entfernung besitze. Der Be- 
weis des Gegenteiles wird zugelassen. 

Es zeigen -sich jedoch alsbald zwei weitere Milderungen. 
Die eine hat ihren Ursprung in den Gesetzen der deutschen 
Einzelstaaten vor der Reichsgründung, die uns im übrigen in 
bunter Folge die Anwendungen des Territorialgrundsatzes in den 
verschiedensten Abstufungen bis zu seinem schärfsten Gegenteile 
0ahu7. vor die Augen führen. Erlosch in Schleswig-Holstein, Kur- 

Hambg.sammig.h essen Und Braunschwcig die Staatsangehörigkeit des Aus- 
wanderers überhaupt nicht, so ließ man anderorts Auswanderung 
Ofthn?. und Ausbürgerung zusammen fallen oder (so in Hannover, 

Hambg.sammi'g.Sachsen-Koburg-Gotha, Hessen-Homburg) das Bürger- 
recht erlöschen, wenn die Umstände auf die Absicht, nicht zurück- 
zukehren, schließen ließen. Eine andere größere Staatengruppe, 
Ofthn?. Preußen, das Königreich Sachsen, das Großherzogtum 

H«mbg.s»inmi'g.Sachsen und andere, so auch die Hansestädte, sahen den 
stillschweigenden Verzicht des Auswanderers nur dann als vor- 
liegend an, wenn die Entfernimg aus der Heimat eine gewisse, 
häufig knapp bemessene Zeitdauer überschritt. Diese Festsetzung 
einer, wenn auch starren und unerbittlichen Frist bedeutet immer- 
hin eine Milderung. Aber — auf dem mutmaßlichen Willen 
des Auswanderers fußend, läßt sie jede Möglichkeit einer sonstigen 
Erforschung des Willens beiseite, sie zeigt sich als eine, nur 
durch die Rückkehr zu entkräftende, im übrigen aber 
unwiderlegbare Rechts Vermutung. Wenn der Norddeutsche 
Bund dieser Festsetzung die Möglichkeit der Erhaltung des 
Bürgerrechts durch die Eintragung in die Matrikel hinzugefügt 
hat, 60 erkennen wir den Sinn dieser Maßnahme: man hat die 
unwiderlegbare Vermutung des Verlustwillens zu einer wider- 
legbaren machen wollen. Bei der Vermutung aber ist es 
verblieben. 

Um etwas geschmeidiger war die Milderung, welche die 
Auswanderung als Verlustgrund im älteren französischen 
Lehmann 40. Rechte, uud zwar bereits unter dem ancien regime, erfuhr. Wer 
auswanderte „sans esprit de retour*, der galt als verloren, aber 
man gelangte allgemach dazu, von der Beibringung solcher Tat- 
sachen, die auf den mangelnden „esprit de retour* schließen 
ließen, auf Seiten des Auswanderers abzusehen. Man nahm der 
Vermutung die Starrheit, man suchte die Annahme, der Aus- 
wanderer wolle später zurückkehren, zu stärken. Man verdichtete 
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diesen Gedanken allmählich dahin^ daß der „esprit de retour^ 
nur in einem Falle ausgeschlossen sei, wenn nämlich der 
ausgewanderte Franzose im Auslande freiwillig ein fremdes 
Bürgerrecht erworben habe. 

Dieser letztere, im heutigen internationalen Rechte weitaus 
hervorragende und wichtigste Verlustgrund des bisherigen durch 
Annahme eines neuen Bürgerrechts fand im Code Napoleon 
des Jahres 1804 seine endgültige, gesetzliche Niederlegung. Das 
Moment des ^esprit de retour" blieb daneben einstweilen be- 
stehen und hat in anderen Rechten seine unverkennbaren Spuren 
hinterlassen. 

Ein Beispiel ist das österreichische Staatsgrundgesetz sieber i. 488. 
von 1867, das in teilweiser Vereinigung des deutschen 
und französischen Rechts die Absicht, nicht zurückzukehren 
und damit den Verlustwillen annimmt bei zehnjährigem Aus- 
landaufenthalt wenn der Auswanderer im Auslande Güter 
oder Niederlassungen des Handels und der Industrie besitzt^ bei 
fünf Jahren, wenn dieser Besitz nicht vorliegt, und endlich — 
unabhängig davon — bei Annahme eines fremden Staats- 
bürgerrechts. Allgemach tritt an die Stelle der Ausbürgerung 
durch Auswanderung die Ausbürgerung durch dauernde Nieder- 
lassung im Auslande. Die Handelsniederlassung wird milder 
behandelt, eben weil sie die Hoffnung auf Rückkehr gewährt. 
Im belgischen und luxemburgischen Rechte, die das Mo-sieber 1.644.548. 
ment des »esprit de retour" noch reiner als das österreichische 
und ohne Beifügung von Fristen zeigen, zeigt sich eine, die 
moderne Auffassung am besten kennzeichnende Milderung: wer 
sich auf den fehlenden „esprit de retour* beruft, muß ihn be- 
weisen. Die Vermutung liegt nicht mehr beim Verlust- 
willen. 

Aus dem französischen Rechte selbst ist sodann der 
«esprit de retour* seit dem Jahre 1889 völlig verschwunden. 
Durch den napoleonischen Grundsatz der Annahme fremden 
Bürgerrechts war dieses Kriterium in der Tat entbehrlich ge- 
worden. Das moderne, französische Recht kennt daneben gleich 
dem deutschen eine Reihe hier unerwähnter unwesentlicher Ver- 
lustgründe. Die freiwillige Annahme fremden Bürger- 
rechts steht im Vordergrund unseres Interesses. Frankreich 
kehrt unserer Ausbürgerung gegenüber das bestechende Moment 
der FreiwiUigkeit hervor, sein Recht war denn auch der Kampf- 
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ruf der Amerikaner im Bancrof t-Streite. Kraft seines individuellen 
Charakters zeigt es den unzweifelhaften Vorzug^ daß es — im 
Gegensatze zu französischer Einbürgerung — Frau und Kinder 
des Betroffenen nicht mit umfaßt. Kein Wunder also^ daß uns 
unumwunden seine Annahme empfohlen worden ist^ kein Wunder 
ferner^ daß dieser Grundsatz von Frankreich ausgehend zum 
Gemeingute des größten Teiles der Kulturwelt geworden ist. 
Italien weiß gleich Frankreich^ daß es ein unerreichbares 
Hochziel bleibt^ den Bürgerrechtsverlust nur bei ausdrücklicher 
Verzichterklärung eintreten zu lassen. Es stellt daher neben 

Sieber 1, 500. den Verlust durch ausdrücklichen Verzicht den französischen 
Verlust^ indem es die Annahme fremden Bürgerrechts als still- 
schweigenden Verzicht bezeichnet. Es hebt dabei scharf hervor, 
daß das fremde Bürgerrecht nicht antraglos vom fremden Staate 
aufgedrängt, noch geschenkt sein dürfe. Anders als Frankreich 
erstreckt Italien den Verlust auf Ehefrau und minderjährige 
Kinder, sofern sie mit dem Familienoberhaupte ausgewandert 
sind, verfährt also insofern folgerichtiger. 

Sieber 1. 628, Für Portugal, Bul&:arien, Eumänien, Belsrien und 

534. 588. 548. ö J ö ^ f& 

648. Luxemburg gilt gleichfalls die fremde Naturalisation als Ver- 
lustgrund, stets mehr oder weniger unter dem Vorbehalte der 
Freiwilligkeit. 

Sieber I. 529. Griechenland erkennt die freiwillige Naturalisation als 

Verlustgrund an, das aber bemerkenswerterweise nur dann, 
wenn sie Verpflichtungen mit sich bringt, die mit der bisherigen 
8ieberi.586.5si.Staatsangehörigkeit unvereinbar sind. In Serbien und der 
Türkei muß zu der fremden Naturalisation die Ermächtigung 
des Heimatstaates hinzutreten. Demnach nähern sich die Balkan- 
lande — aus speziellen geographischen Gründen — unserer 
deutschrechtlichen Nichtberücksichtigung fremder Naturali- 
sation und unserer deutschrechtlichen Entlassung. 

Ganz überwiegend bleiben überall Frau und Kinder des 
Verlierenden von dem Verluste unberührt. 

Gleich den Balkanländern steht Spanien zwischen dem 
deutschen und französischen Rechte, wenn auch mit einer weiter- 
gehenden Hinneigung zum deutschen. Es stellt die freiwillige 
Naturalisation in der Fremde als Verlustgrund voran. Es sucht 
jedoch schärfer noch als die Freunde französischen Eechts die 
Frage zu regeln, wie sich die alte Staatsangehörigkeit gegenüber 

Sieber I. 526. einer automatischen Einbürgerung zu verhalten habe. Deshalb 
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verstattet es dem in der Fremde infolge der Niederlassung 
naturalisierten Spanier eine auf Erhaltung spanischen Bürger- 
rechts gerichtete Erklärung gegenüber den Gesandten oder 
Konsuln seines Landes. Es anerkennt also eine mehrfache 
Staatsangehörigkeit. 

Eine weitergehende, der österreichischen ähnlichen Ver- 
einigung des deutschen und französischen E^chtes ist in den 
drei nordischen Ländern versucht worden, eine unglückliche 
Vereinigung jedoch, die im Literesse der stammverwandten 
Länder zu bedauern ist und aus dem streitbaren Dänemark wohl 
zuerst wieder verschwinden wird. Das Staatsbürgerrecht Nor- sieber i. 551. 
wegens geht verloren durch Erwerbung eines fremden Bürger- 
rechts oder ^ nicht und) durch dauernde Abwesenheit außer 
Landes, es werde denn vor dem Konsul das Gegenteil erklärt. 
Diese Erklärung wird — weit schärfer als nach deutschem 
Eechte — schon innerhalb eines Jahres nach der Abwanderung 
gefordert, sie gilt (wie bei uns) für zehn. Jahre und muß (was 
bei uns fraglich bleibt) vor Ablauf der zehn Jahre wiederholt 
werden. Schweden und Dänemark besitzen gleichfalls denSieberi. 549.662. 
französischen Naturalisationsverlust und den deutschen Ver- 
jährungsverlust nebeneinander, vermeidbar durch einen ausdrück- 
lichen schriftlichen Vorbehalt. Diese Systeme sind irrig, weil 
sie die gesunden Momente des deutschen und französischen Ver- 
lustgrundes nicht vereinigen, noch zwischen ihnen wählen, sondern 
beide Verlustgründe häufen. Der Gedanke, daß Osterreich, 
Schweden und Deutschland als eine aufeinander angewiesene 
Völkergruppe einmal nach gleichmäßigen Grundsätzen handeln 
könnte, liegt übrigens nicht allzu fem. 

Wir wandern hinüber zu dem Eechte der Westgermanen, 
zu denen, die die Welt unter sich teilten, als wir deutschen und 
schwedischen Ostgermanen noch zum , Völkerdünger" dienten. 
Hinüber zunächst zu England, dann zu Nordamerika. 

Vorweg stellen wir fest, daß auch das jüngste aller Kultur- siober i. 666. 
reiche, das aufstrebende Japan, dem französischen Verlustgrunde 
Eaum gibt, verbunden mit einem erleichterten Wiedererwerb 
für Menschen japanischen Stammes. Eine tiefere Lehre ist daraus 
nicht abzuleiten. Denn eines schickt sich nicht für alle. Bis- 
lang hat Japan nicht gleich der deutschen Völkerwiege mit 
einer leichten, sondern mit einer erschwerten Einbürgerung 
seiner Kinder im Auslande zu rechnen« Es braucht mit keiner 
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Neigung zum Kosmopolitismus^ es mufi im Gegenteile mit einem 
straffen Zusammengehörigkeitsgefühle seiner Menschen rechnen« 
Verkümmert und bescheiden hielt nach dem Dreißigjährigen 
Kriege unsere Auswanderung ihren Einzug in Amerika. Die Waffe 
im Gürtel, einem siegreichen Volke entsprungen, kommt die japa- 
nische Einwanderung einher, voll überschäumenden Kraft- und 
Staatsgefühles, mit dem untilgbaren Siegel der Easse auf der 
Stirn. Japans Sorgen sind also nicht unsere Sorgen. 

Vorab stellen wir ferner fest, daß die Ausbürgerung der 
südamerikanischen Länder derjenigen von Frankreich und 
Japan im wesentlichen gleicht. Eine Verjährung von wenigen 
Jahren findet sich für Adoptivbürger. Sie fußt auf einem den 
Bancroft- Verträgen verwandten, etwas mehr zur Gegenseitigkeit 
gelangten Prinzip. Es handelt sich hier um Einwanderungs- 
länder, die Ausbürgerungsgrundsätze sind deshalb naturgemäß 
nicht klar entwickelt. 
Lehmann 88. Damit ZU England. Der alten Staatsauffassung, die den 

Auswanderer von sich stieß, steht in scharfem Gegensatze der 
in der englischen ^Magna Charta" von 1215 knapp und klar 
vertretene Gedanke der Unzerstörbarkeit der Untertanenschaft 
gegenüber, verbunden mit dem Grundsatze der Auswanderungs- 
freiheit: „Licet unicuique exire de nostro regno — salva fide 
nostra" — „Geht, wenn Ihr wollt, aber Untertanen bleibt Ihr.* 
In dem englischen Common law, in dem Grundsatze: „No subject 
can expatriate himself" blieb diese Auffassung erhalten: aus 
einer Untertanenschaft, die der Engländer noch heute seinem 
König gegenüber anerkennt, schuf sie ein dauerndes Staatsbürger- 
recht, ausklingend in das stolze „Civis britannicus sum". Sie hat 
erst durch das englische Gesetz von 1870, weil „neither reason- 
nable nor convenient* eine Änderung in der Eichtung des neu- 
französischen Eechts erfahren. Bis dahin aber hielt sich jenseits 
des Kanals der germanisch-normanische Grundsatz, den wir im 
germanischen Norden verlassen finden. 

Die Kähne, die sie zu Kampf und Eroberung trugen, waren 
die Heimat der Normannen, so löste sich auch ihr Kecht vom 
Boden los. Das Common law der Engländer stand freilich — 
zu Englands Glück — nach innen hin auf dem Boden der 
Territorialität, es ließ — ohne Kücksicht auf die Abstammung 
— alle Menschen, die auf englischem Boden geboren wurden, 
und nur diese, zu Engländern werden. Aber allgemach führte 
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man eine Vererbung englischer Staatsangehörigkeit in der ▼MartitE 1129. 
Fremde durch, zunächst auf die Kinder, dann auf die Großkinder, sieber i. m 

England verfocht also nach außen den Grundsatz der 
Personalität, nach innen blieb es scharf territorial, und 
zwar gleichfalls nach aktiver Eichtung. 

Wie er von den Normannen nach England getragen worden 
war, so folgte der Grundsatz der Unzerstörbarkeit des Bürger- 
rechts den englischen Auswanderern über das Meer, um in den 
Vereinigten Staaten die beste Stätte zu finden. 

Es ist ohne weiteres verständlich, daß die beiderseitige 
Geltung solcher Grundsätze zwei selbstbewußte Völker diesseits 
und jenseits des Ozeans in einen Streit treiben mußte, hinaus 
über diplomatische Händel. 

Es war in letzter Linie freilich nicht das englische Bluts- 
recht gegenüber dem amerikanischen Bodenrechte, das diesen 
Streit heraufbeschwor, denn insoweit besaß man in der Lehre 
von der ruhenden Staatsangehörigkeit eine Möglichkeit 
der Streitvermeidung. Verzichtete England auf die Lianspruch- 
nahme der Engländer von Geblüt, soweit und solange sie auf 
amerikanischem Boden wohnten, und tat Amerika umgekehrten 
! Falles ein gleiches, so blieb eine Verständigung möglich. Zum 

Kriege kam es, weil England in die Kämpfe Napoleons ver- 
I wickelt ward und damit seiner seemännischen Auswanderer be- 

dürftig wurde. Es verletzte die amerikanische Hoheit auf den 
Planken amerikanischer Schiffe, in exterritorialen Gewässern. 
Man hielt es für erlaubt, seefahrende Engländer auf fremden 
Fahrzeugen als Matrosen zu pressen und führte daneben nicht 
in England geborene, aber ursprünglich zur englischen Schiffahrt ^J'^ff Ssi; 
gehörige Männer als gute Beute mit sich fort. 

^Unsere Flagge deckt die Mannschaft**, so lautete der 
flammende Widerspruch der Amerikaner. Der gewaltige Riß, 
der hindurchgeht durch die gesamte Frage der Staatsangehörig- 
keit, tut sich vor uns auf, wenn wir auf die damalige Rede und 
Gegenrede der beiden Gegner hören. England zog zurück und 
nahm in Amerika geborene Seefahrer, das soll vor allem heißen, 
in Amerika geborene Engländer aus. Das genügte den Ameri- 
kanern nicht, man forderte, daß neben amerikanischer Ge- 
burt auch amerikanische Naturalisation gelten müsse. 
Der Krieg führte zu keiner Lösung, der Friede auch nicht. 
Unterschied England später immer wieder zwischen amerika- 

Batjen, Der Kampf um die Beiohsangehörigkeit. 5 
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^.MuütB 815. nischer Geburt und amerikanischer Naturalisation, so bestritt 
Amerika den Unterschied. Nur aUmählich, grundsätzlich erst 
im Jahre 1870, gab England förmlich nach. 

Das trotzige und in sich geschlossene englische Recht wurde 
im Jahre 1870 dadurch gemildert, dafi man sowohl den in 
England geborenen Einwandererkindem, als den im Auslande 
geborenen Engländern das Becht verlieh, das englische Bürger- 
Sieber 1. 180. ].qq}2^ auszuschlagen. Charakteristisch ist für das englische 
wie für das französische Becht, daß es mehr für sich fordert, 
als es anderen Staaten gewährt Schwieriger als Frankreich ge- 
stellt, zeigt sich England weit geschmeidiger als sein volksarmer 
Freund. 

Die Fremdkinder werden gegenüber dem Lande der Ab- 
stammung nicht geschützt, ebenso werden im Auslande geborene 
Engländer, obwohl sie auch als Fremdbürger mangels freiwilliger, 
fremder Naturalisation Engländer bleiben, ihrem Geburtslande 
gegenüber auf dessen Boden nicht geschützt Weiter kennt Eng- 
land selbstverständlich eine englische Naturalisation durchaus 
freiwilliger Art. Aber das damit erworbene Bürgerrecht über- 
trägt sich bei Geburt im Auslande nicht auf Eander und Enkel, 

Sieberi.i8o.so7.wie beim En&:länder von Geblüt. Endlich wird dem in En&:land 

Lehmann 60. . . c« t • 

T. Mutits 818. Naturalisierten kein Schutz gegenüber der Heimat gewährt, so 
lange er Bürger der Heimat bleibt. 

Der englische Bürgerrechtsverlust ergreift die ausgewanderte 
Familie, einen erleichterten Wiedererwerb kennt England nicht. 

In seinem klug durchgeführten eigenen Geburtsrechte und 
in seiner Eücksichtnahme auf das fremde Geburtsrecht, wie auch 
in seiner Behandlung der Naturalisation ist England muster- 
gültig. Über das nachahmungswerte „Civis britannicus sum* 
sind in unserem, durch die Heerespflicht anders gestellten Lande 
übertriebene Vorstellungen verbreitet. Das unverlierbare ^Civis 
britannicus sum** gilt nicht mehr. Noch in diesem Jahre — auf der 
Bremer Tagung — hat uns die Kolonialgesellschaft das englische 
Muster empfohlen. Wir wissen jetzt, wie weit sie vor allem 
recht hat: nachahmungswert ist die ruhende Staatsangehörigkeit. 

Damit zu Nordamerika. In diesem Koloniallande er- 
wuchs, anders als im alten Lande, naturgemäß zuerst das Bluts- 
recht, dann das Bodenrecht Man machte zuerst die im Aus- 
lande geborenen Kinder von Amerikanern zu Amerikanern, mau 
schritt später dazu, alle auf amerikanischem Boden geborenen 
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Kinder — ob weiß, ob farbig — kraft Geburt einzubürgern. 
Das Dogma, daß ein jeder Staat zu seinem Bürger machen dürfe, . 
wen er wolle, wurde dabei mit Energie verfochten, die Terri- 
torialhoheit des jungen Staates forderte ihre Eechte. Nicht 
minder aber die Personalität. Man vertrat demnach mit nicht 
minderer Schärfe den Grundsatz der Unverlierbarkeit amerika- 
nischen Bürgerrechts im Auslande: blieb es doch lange Zeit 
hindurch zweifelhaft, ob, ein Amerikaner im Auslande auf sein 
amerikanisches Bürgerrecht überhaupt verzichten könne. — 

Zunächst versagte man dem nach Europa zurückkehrenden 
Naturalisierten den Schutz gegenüber dem Heimatstaate. Also 
wieder die ruhende Staatsangehörigkeit. In den sechziger ▼• Martit« 826. 
Jahren^ aber änderte Amerika plötzlich seine Stellung.^ Zum 
diplomatischen Kampfe ward das Zeichen gegeben, als der Prä- 
sident im Jahre 1860 dem Kongresse verkündete, daß der ame- 
rikanische Auslandschutz fortan keinen Unterschied zwischen 
eingeborenen und naturalisierten Bürgern mehr machen 
werde. Man wendete sich zuerst gegen Preußen, dessen Aus- 
und Einbürgerung — abgesehen von der Heerespflicht — auf 
der römisch-rechtlichen Individualfreiheit beruhte, man zog das 
Banner der Freiheit hoch, obwohl das eigene Aus- und Ein- 
bürgerungsrecht noch ganz in den Banden des germanisch-nor- 
mannischen Feudalsystems gefangen lag. Es geschah das just, Kapp i. 6i3. 
weil die Partei des Südens das Abströmen der Deutschen zur 
republikanischen Partei verhindern wollte. Bancboft zählte sogar 
Ciceros Kede pro Comelio Balbö zu seinem Küstzeuge, von der 
^r nach Kapps überscharfer Bemerkung freilich nur ein Kapitel Kapp ii. i9i. 
gelesen hatte. 

Er hatte damit bei Palmbbston kein Glück. Ebensowenig 
bei dem bayrischen Minister Fürsten Hoheni«ohb. Präzedenzfälle 
aus dem alten Kom wurden abgelehnt. Man hätte auch ant- 
worten können, daß den Kömem Auswanderung gleichbedeutend 
war mit dem Elend des Exils und daß es in der Welt Ciobeos 
nur ein ,civis Komanus sum", nicht aber einen Bürgeraustausch Kapp ii. i98. 
-zwischen gleichberechtigten Staaten gab. 

Einer vornehmen und gerechten Auffassung der Dinge be- 
gegnen wir übrigens in den kürzlich erschienenen Erinnerungen 
des Botschafters White. Auch er besitzt ein Gefühl gleich jenem white 72 ff. und 
„Civis Komanus sum", aber er läßt das „Civis germanus sum" ^^* * 

und Deutschlands Wehrbedürfnis gelten. 

5* 
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Allgemach sind die amerikanischen Wünsche und Sorgen 

T.HftrütB 89& andere geworden. Man machte schon im Sezessionskriege die 
Erfahrung^ daß rekrutierte Bürger sich plötzlich auf ein euro- 
päisches Bürgerrecht beriefen. Später machte man den Versuch^ 
die Vererbung des amerikanischen Bürgerrechts im Auslande 
einzuschränken^ hatte man doch bei weitgehenden Schutzverpflich- 

LehmMin49. tungcu Unerfreuliche Erfahrungen zu verzeichnen. Die Ein- 
schränkung soll, wie es unverbürgt heißt, am Widerspruche der 

T.Martitzii67« Deutsch- Amerikaner gescheitert sein. Allgemach trat eine 
Veränderung der Einwanderung hinzu, bis hin zur „gelben Ge- 
fahr **. Der Deutschen achtete man nicht mehr, sonst hätte man 
schwerlich, wie neuerdings geschehen, die englische Sprache zur 
Vorbedingung der Naturalisation gemacht — als Quittung für 
den Bancroft- Schutz. Allgemach ist Nordamerika selbst dazu 
geschritten, wider Willen auszubürgern, zwar nicht den Rück- 

gieber 1.622. Wanderer, wohl aber seine Kinder und Enkel, falls sie nicht 

V. Martlt« llSl. i , i . -i tt . . « i 

0aim22. vorübcrgehend m den vereinigten Staaten wohnen. 

Damit hat es die schlimmste aller Differenzen geschwächt 
und wahrer Gegenseitigkeit als Vorbedingung wahrer Freund- 
schaft die Bahn geschaffen. 

Unser Blick auf das Schachbrett der Welt hat ims gezeigt, 
wie die Figuren stehen« Der Verlust durch Naturalisation 
hat an Gegenständlichkeit verloren. Und nicht einmal 
auf dem gebliebenen schmalen Boden freiwilliger Naturalisation 
wird das theoretische Hochziel der Vermeidung mehrfacher 
Staatsangehörigkeit erreicht, insonderheit nicht bei den im 
Fremdlande geborenen, nach den meisten Heimatgesetzen von der 
Naturalisation des Vaters unberührten Kindern. 

Wie wenig sich bislang durch Staatsverträge erzielen 
ließ, mögen uns neben den Bancroft- Verträgen spätere Versuche 
Sieber 1. 65. in ähnlicher Richtung zeigen: die Verträge unseres Solches mit 
Honduras und Nicaragua. Sie lassen die Auswandererkinder 
zunächst Bürger des Auswanderungslandes bleiben. Binnen 
Jahresfrist seit Volljährigkeit haben die deutschen Kinder jedoch 
gewisse, auf den deutschen Heeresdienst bezügliche Nachweise 
zu erbringen und gelten anderenfalls von diesem Zeitpunkte ab 
als Bürger von Honduras oder Nicaragua. Die Enkel deutscher 
Einwanderer werden dagegen kraft Geburt ohne weiteres von 
beiden Ländern eingebürgert. Wir vermissen in diesen Ver- 
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trägen die Ausschlagungsbefugnis^ sie ist starr und einseitig 
durch die Frage nach dem deutschen Heeresdienste ersetzt. 

Einen besseren Fingerzeig geben die Entschließungen^ 
welche das „Institut de droit international** am 29. Sep- Bendix 609. 
tember 1896 in dem Wunsche nach einer Eegelung gefaßt hat. 
Folgt man diesen Entschließungen^ so entscheidet bei erster a»*. 1. 
Auslandgeburt die Nationalität des Vaters. Bei zweiter ^^' *• 
Auslandgeburt gehorcht das Institut der Bodenhoheit ^ es will 
jedoch im VoUjährigkeitsjahre ein Ausschlagungsrecht ge- 
währen. Eine Naturalisation will es stets abhängig machen von 
der Entlassung, die Entlassung von der Möglichkeit der Naturali- Art. 6. 
sation und beide auf die ausgewanderte Familie erstrecken. Art. 4. 
Zur Entlassung soll hinzukommen der Nachweis der erledigten 
heimatlichen Heerespflicht. 

Würde dergleichen in der Welt Gesetz, so brauchte Deutsch- 
land um seine Deutschen nicht zu sorgen. Leider ist die Welt 
weit davon entfernt. Wir haben uns also nach eigenem Ermessen 
einzurichten. 

Bemerkenswert ist, daß die Grundsätze des , Institut** eine 
unbedingte Eücksichtnahme auf die altheimatliche Heerespflicht 
des Auswandererkindes zur Voraussetzung der Einbürgerung 
erheben. Damit fällt das System selbst dahin, denn diese Eück- 
sichtnahme wird von der Welt verneint. Sie wird von Amerika 
nicht geübt, wie die Bancroft -Verträge zeigen, sie tritt auch in 
Europa stark in den Hintergrund. Ihr Fehlen läßt die Ein- 
bürgerung als egoistisch erscheinen, es gibt auch der Aus- 
bürgerungspolitik ein egoistisches Gepräge. , Kampf ist die 
Parole des Lebens." 

Der Staatsegoismus beruht auf der Heerespflicht und ihrer 
tunlichsten Erhaltung, hier möge man Frankreich denn auch 
nicht für liberaler halten als l!)eutschland, beide gehen nicht 
sonderlich verschiedene Wege. Französische Männer im Alter 
von zwanzig bis zu dreißig Jahren, die noch im französischen 
Heere dienstpflichtig sind, bedürfen zur Erwerbung ausländischen 
Bürgerrechts der Genehmigung ihrer Regierung, anderen 
Falles bleiben sie Franzosen. Damit schrumpft der also in B»hrfeidtö2. 
wichtigster Weise durchbrochene französische Beendigungsgrund- 
satz zu einer von mehreren brauchbaren Eegeln zusanmien. 
Eine weitere brauchbare Eegel liegt in der englischen Tendenz 
der zwecks Streitvermeidung ruhenden und gerade dadurch 
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erhaltenen Staatsangehörigkeit^ eine dritte in der spanischen 
Möglichkeit der Erhaltung trotz fremder Naturalisation. Und 
eine vierte erkennen wir trotz allem in dem deutschen^ bei 
vorhandenem Heeresinteresse ^ zehnjährigen Zwange der Bürger- 
rechtserhaltung trotz fremder Naturalisation^ weil diese Frist das 
Heeresinteresse am klarsten ausdrückt. Ist unser System zu 
starr und deshalb verlustf ordernd, so werden wir in einer Ver- 
einigung unseres Bechtes mit dem französisch-englischen das 
Heil zu suchen haben. 

Bisher ist eine solche Vereinigung noch niemals geglückt. 

Ander«: Sclbst gegenüber der Autorität eines von Mabtitz, wie gegen- 

iiehmann 67. Über Lehmakk uud Bahbfeldt wciseu wir es von der Hand, die 

Babrfeldt 69. , i.iii-^ j 

liösung dann zu finden, dan man, gleich den Gesetzen des 
Nordens, den deutschen und französischen Verlustgrund auf- 
einanderhäuft. Eine Häufung ist keine Vereinigung, es 
gilt eine andere Verständigung zu finden. 



Siebentes Hanptstüek« 
Unsere künftige Ausbürgernng. 

(Die zwei letzten Forderungen.) 

1 Um unserem Verjährungsverluste die Unbeholfenheit zu 

Bendix288. nehmen, hat Bsndix vorgeschlagen, die Nichteintragung in die 

Matrikel des Konsuls als Verlustgrund abzuschaffen und an 

deren Stelle ein anderes negatives Verlustmerkmal zu setzen: 

die Unterlassung einer Anerkennung der Beichsangehörigkeit 

gegenüber einer deutschen Behörde während eines zehnjährigen 

• 

Zeitraumes. Wer also in Privat-, Gerichts- oder Verwaltungs- 
sachen sein Reichsdeutschtum geltend macht, der soll sich damit 
vor dem Verluste schützen, wer zehn Jahre lang schweigt, sein 
Deutschtum verlieren. Diese Lösung hat vor dem gegen- 
wärtigen Rechte voraus, daß sie mancherlei Möglichkeiten einer 
Anerkennung eröffnet. Sie ist trotzdem zu verwerfen, weil die 
Nachsuchung von Schutz oder Rat von dem Zufalle abhängt, 
dafi man des Schutzes oder Rates bedarf. Sie ist zu verwerfen 
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wie jedes Verlustsystem, das sich lediglich auf Unterlassung 
stützt, die Vermutung also immer noch auf den Verlustwillen 
abstellt und eine positive Erhaltungshandlung fordert. 

Das eben ist der Unterschied zwischen unserer und der 
zumeist von der Wissenschaft vertretenen Auffassung: wenn wir 
die Vermutung fortan auf den Erhaltungswillen am Reiche ab- 
gestellt wissen wollen, so können wir eines positiven Merkmals 
des Verlustwillens in Gestalt einer Verlusthandlung nicht 
entraten. 

Wir weigern uns mit Bendix, den Verlust nach französischer BencUx 287. 
Weise ausschließlich auf den Bürgerrechtswechsel oder, dem oft 
gehörten deutschen Rufe folgend, ausschließlich auf Antrag und 
Entlassung abzustellen. Auf unserem Gange durch die Rechte 
der Welt konnten wir feststellen, daß unsere viel angefochtenen 
zehn Jahre nach positiver Richtung, soll heißen als die zehn 
Jiahre einer, wo die Wehrpflicht mitspricht, unbedingten Erhaltung 
am Reiche, für einen Militärstaat durchaus brauchbar sind. Der 
Fehler steckt erst in der starren, mit Ablauf der zehn Jahre 
einsetzenden Verneinung. 

Rücken wir die Bejahung des Deutschtums kecklich in 
den Vordergrund, so erkennen wir, worauf es ankommt: Sollen 
die zehn Jahre zum Verluste führen, so darf das beileibe nicht 
die Folge bloßer Unterlassungen sein, eine positive Verlust- 
handlung muß innerhalb der zehn unbenutzten Jahre hinzutreten. 

Dieses positive Verlustmerkmal — und zwar das einzig 
denkbare — geben uns Frankreich und mit ihm die Weltrechte 
an die Hand: es liegt in der freiwilligen fremden Naturalisation. 

Nur ist das Merkmal richtig in die Rechnung ein-so Bendix 293. 
zustellen. Wollte man den Reichsbehörden mit Bbndix ver- 
statten, den also Naturalisierten in Fällen mangelnden Staats- 
interesses ohne seinen Antrag schon vor zehn Jahren aus unseren 
Listen zu streichen, so würde das eine erneute Abkehr von 
freier Willensforschung bedeuten. Wir würden in den Irrtum 
der nordischen Gesetzgebung verfallen: es würde wieder der 
französische Verlustgrund auf unseren Verlustgrund gehäuft 
werden. Wir fordern gerade, daß beide Verlustgründe niemals 
alternativ den Verlust herbeiführen dürfen. Lassen wir beide 
nebeneinander gelten, so fordern wir, daß beide zusammen- 
kommen müssen, um den Verlust zu bewirken. 

Damit vereinigen wir das bisherige negative Verlustprinzip 
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mit dem positiven Prinzip der nationalen Verbände, das Einzel- 
interesse und das Staatsinteresse ^ den Einzel willen und den 
Staatswillen, das Alte und das Neue. 

Praktisch gesprochen, muß nach unserer Absicht der 
Deutsche, wenn er ein fremdes Bürgerrecht erwirbt, imstande 
sein, sich daneben sein Deutschtum durch konsularische Ein- 
tragung zu sichern. Will man ihn umgekehrt wegen zehnjähriger 
Nichteintragung streichen, so muß er es in der Hand haben, auf 
den Nichterwerb fremden Bürgerrechts zu verweisen. 

Wir erheben insoweit also die gleiche Forderung, wie sie 
Bra.un -Wiesbaden zur Zeit der Gesetzentstehung erhob und wie 
sie später die erste Kommission der Kolonialgesellschaft auf- 
stellte: Verlust nur bei zehnjähriger Unterlassung der 
Eintragung, verbunden mit dem freiwilligen Erwerbe 
fremden Bürgerrechts. Das Ist unsere achte Forderung. 

n, Schwarz auf weiß kann dann freilich der Konsul die 
Schar seiner Schutzbefohlenen nicht übersehen: es kann Deutsche 
neben den eingetragenen Deutschen geben. Schon heute aber 
wirkt die Liste erst nach zehn Jahren für den einzelnen ent- 
scheidend, sie ergibt nur die Gestrichenen, nicht die Gebliebenen. 
Trösten wir uns also damit, daß auch den Konsuln der anderen 
Länder die listenmäßige Übersicht fehlt, obwohl sie gleichfalls 
Listen führen mögen. Man furchtet, daß sieh mancher Mann 
erst im Falle der Not auf das Deutschtum besinnen und 
nach langer Passivität auf unseren Schutz zurückgreifen 
könne. Auch darin ergeht es anderen Ländern nicht anders. 
Begegnen andere Länder solchen Schutzgesuchen durch den 
Hinweis auf die fremde Naturalisation, so sind wir nicht besser 
und nicht schlechter gestellt, wenn wir vom Schutzsuchenden, 
sofern er sich innerhalb zehn Jahren nicht eintragen ließ, den 
Nachweis der fehlenden fremden Naturalisation fordern. Es 
geht nicht anders: soll unsere Liste über zehn Jahre hinaus nicht 
lediglich verlustbringend wirken, so muß sie den Charakter der 
Ausschließlichkeit verlieren. 

in. Das alles gilt zunächst für großjährige Auswan- 
derer. Die Kommission der Kolonialgesellschaft nahm die 
minderjährigen Auswanderer aus, für sie, wie für die Ausland- 
geburt sollte nach dem damaligen Plane die zehnjährige Nicht- 
eintragung auch ohne fremde Naturalisation ein Verlustgrund sein. 

Es kommt das hinaus auf die schon heute vom Keichsgerichte 
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den Minderjährigen gegebene selbständige Verjährung. Will 
man auf minderjährige Deutsche den ungemilderten Yerjährungs- 
gedanken zur Anwendung bringen^ so fragt es sich: Wann soll 
die Verjährung beginnen? Etwa im minderjährigen Alter? 
Nimmermehr^ denn das widerspricht dem obersten Grundsatze der 
Willensfreiheit. Etwa im Alter der Volljährigkeit? Das hieße 
die zehnjährige Frist für die minderjährigen Auswanderer^ auf 
die das fremde Land und Volk naturgemäß stärker einwirken^ 
gegenüber den Großjährigen verlängern. Würde man endlich 
die Verjährung nach gewöhnUchen Grundsätzen beginnen, frühe- 
stens aber im Alter der Volljährigkeit enden lassen, so kann der 
Zwang der Wehrpflicht vor der Entscheidung beginnen. In der 
Tat will das System der heutigen Verjährung auf Minderjährige 
überall nicht passen. Bezeichnend ist denn auch, daß uns unser 
veraltetes Gesetz jede Antwort schuldig blieb, bis die Eecht- 
sprechung des Eeichsgerichts den gordischen Ejioten durchschlug 
und den freien Willen strich. Die Kolonialgesellschaft kann das 
nicht wollen. Sie braucht es auch nicht zu wollen. Behandeln 
wir minderjährige und großjährige Auswanderer gleich, so fällt 
nach unserem Systeme ein selbständiger Verlust für Minderjährige 
von selbst dahin, da sie ein fremdes Bürgerrecht nicht selbständig 
und freiwillig erwerben können. 

IV. Übrigens ist der selbständige Verjährungsverlust Minder- 
jähriger selten. Für die heutigen Deutschkinder lebt und stirbt 
das deutsche Bürgerrecht in der Fremde in der Hauptsache mit 
demjenigen des Vaters. Weit wesentlicher ist deshalb, ob Deutsch- 
land dem Vorgange der meisten Völker folgen und mit der 
Vererblichkeit des Verlustes brechen will. 

Wir müssen diese einschneidende und doch so selten auf- 
geworfene Frage schweren Herzens verneinen, weil für die Be- 
handlung minderjähriger Deutscher stets das Moment der Heeres- 
pflicht maßgeblich ist und bleibt. 

Zunächst für die nicht im Auslande Geborenen. Wer Deutsch- 
land im Alter der Großjährigkeit verläßt, der wird für die Kegel 
ein dienstfreier oder ^gedienter^ Mann sein, wer minderjährig 
auswandert, für dessen Entlassung wird meistens gesorgt werden, 
für ihn werden Auswanderung und Ausbürgerung wie in Zeiten 
des Despotentums meist zusammenfallen. Wo aber diese Ent- 
lassung verabsäumt oder versagt wird, da begegnen wir einer 
bedeutsamen Erscheinung: der deutsche Vater macht vom Ab- 
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stammungsgrundsatze zu Ungunsten des Deutschtums Gebrauch: 
er bürgert sich seiner Söhne wegen aus. Töchter oder Söhne, 
das ist gar zu oft das entscheidende Kriterium. 

Diese Vorgänge zu hemmen oder zu unterdrücken, ist unser 
Soldatenland kaum imstande. Läßt Frankreich den Verlust 
nicht vererben, um dem freien Willen Zügel anzulegen und seine 
Sieber I. 509. gepriesenen Grundsätze zu durchbrechen und läßt Italien gar 
den durch Naturalisation Entbürgerten wehrpflichtig bleiben, so 
werden diese Länder kaum bessere Erfahrungen machen als wir. 
Es muß uns genügen, wenn wir unseren zehn Jahren das diesen 
Ländern entlehnte Erfordernis fremden Bürgerrechtserwerbes hin- 
zufügen und daneben bei den Grundsätzen unserer Entlassung 
und Verlustvererblichkeit verbleiben. Wir handeln damit nach 
germanischen Eechtssätzen, deutsch und wahr, und bleiben bei 
der Einheitlichkeit der Familie. 

V. Da uns jedoch der freie, erst bei Eintritt der Volljährig- 
keit freiwerdende Wille des Kindes, sofern er zum Deutschtum 
strebt, über alles gehen muß, so werden wir mit Fug und Recht 
zu einem weiteren Hilfsmittel greifen dürfen. Wir werden einem 
jeden, der die Eeichsangehörigkeit nicht kraft eigenen Antrages 
sondern in der Person des Vaters verlor, das Recht zu geben 
haben, sich vor dem Konsul oder der Heimatsbehörde, im Li- 
lande oder Auslande, immer aber in dem der Volljährigkeit 
folgenden Jahre, für deutsch zu erklären, im Auslande also 
die selbständige Eintragung in die konsularischen Listen — unter 
Entstehung der Heerespflicht — zu erwirken. 

Das freilich mit einer Einschränkung: Ist ein fremdes 
Bürgerrecht vorab durch den Vater für den Sohn ohne Ein- 
tragung in die deutschen Listen erworben, so wird für dessen 
Dauer nach englischem Muster eine Schutzverweigerung gegen- 
über dem Naturalisationsstaate einzutreten haben. Für die Aus- 
landgeburt daneben auch für die Dauer des Aufenthalts im 
Geburtsstaate. 

In diesem eingeschränkten Rechte besteht unsere nennte 
Fordernng. 

Wir prüfen diesen Vorschlag an dem schwerwiegendsten 
Einwände, der gemacht werden kann, an der Auslandgeburt. Als 
hätten wir mit einer gefährlichen Vererbung des Deutschtums 
trotz aller gegenteiligen Erfahrungen zu rechnen, mahnt uns die 
Theorie zur Vorsicht. Es entsteht die Frage, wie weit wir. 
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wenn nicht in erster, so doch in zweiter oder dritter Ausland- 
generation der Aaslandhoheit auf Grund der Auslandgeburt nach- 
zugeben haben. 

Besitzen wir die nötige Geschmeidigkeit, so brauchen wir 
uneingeschränkt weder das eine noch das andere zu tun. Wir 
brauchen den Verlust nur bedingt, nur ausgestattet 
mit dem Erwerbsrechte, wie soeben vorgeschlagen, 
vererben zu lassen. Wir haben es als einen Wesenszug der 
fremden Geburtseinbürgerung erkannt, daß sie die Frage der 
Staatsangehörigkeit des im Lande geborenen Fremdkindes bis 
zur Volljährigkeit mehr oder weniger in der Schwebe läßt. 
Dieser Schwebezustand gestattet, den eigenen Zwang zu meiden 
und dem fremden Zwange die Kraft zu nehmen. 

Opticus- und Ausschlagungsrecht verlegen die fremden 
Völker in das der Volljährigkeit folgende Jahr. Dem angepaßt, 
brauchen wir nicht zu unterscheiden zwischen Option und Aus- 
schlagung, entspringen doch beide im letzten Grunde einem noch 
so sehr verschleierten Wahlrechte. Wir brauchen nicht, was 
sonst geschehen müßte, der fremden Vermutung die Vermutung 
des Gegenteils, dem fremden Erwerbsrechte die deutsche Aus- 
schlagung, dem fremden Verzichtrechte die deutsche Option 
gegenüberzustellen. Bis zum Entseheidungsjahre kann genau, 
wie bisher, mangels Entlassung als deatseh nur gelten, 
wessen Täter Ms zu diesem Zeitpunkte als Deutseher gelebt 
hat oder vorher als Deutscher gestorben ist. Deutsch ge- 
bliebenen Deutsehkindern also muß, wie bisher, der unein- 
geschränkte Schutz des Reiches zur Seite stehen. Für die 
fibrigen fordern wir das Recht, sieh daheim und draußen, 
Tor der Heimatbehörde oder dem Konsal, unter Entstehung 
der Wehrpflicht für deutseh zu erklären, falls der Tater 
zur Zeit der Geburt ein Deutseher war. War nur der Groß- 
vater ein Deutscher, so setzt die durch die Zustimmung der Be- 
hörden bedingte Möglichkeit nicht das Recht der Wiederauf- 
nahme ein. Und immer helfe uns der englische Grundsatz der 
Schutzverweigerung und zeitweilig ruhenden Staatsangehörigkeit 
gegenüber dem Gjßburts- oder Adoptivstaate, einem bekannten 
Jahrmarktsspielzeuge vergleichbar. Mag immer der Deckel so 
lange als nötig verschlossen bleiben, ist das Hindernis des fremden 
Bürgerrechts und fremden Aufenthalts beseitigt, so lassen wir 
das Deutschtum aus dem Kasten springen, dank unserer viel- 
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geschmähten und verbesserten^ alsdann wirklich der Erhaltung 
dienenden „Matrikel''. 

Wird dieses den Kindern ehemaliger Dentscher zn ge- 
währende Erwerhsreeht an das der Tol^ährigkeit folgende 
Jahr geknüpft^ so sichert uns das TOr plötzlichen Ansprächen 
solcher, die uns im Stiche ließen; Nach Yersäumung der 
Frist bleibt wiederum die Möglichkeit, aber nicht das Eecht der 
Wiederaufnahme, gestützt auf die Abstammung von reichsdeutschem 
Volke. Beides unter Entstehung der Wehrpflicht. Und immer 
setzt von neuem die Vererbung des Deutschtums mit ihren Ver- 
lustmöglichkeiten oder umgekehrt und richtiger gesagt, die deutsche 
Verlustvererbung mit ihren Wiedererwerbsmöglichkeiten ein. 
Wird uns das zn yiele Deutsche bringen? Wir glanben 
es nicht. 

VL Nicht erörtert haben wir die Frage straf weisen Ver- 
lustes und die Frage des Bürgerrechts der unehelichen wie 
der legitimierten Kinder. Es ist in diesem Punkte unserem 
geltenden Gesetze nichts hinzuzufügen. 

Nicht erörtert ist endlich die Lage der Ehefrauen. Sie 
befinden sich in einer Ausnahmestellung durch die Ehe, weil 
diese durchgängig nach internationalem Kechte zum Wechsel des 
Bürgerrechts führt und zwar auch dann, wenn der Ehemann als 
Fremder im Lande wohnt. An diesen Grundsätzen ist nicht zu 
rütteln. Es wäre lediglich zu wünschen, daß unser künftiges 
Gesetz die für männliche und gleich ihnen natürlich auch für 
nicht verheiratete weibliche Deutsche zu schaffenden Wieder- 
gewinnungsgrundsätze ausdehnen möge auf diejenigen ehemals 
deutscher Frauen, deren Ehe geschieden oder durch den Tod 
des Ehegatten beendigt ist. 



Damit sind wir am Ende. Auf unseren Versuch, das mathe- 
matische Exempel deutschen Bürgerrechts zu lösen, blicken wir 
noch einmal mit bescheidenem Ernste zurück. 

Neun Forderungen waren es, die wir aufstellten. Die drei 
ersten handelten von Eeich und Einzelstaat. Es galt, im Aus- 
lande das Eeich, sein Angehörigkeitsrecht und seine Aufsicht in 
die Front zu rufen. 

Die achte Forderung hielt die Entlassung auf Antrag — 
sofern es die Wehrpflicht erlaubt — aufrecht wie bisher. Sie 
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stellte daneben unsere heutige zehnjährige Verjährung, aber ab- 
hängig in ihrer Wirkung von freiwilliger Fremdnaturalisation. 
Bis zu zehn Jahren hielt sie das Deutschtum aufrecht trotz 
solcher Naturalisation — wie bisher. 

Die neunte ließ die minderjährigen Kinder eines vor ihrer 
Volljährigkeit entdeutschten Vaters mit ihm ausscheiden — wie 
bisher. Sie gab ihnen aber in einjähriger Frist nach Volljährig- 
keit ein Erwerbsrecht des Deutschtums in der ganzen Welt, mit 
Schutzverweigerung gegenüber dem Adoptivstaate bei Fortdauer 
von dessen Bürgerrecht und gegenüber dem Geburtsstaate für 
die Dauer des dortigen Aufenthalts. 

Die vierte und sechste gab bei reichsdeutscher Abstam- 
mung irgendwelchen Grades eine bedingte Wiederaufnahme, aber 
verweigert im Auslande, solange das Bürgerrecht des Aufent- 
haltsstaates besteht. Im übrigen Schutzverweigerung an Stelle 
des Hindernisses fremden Bürgerrechts. Das heutige Wieder- 
aufnahmerecht im Inlande wünschten wir gleichermaßen be- 
freit von diesem Hindernisse. Dieses Becht auszudehnen auf 
die durch Vater oder Großvater entdeutschten Rückwanderer^ 
bestand kein Bedürfnis, zumal wir 

fünftens eine erleichterte Inlandnaturalisation für alle Ein- 
Wanderer reichsdeutschen und Volksdeutschen Stammes, erleichtert 
gegenüber den möglichst an eine Aufenthaltsfrist zu bindenden 
Volksfremden forderten. 

Zum siebenten verlangten wir eine gesetzliche Eindeutschung 
der in Deutschland geborenen Fremdkinder, mit Ausschlagungs- 
recht. Möglichst verschärft bei deutscher (oder doch reichs- 
deutscher) Abstammung, möglichst abgeschwächt dagegen bei 
volksfremder Abstammung. 

Mit bescheidenem Ernste, sagten wir. Denn eine Durch- 
führung unserer Aufgabe ist bedingt von der Erkenntnis ihrer 
Größe wie von einem tiefgründigen und mutigen Eingriffe in 
schwerwiegende Fragen. Drei Dinge sind es, die uns, verglichen 
mit den englischen und französischen Bivalen, eine Ausnahme- 
stellung unter den Völkern geben, Menschenreichtum und 
Bodenmangel, verbunden mit der Heerespflicht. Drei 
Dinge also, die in dieser Vereinigung weder das Söldnerland 
England noch das menschenarme französische Kolonialreich 
kennen, zwingen Deutschlands Bürgern und Parlamentariern die 
scharfe Waffe deutschen Verstandes in die Hand. 
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Vor allem aber Deutschlands Rechtsgelehrten. Der deutsche 
Michel tritt in ihre Schmiede, er wirft sein Steinschwert auf den 
Tisch, weil es unhandlich und plump, am Schafte zerbrach. Ein 
jeder mag ein Mehrer des Reiches werden, der eine Waffe 
schmieden hilft, stählern aber biegsam und geschmeidig. 

Täuschen die Vorboten nicht, so wird uns der Herbst 
Regierungsvorschläge bringen, die mit der Erschwerung un- 
gewollten Bürgerrechtsverlustes und mit der Erleichte- 
rung der Wiederaufnahme wichtige Forderungen erfüllen. 
Fraglich bleibt, ob ganze Arbeit getan und ob vor allem die 
Behandlung der Fremdgeburt im Inlande, wie der Deutschgeburt 
im Auslande in Angriff genommen werden kann. Es ist, als sei 
die Zeit noch nicht reif. Das Hochziel aber gilt es zur Stunde 
des Anfangs den Deutschen zu zeigen: ein gesundes Boden- 
recht im Inlande, ein gesundes Blutsrecht im Auslande und 
beides, soweit ein Heervolk das zulassen kann, unter Wahrung 
des freien Willens als des köstlichsten Menschengutes. - 



In Rücksicht auf die wenigen Einzelheiten, die in letzter 
Stunde über den Regierungsentwurf bekannt werden, sei übrigens 
bemerkt, daß die , Wiederaufnahme", wie sie das bisherige Gesetz 
kannte, ihrem Wesen nach nichts anders darstellt, als eine Kor- 
irektur des Abwesenheitsverlustes in solchen Fällen, in denen 
er zur Staatslosigkeit geführt hat. ' Wer ausschied, ohne sich 
umzubürgern, dem soll geholfen werden. Jenes Optionsrecht 
(Wahlrecht) aber, das wir neben der ^Wiederaufnahme* ein- 
geführt wissen möchten im Auslande für die dort von einem 
deutschen Vater geborenen und mit dem Vater (durch den 
Vater) entbürgerten Kinder, ausübbar im Alter der Volljährig- 
keit, stellt eine Korrektur des Umstandes dar, daß wir, anders 
als die meisten romanischen Völker, mit dem Vater die Familie 
ausbürgern. Diese Option, und nicht die Wiederaufnahme 
bildet femer die richtige Korrektur der fremden, gleichfalls 
bei Volljährigkeit wirksam werdenden Geburtseinbürgerungs- 
gesetze. 
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Und noch ein Schlußwort über das Hindernis fremden 
Bürgerrechts bei Wiederaufnahme. Es heißt, der Neuentwurf 
werde die Matrikel des Konsuls gänzlich fallen lassen, sie also 
auch als Erhaltungsmatrikel bei Doppelbürgerrecht nicht kennen. 
Es heißt, er werde nicht, wie das englischer, konservativer 
Gepflogenheit entsprechen würde, weiterbauen auf dem, was wir 
einmal haben, er werde vielmehr — vielleicht schon für den 
Auswanderer selbst — das englische Becht freier Umbürgerung 
im Auslande in Vorschlag bringen, ohne jenen von uns nach- 
gewiesenen, durch die scharfe englische Geburtseinbürgerung 
geschaffenen Ausgleich und ohne jenes von uns nachgewiesene 
Erhaltungsmittel, das in der englischen, in Konfliktsfällen ruhen- 
den Staatsangehörigkeit (Schutzverweigerung) liegt. Alles das 
trotz der gewaltig unterschiedlichen politischen und wirtschaft- 
lichen Lage, in der sich englische und deutsche Auswanderer 
befinden, gemildert lediglich durch eine ausgedehnte deutsche, in 
England unbekannte ^Wiederaufnahme". 

Ist das zu erwarten und geht unser Wehrvolk tatsächlich 
über zum englischen Grundsatze freier Umbürgerung, so bleibt 
nur eines, als das im Augenblicke wichtigste zu sagen: 

Dem Grundsatze der freien Ausbürgerung huldigen heißt, 
dem neuen Herrn die Aufnahme des Deutschen verstatten, ohne 
daß Deutschland gefragt würde. Je ausschlaggebender demnach 
der Erwerb fremden Bürgerrechts bei deutscher Ausbürgerung 
werden sollte, desto weniger darf er als Hindernis deutscher 
Wiederaufnahme gelten. Denn hier braucht, unter Anwendung 
der nötigen Vorsicht und Geschmeidigkeit, der alte Herr nicht 
nach dem neuen zu fragen, so wenig umgekehrt der neue früher 
nach dem alten fragte. Das ist ein Grundsatz gesunder Politik: 
„do ut des". Was weiter von der Religion gilt, gilt nicht ohne 
weiteres vom Staate, hier ist es unter Umständen folgerichtiger, 
zweien Herren zeitweilig nebeneinander, statt nacheinander zu 
dienen, nicht obwohl, sondern weil unsere Treue eine ganz 
besondere Treue ist. 

Eine Million an Deutschen, so heißt es, könne durch 
eine kluge Politik dem Deutschtume gerettet werden. Und 
sei es auch nur ein Zehntel oder ein Hundertstel, uns bleibt 
es gleich. Deutschland erwartet, daß ein jeder Mann seine 
Pflicht tue. Ihr Wenigen also, die ihr Bescheid wißt im 
einschlägigen Rechte der Völker: Heraus mit eurer Wissen- 
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Schaft^ keine Elritik;^ aber tapfere Hilfe! Dann wird dem guten 
Anfang in künftigen Jahren ein gutes Ende folgen. Und 
was wir etwa für heute ohne Erfüllung fordern sollten^ so 
der Vortritt des Reiches bei Aufnahme im Auslände^ so die 
Begelung deutscher Binnenwanderung^ so endlich die von Vor- 
sicht getragene Geburtseinbürgerung auf deutschem Boden^ als 
Waffe gegen Bancroft und das Becht der Welt, wird kommen, 
weil es kommen muß. 
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Der Bancroftvertrag mit dem Norddeutschen 

Bnnde. 

Artikel 1. 

Angehörige des Norddeutschen Bundes, welche naturalisierte Staats- 
angehörige der Vereinigten Staaten von Amerika geworden sind und 
fünf Jahre lang ununterbrochen in den Vereinigten Staaten zugebracht 
haben, sollen von dem Norddeutschen Bunde als amerikanische Angehörige 
erachtet und als solche behandelt werden. 

Ebenso sollen Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von Amerika, 
welche naturalisierte Angehörige des Norddeutschen Bundes geworden 
sind und fünf Jahre lang in Norddeutschland zugebracht haben, von den 
Vereinigten Staaten als Angehörige des Norddeutschen Bundes erachtet 
und als solche behandelt werden. 

Die bloße Erklärung der Absicht, Staatsangehöriger des einen oder 
des andern Teils werden zu wollen, soll in Beziehung auf keinen der 
beiden Teile die Wirkung der Naturalisation haben. 

Artikel 2. 

Ein naturalisierter Angehöriger des einen Teils soll bei etwaiger 
Eückkehr in das Gebiet des andern Teils wegen einer, nach den dortigen 
Gesetzen mit Strafe bedrohten Handlung, welche er vor seiner Aus- 
wanderung verübt hat, zur Untersuchung und Strafe gezogen werden 
können, sofern nicht nach den bezüglichen Gesetzen seines ursprünglichen 
Vaterlandes Verjährung eingetreten ist. 

Artikel 3. 

Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika einer- 
seits und Preußen und andern deutschen Staaten anderseits, wegen der in 
gewissen Fällen zu gewährenden Auslieferung der vor der Justiz flüchtigen 
Verbrecher, welcher am 16. Juni 1852 abgeschlossen worden ist, wird 
hiermit auf alle Staaten des Norddeutschen Bundes ausgedehnt. 
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Artikel 4. 

Wenn ein in Amerika naturalisierter Deutscher sich wieder in Nord- 
deutschland niederläßt ohne die Absicht nach Amerika zurückzukehren, 
so soll er als auf seine Naturalisation in den Vereinigten Staaten Ver- 
zicht leistend erachtet werden. 

Ebenso soll ein in dem Norddeutschen Bunde naturalisierter Ameri- 
kaner, wenn er sich wieder in den Vereinigten Staaten niederläßt ohne 
die Absicht, nach Norddeutschland zurückzukehren, als auf seine Naturali- 
sation in Norddeutschland Verzicht leistend erachtet werden. 

Der Verzicht auf die Bückkehr kann als vorhanden angesehen 
werden, wenn der Naturalisierte des einen Teils sich länger als zwei Jahre 
in dem Gebiete des andern Teils aufhält. 

Artikel 5. 

Der gegenwärtige Vertrag tritt sofort nach dem Austausch der Rati- 
fikationen in Kraft und hat für zehn Jahre Gültigkeit. Wenn kein Teil 
dem andern sechs Monate vor dem Ablauf dieser zehn Jahre Mitteilung 
von seiner Absicht macht, denselben dann aufzuheben, so soll er femer 
in Ejraft bleiben bis zum Ablauf von zwölf Monaten, nachdem einer der 
kontrahierenden Teile dem andern von einer solchen Absicht Kenntnis 
gegeben. 

Artikel 6. 

Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert werden von Seiner Majestät 
dem Könige von Preußen im Namen des Norddeutschen Bundes und von 
dem Präsidenten unter und mit Genehmigung des Senate der Vereinigten 
Staaten, und die Ratifikationen sollen zu Berlin innerhalb sechs Monaten 
vom heutigen Datum ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diese Übereinkunft 
unterzeichnet und besiegelt. 



Berlin, den 22. Februar 1868. 



(L. S.) Bernhard König. 
(L. S.) George Bancroft. 



Gesetz über die Erwerbung und den Verlust 
der Bundes- und Staatsangehörigkeit 

vom 1. Juni 1870. 

§1. 
Die Bundesangehörigkeit wird durch die Staatsangehörigkeit in einem 

Bundesstaate erworben und erlischt mit deren Verlust. 

6* 
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§2. 
Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate wird fortan nur 
begründet 

1. durch Abstammung (§ 8), 

2. durch Legitimation (§ 4), 
8. durch Verheiratung (§ 5), 

4. für einen Norddeutschen durch Aufnahme und 

5. für einen Ausländer durch Naturalisation (§ 6 ff.). 
Die Adoption hat für sich allein diese Wirkung nicht. 

§3. 
Durch die Geburt, auch wenn diese im Auslande erfolgt, erwerben 
eheliche Kinder eines Norddeutschen die Staatsangehörigkeit des Vaters, 
uneheliche Kinder einer Norddeutschen die Staatsangehörigkeit der Mutter. 

§4. 

Ist der Vater eines unehelichen Kindes ein Norddeutscher und besitzt 

die Mutter nicht die Staatsangehörigkeit des Vaters, so erwirbt das Kind 
durch eine den gesetzlichen Bestimmungen entsprechende Legitimation 
die Staatsangehörigkeit des Vaters. 

§5. 
Die Verheiratung mit einem Norddeutschen begründet für die Ehe- 
frau die Staatsangehörigkeit des Mannes. 

§6. 
Die Aufnahme, sowie die Naturalisation (§ 2 Nr. 4 und 5) erfolgt 
durch eine von der höheren Verwaltungsbehörde ausgefertigte Urkunde- 

§7. 

Die Aufnahme -Urkunde wird jedem Angehörigen eines anderen 
Bundesstaates erteilt, welcher um dieselbe nachsucht und nachweist, dafi 
er in dem Bundesstaate, in welchem er die Aufnahme nachsucht, sich 
niedergelassen habe, sofern kein Grund vorliegt, welcher nach den §§ 2 
bis 5 des Gesetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 die 
Abweisung eines Neuanziehenden oder die Versagung der Fortsetzung des 
Aufenthaltes rechtfertigt. 

§8. 

Die Naturalisationsurkunde darf Ausländern nur dann erteilt werden, 
wenn sie 

L nach den Gesetzen ihrer bisherigen Heimat dispositionsfähig 
sind, es sei denn, daß der Mangel der Dispositionsfahigkeit 
durch die Zustimmung des Vaters, des Vormundes oder Kurators 
des Aufzunehmenden ergänzt wird; 

2. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt haben; 

3. an dem Orte, wo sie sich niederlassen wollen, eine eigene 
Wohnung oder ein Unterkommen finden; 

4. an diesem Orte nach den daselbst bestehenden Verhältnissen sich 
und ihre Angehörigen zu ernähren imstande sind. 

Vor Erteilung der Naturalisationsurkunde hat die höhere Verwaltungs- 
behörde die Gemeinde, beziehungsweise den Armenverband desjenigen 
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Ortes, wo der Aufzunehmende sich niederlassen will, in Beziehung auf 
die Erfordernisse unter Nr. 2, 3 und 4 mit ihrer Erklärung zu hören. 

§9. 

Eine von der Eegierung oder von einer Zentral- oder höheren Ver- 
waltungsbehörde eines Bundesstaates vollzogene oder bestätigte Bestallung 
für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst oder in den 
Kirchen-, Schul- oder Kommunaldienst aufgenommenen Ausländer oder 
Angehörigen eines anderen Bundesstaates vertritt die Stelle der Naturali- 
sationsurkunde, beziehungsweise Aufnahmeurkunde, sofern nicht ein ent- 
gegenstehender Vorbehalt in der Bestallung ausgedrückt wird. 

Ist die Anstellung eines Ausländers im Bundesdienst erfolgt, so 
erwirbt der Angestellte die Staatsangehörigkeit in demjenigen Bundes- 
staate, in welchem er seinen dienstlichen Wohnsitz hat. 

§ 10. 
Die Naturalisationsurkunde, beziehungsweise Aufnahmeurkunde, be- 
gründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle mit der Staats- 
angehörigkeit verbundenen Bechte und Pflichten. 

§ 11. 
Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erstreckt aich, insofern nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf 
diejenigen minderjährigen Kinder, deren gesetzliche Vertretung dem Auf- 
genommenen oder Naturalisierten kraft elterlicher Gewalt zusteht. Aus- 
genommen sind Töchter, die verheiratet sind oder verheiratet gewesen sind. 

§ 12. 
Der Wohnsitz innerhalb eines Bundesstaates begründet für sich allein 
die Staatsangehörigkeit nicht. 

§ 13. 
Die Staatsangehörigkeit geht fortan nur verloren: 

1. durch Entlassung auf Antrag (§§ 14£.); 

2. durch Ausspruch der Behörde (§§ 20 und 22); 

3. durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande (§ 21); 

4. bei unehelichen Kindern durch eine den gesetzlichen Bestim- 
mungen gemäß erfolgte Legitimation, wenn der Vater einem 
anderen Staate angehört als die Mutter; 

5. bei einer Norddeutschen durch Verheiratung mit dem Angehörigen 
eines andern Bundesstaates oder mit einem Ausländer. 

§ 14. 
Die Entlassung wird durch eine von der höheren Verwaltungsbehörde 
des Heimatsstaates ausgefertigte Entlassungsurkunde erteilt. 

§ 14 a. 

Die Entlassung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher Gewalt 
oder Vormundschaft steht, kann von dem gesetzlichen Vertreter nur mit 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts beantragt werden. 

Die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ist nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die. Entlassung fü£ sich und zugleich 
kraft eiterlicher Gewalt für ein Eänd beantragt. Erstreckt sich der 
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« 

Wirkungskreis eines der Matter bestellten Beistandes auf die Sorge für 
die Person des Kindes, so bedarf die Mutter in einem solchen Falle der 
Genehmigung des Beistandes zu dem Antrag auf Entlassung des Kindes. 

§ 15. 

Die Entlassung wird jedem Staatsangehörigen erteilt, welcher nach- 
weist, daß er in einem anderen Bundesstaate die Staatsangehörigkeit 
erworben hat. 

In Ermangelung dieses Nachweises darf sie nicht erteilt werden: 

1. Wehrpflichtigen, welche sich in dem Alter vom vollendeten 
siebenzehnten bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahre befinden, bevor sie ein Zeugnis der Ejreisersatzkommission 
darüber beigebracht haben, daß sie die Entlassung nicht bloß 
in der Absicht nachsuchen, um sich der Dienstpflicht im stehen- 
den Heere oder in der Flotte zu entziehen; 

2. Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur Flotte 
gehören, Offizieren des Beurlaubtenstandes und Beamten, bevor 
sie aup dem Dienste 'entlassen sind; 

3. den zur Beserve des stehenden Heeres und zur Landwehr, sowie 
den zur Reserve der Flotte und zur Seewehr gehörigen und nicht 
als Offiziere angestellten Personen, Nachdem sie zum aktiven 
Dienste einberufen worden sind. 

§ 16. 
ist in Wegfall gekommen. 

§ 17. 
Aus anderen als aus den in § 15 (und § 16) bezeichneten Gründen 
darf in Friedenszeiten die Entlassung nicht verweigert werden. Für die 
Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr bleibt dem Bundespräsidium 
der Erlaß besonderer Anordnungen vorbehalten. 

§ 18. 

Die Entlassungsurkunde bewirkt mit dem Zeitpunkte der Aushändigung 
den Verlust der Staatsangehörigkeit. 

Die Entlassung wird unwirksam, wenn der Entlassene nicht binnen 
sechs Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlassungsurkunde an 
seinen Wohnsitz außerhalb des Bundesgebietes verlegt oder die Staats- 
angehörigkeit in einem anderen Bundesstaate erwirbt. 

§ 19. 

Die Entlassung erstreckt sich, insofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren 
gesetzliche Vertretung dem Entlassenen kraft elterlicher Grewalt zusteht. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf Töchter, die verheiratet 
sind oder verheiratet gewesen sind, sowie auf Kinder, die unter der elter- 
lichen Gewalt der Mutter stehen, falls die Mutter zu dem Antrage auf 
Entlassung der Kinder nach § 14 Abs. 2 Satz 2 der Genehmigung des 

Beistandes bedarf. 

§ 20. 
Norddeutsche, welche sich im Auslande aufhalten, können ihrer 
Staatsangehörigkeit durch einen Beschluß der Zentralbehörde ihres Heimats- 
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Staates yerlustig erklärt werden, wenn sie im Falle eines Krieges oder 
einer Kriegsgefahr einer durch das Bandespräsidium für das ganze Bundes- 
gebiet anzuordnenden ausdrücklichen Aufforderung zur Bückkehr binnen 
der darin zu bestimmenden Frist keine Folge leisten. 

§21. 

Norddeutsche, welche das Bundesgebiet verlassen und sich zehn Jahre 
lang ununterbrochen im Auslande aufhalten, verlieren dadurch ihre Staats- 
angehörigkeit. Die vorbezeichnete Frist wird von dem Zeitpunkte des 
Austritts aus dem Bundesgebiete oder, wenn der Austretende sich im 
Besitz eines Beisepapieres oder Heimatsscheines befindet, von dem Zeit- 
punkte des Ablauts dieser Papiere an gerechnet. Sie wird unterbrochen 
durch die Eintragung in die Matrikel eines Bundeskonsulates. Ihr Lauf 
beginnt von neuem mit dem auf die Löschung in der Matrikel folgen- 
den Tage. 

Der hiernach eingetretene Verlust der Staatsangehörigkeit erstreckt 
sich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gesetz- 
liche Vertretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zusteht, so- 
weit sich die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen befinden. 
Ausgenommen sind Töchter, die verheiratet sind oder verheiratet gewesensind. 

Für Norddeutsche, welche sich in einem Staate des Auslandes min- 
destens fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten und in demselben zu- 
gleich die Staatsangehörigkeit erwerben, kann durch Staatsvertrag die 
zehnjährige Frist bis auf eine fünfjährige vermindert werden, ohne Unter- 
schied, ob die Beteiligten sich im Besitze eines Beisepapieres oder Heimats- 
scheines befinden oder nicht. 

Norddeutschen, welche ihre Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande verloren und keine andere Staatsangehörigkeit 
erworben haben, kann die Staatsangehörigkeit in dem früheren Heimats- 
staate wieder verliehen werden, auch ohne daß sie sich dort niederlassen. 
Norddeutsche, welche ihre Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande verloren haben und demnächst in das Gebiet des 
Norddeutschen Bundes zurückkehren, erwerben die Staatsangehörigkeit in 
demjenigen Bundesstaate, in welchem sie sich niedergelassen haben, durch 
eine von der höheren Verwaltungsbehörde ausgefertigte Auf nahmeurkunde, 
welche auf Nachsuchen ihnen erteilt werden muß. 

§ 22. 
Tritt ein Norddeutscher ohne Erlaubnis seiner Begierung in fremde 
Staatsdienste, so kann die Zentralbehörde seines Heimatsstaates denselben 
durch Beschluß seiner Staatsangehörigkeit verlustig erklären, wenn er 
einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritte binnen der darin be- 
stimmten Frist keine Folge leistet. 

§ 23. 
Wenn ein Norddeutscher mit Erlaubnis seiner Begierung bei einer 
fremden Macht dient, so verbleibt ihm seine Staatsangehörigkeit. 

§24. 
Die Erteilung von Aufnahmeurkunden und in den Fällen des § 15 
Absatz 1 von Entlassungsurkunden erfolgt kostenfrei. 
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Für die Erteilung von EntlasBungsurkuiideji in anderen als den im 

§ 15 Absatz 1 bezeichneten Fällen darf an Stempelabgaben und Aas- 

fertigungsgebühren zusammen nicht mehr als höchstens ein Taler erhoben 

werden. 

§25. 

Für die beim Erlasse dieses Gesetzes im Auslande sich aufhaltenden 
Angehörigen derjenigen Bundesstaaten, nach deren Gesetzen die Staats- 
angehörigkeit durch einen zehnjährigen oder längeren Aufenthalt im Aus- 
lande verloren ging, wird der Lauf dieser Frist durch dieses Gesetz nicht 
unterbrochen. 

Für die Angehörigen der übrigen Bundesstaaten beginnt der Lauf 

der im § 21 bestimmten Frist mit dem Tage der Wirksamkeit dieses 

Gesetzes. 

§26. 

Alle diesem G^etze zuwiderlaufenden Vorschriften werden aufgehoben. 

§ 27. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1871 in Kraft. 
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